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AN DIE 
POLITIK(ER) 
Die Hilfsorganisationen machen mobil. Zu 
viel ist ihnen in den letzten Monaten vorge­
worfen und zugemutet worden. Aus dem 
Gesundheitsministerium wurde der Ruf 
nach Kostendämpfung im Rettungsdienst 
laut. 500 Millionen seien einzusparen, wenn 
die Hilfsorganisationen ihr Transport- und 
Versorgungsmonopol verlieren würden. 
Durch mehr Konkurrenz aus dem Bereich 
der privaten Ambulanzen, durch Festbe­
tragsregelungen für Leistungen, mlttel~ par­
lamentarischer Entscheidungen zur Ande­
rung des Sozialgesetzbuches - ohne mit 
den Betroffenen wirklich zu sprechen. 
Im Bevölkerungsschutz wurde unter dem 
Diktat des Finanzministers die Freisetzung 
von Helfern im Katastrophenschutz in Gang 
gesetzt - von 143000 in der alten BRD blei­
ben noch 75 000 im vereinten Deutschland 
übrig. Die Fachdienste sind entgegen der 
Gesetzeslage reduziert, die Haushaltsml~el 
auf der Talfahrt. Von 937 Millionen Mark Im 
Jahre 1992 auf 602 Millionen im nächsten 
Jahr. Zeitgleich loben Parlamentarier aus 
Regierung und Opposition die Ehrenamt­
lichkeit als Grundpfeiler unserer Gesell­
schaft. Und genau jene freiwilligen Helf~r 
werden ad absurdum geführt, wenn die 
Politiker aus Regierung und Opposition eine 
staatliche Zentralstelle fordern, um die 
humanitären Auslandseinsätze stärker zu 
koordinieren. Wohlgemerkt mit Kosten, die 
das Auswärtige Amt für ein ganzes Jahr für 
alle Aktionen in der Not-, Sofort- und 
Flüchtingshilfe zur Verfügung hat. Die Hilfs­
organisationen haben immer geschWiegen, 
haben Vorwürfe in den Medien geduldet: 
jetzt reicht es - sie machen mobil! 
Die Stellungnahme von 11 Hilfsorganisati0-
nen und Hilfswerken zum Gesetzesantrag 
der SPD-Fraktion zur Gründung eines Kata­
strophenhilfswerks im Oktober 94 war die 
erste konzertierte Aktion . Sie wendet Sich 
gegen alle vergleichbaren Ideen, woher sie 
auch kommen. Die ersten Schntte wurden 
so getan, wie es den Nothelfern angeme~­
sen ist. mit Schreiben an die verantwortli­
chen Politiker, ohne Pressekonferenz. Im 
November baten sie Bundeskanzler Dr. Hel­
mut Kohl, folgende Passagen in seine 
Regierungserklärung aufzunehmen: . 
- Das ehrenamtliche Element bleibt 

Grundpfeiler staatlicher Notfallvor­
sorge; die Bundesregierung dankt 
allen Bürgerinnen und Bürgern für ihr 
gesellschaftliches Engagement. . . 

- Die Motivation der Helfer sowie die 
Eigenverantwortung der Organisatio­
nen durch finanzielle Förderung und 
geeignete Maßnahmen zur Aus- und 
Weiterbildung sollen gestärkt wer­
den. 

- Die Bundesregierung wird alle damit 
zusammenhängenden Fragen als 

Grundlage ihres Arbeitsprogramms 
mit den Hilfesorganisationen bespre­
chen und sich mit ihnen abstimmen. 
Dies sichere ich hiermit ausdrücklich 
zu. 

Nun warten sie auf Rektionen, auf Antwor­
ten. Die anerkannten Hilfsorganisationen 
praktizieren Zusammenarbeit und Solidarität 
mit den kleineren Organisationen, alle wie­
derum mit den im Deutschen Feuerwehr­
verband vereinigten Feuerwehrmännern 
und -frauen. Die Phalanx des Helfens ist 
eine Bewegung von 10 Millionen Bürgern -
jeder achte in unserem Land. Und sie wird 
bald die nächsten Schritte gehen, wenn es 
sein muß. Weil die verantwortlichen Politi­
ker schweigen, den Konkurs der Subsi: 
diarität mit Konsens verwechseln. Man dar; 
gespannt sein auf das Jahresende. 1994. 
Die Hilfsorganisationen machen mobil. 

(Horst Schöttler) 

DIE ZUKUNFT DIR 
NOT'ALLVORSORGE - EIN 
AUSBLICK AU' 1995 

• 

In der letzten Ausgabe konnten Sie es 
nachlesen: der Sparhaushalt fordert auch 
bei der Staatsaufgabe Zivile Verteidigung 
seinen Tribut. Dies ist die letzte Ausgabe, 
die mit Hilfe des Ankaufs eines Teils der 
Auflage durch den Bundes~inister .des 
Innern wirtschaftlich sorglos fur das nach­
ste Jahr geplant werden konnte. 25. Jahre 
lang. Anstelle des Jubiläums nun die Sor­
gen und Gedanken um die Fo~setzung 
dieser Fachzeitschrift und das Wie! 
Anmerkungen und Ermunterungen von 
Vielen Seiten, weiterzumachen. Feststel­
lungen, daß die ohnehin spärliche Me­
dienlandschaft im Bevölkerungsschutz 
noch mehr verarme und in kurzer Zeit 
nichts mehr bestehe . .. Das könne und 
dürfe nicht sein. Dazu Uberlegungen und 
Vorschläge zur Unterstützung. 
Wir, In Verlag und Redaktion, haben uns 
entschieden: Die "neue" Notfallvorsorge 
wird grundsätzlich zum Ende eines Qu?r­
tals erscheinen. Sie muß Werbung bein­
halten, denn nur diese sichert Kontinuität 
des Verlegens. . 
Ihr Umfang = 36 Seiten. Sie wird Ihr Lay­
out ändern. Der neue Preis = DM 49,50 p. 
a. Sie braucht Leser, die sie weiteremp­
fehlen, in den Ausbildungsstätten der Feu­
erwehren, der Hilfsorganisationen, des 
Katastrophenschutzes. 
1995 Wird ein spannendes Jahr, nicht nur 
für den mit einer Stimme Mehrheit zum 
Bundeskanzler gewählten alten und neuen 
Regierungschef, sondern auch fü.r uns. 
Auch wir haben eine Stimme, ob sie zum 
Vorsprung reicht, wissen wir noch nic~t. 
Aber wer für die Notfallvorsorge der Bevol­
kerung eintrat, war nicht nur ein Optimist, 
sondern ein Akteur mit Ausdauer. (hs) 
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VERLEGER ROLF OSANG t 

Am 4. November 1994 verstarb in Bonn 
nach langer schwerer Krankheit Herr Rolf 
Osang. Damit ging eine verlegerische Ära 
zu Ende, die trotz des spezifischen Ver­
lagsprogramms, dem stark besetzten Ver­
lagsstandort Bonn und der Größe des 
gleichnamigen Osang Verlages in der 
früheren Bundeshauptstadt und in deut­
schen Fachkreisen größte Beachtung und 
Anerkennung fand . 

Am 17. Januar 1918 in Langenberg bei 
Gera (Thüringen) geboren, machte er nach 
den Wirren des Ersten Weltkriegs und sei­
ner Folgezeit 1937 sein Abitur. Mit 19 Jah­
ren wurde er zum Arbeitsdienst einberu­
fen, dem sich die Meldung als Freiwilliger 
zur Wehrmacht anschloß. In Polen, Ruß­
land, Frankreich, Afrika und in der Heimat 
im Einsatz, wurde er zweimal schwer ver­
wundet und erlebte das Kriegsende in 
Gefangenschaft als Hauptmann. Die Hei­
rat mit Margarete Osang im September 
1943 und die Gründung einer Familie mit 
insgesamt vier Kindern, drei Söhne und 
eine Tochter, zwischen 1944 und 1950 
geboren, verhinderten neben den allge­
meinen Lebensbedingungen ein abge­
schlossenes Studium. 

Nach seiner Ausbildung zum Journalisten 
war er bei verschiedenen Tageszeitungen, 
u. a. den" Badischen Neuesten Nachrich-
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ten" im Großraum Karlsruhe und 
beim Studio Karlsruhe des Süd­
deutschen Rundfunks. 

Aus der Tagesarbeit der "schrei­
benden Zunft" wechselte er als 
Chefredakteur und Verlagsleiter 
zu verschiedenen Verlagen . 

Bis er 1962 seine Absicht in die 
Tat umsetzte: vom Arbeitneh­
mer zum Arbeitgeber zu wer­
den. 

Der Mut zum Risiko, die Bereit­
schaft zu unternehmerischem 
Denken und Handeln, die Kon­
zentration auf keineswegs popu­
listische Fachthemen, w ie Zivil­
schutz und Sicherheitspolitik, 
verdeutlichen R. Osangs Tugen­
den: in diesem Staat als Unter­
nehmer verantwortlich mitzuar­
beiten und als Demokrat die 
Pflichten des Staates zur Erhal­
tung seiner Souveränität und 
zum Schutz seiner Bürger aktiv 
zu gestalten. 

Aber auch auf einen anderen 
Aspekt muß hingewiesen wer­
den. Mit der Gradlinigkeit und 

Konsequenz des Offiziers, zeitweise mit 
einer gewissen Unnachgiebigkeit, kämpf­
te er für seinen Verlag. 

Er setzte dafür nicht nur seine eigene 
Kraft ein, sondern beteiligte auch seine 
Gattin an diesem Lebenswerk. Bis 1991 
war sie Partner und Mitarbeiter. Zeitweise 
waren auch zwei seiner Söhne als Redak­
teure im Verlag tätig. 

Neben diesem Engagement der Familie 
war ein weiteres Indiz für Verantwortung 
und Unternehmergeist die persönliche 
Haftung mit seinem ganzen Vermögen für 
sein Werk. Wenn es dem Verlag nicht so 
gut ging - und mittelständische Verlage 
hatten stets wirtschaftliche Berg- und Tal­
fahrten - so setzte R. Osang mit weiteren 
Titeln und Investitionen auch seine eigene 
soziale Absicherung aufs Spiel, gab Eigen­
tum auf, um einen Buchtitel zu finanzie­
ren . 

Gewürdigt wurden diese Leistungen 
durch die Verleihung des BUNDESVER­
DIENSTKREUZES AM BANDE im Novem­
ber 1982, das ihm an seinem 65. Geburts­
tag am 17. 1. 1983 durch den Bonner 
Oberbürgermeister überreicht wurde. 

Bis zum Apri l 1991 waren mehr als 200 
Buchtitel im Osang Verlag erschienen; 
verschiedene periodische Fachzeitschrif­
ten vor allem für den Deutschen Bundes-

tag, das Bundesinnenministerium und für 
weitere staatliche Stellen ergänzten das 
Verlagsprogramm und verdeutlichen die 
verlegerische Leistung. 
Nachdem die Nachfolgefrage innerhalb 
der Familie ungelöst blieb, entschied sich 
Rolf Osang zum Verkauf seines Lebens­
werkes. Im Frühjahr 1989 wurde der 
Osang Verlag eine 100%ige Tochter des 
Walhalla Fachverlages in Regensburg, der 
wiederum zu einer bundesweit tätigen 
Verlagsgruppe gehört. 
Voraussetzungen für den Verkauf: Erhalt 
aller Arbeitsplätze und Sicherung des 
Namens. Das kennzeichnet auch, wie Rolf 
Osang war. Überzeugt von der eigenen 
Leistung - aber ohne seine großteils 
langjährigen Mitarbeiter preiszugeben. 
Noch zwei Jahre war Rolf Osang als 
Geschäftsführer im Verlag. Am 25. April 
1991 wurde er durch eine große Zahl von 
Wegbegleitern und Partnern in den Ruhe­
stand verabschiedet. Mit dabei: als Fest­
redner der Parlamentarische Staatsse­
kretär Eduard Lintner, MdB, der heutige 
Staatssekretär Wighard Härdtl und der 
Vorsitzende des Beamtenbundes, Horst 
Hagedorn. Rolf Osang war eben in Bonn 
be- und anerkannt. 
Danach ging es gesundheitlich abwärts. 
Die alten Kriegsverletzungen brachen wie­
der auf, das Gehen wurde zur Last, die 
Wohnung zum Lebensmittelpunkt. Mit der 
Aufgabe seiner verlegerischen Aktivitäten 
schien es, als habe sich auch Rolf Osang 
selbst aufgegeben. Seine Frau Margarete 
pflegte ihn mit der Aufopferung, mit der 
sie ihn über 50 Jahre im Auf und Ab des 
wahrhaft bewegten Lebens begleitet 
hatte. Beim Requiem am 10. November in 
der kath. Pfarrkirche St. Josef in Bonn war 
die große Familie versammelt, die Rolf 
Osang mit seiner Frau begründete: drei 
Söhne, ein Schwiegersohn und drei 
Schwiegertöchter sowie neun Enkelkin­
der. 
Dazu die Mitarbeiter des Verlages, die 
Rolf Osang als Chef erlebten und als Men­
tor anerkannten. Sie haben sich ihrer Trä­
nen nicht geschämt. 

Mit Rolf Osang ist ein bemerkenswerter 
Publizist und ein außergewöhn licher Verle­
ger gestorben; Menschen wie er wird es 
künftig nur noch wenige geben. Deshalb 
sind wir, die wir ihn lange Jahre begleitet 
haben, mit seiner Frau Eva-Margarete und 
seiner Familie traurig. 

(Horst Schättler) 

• 
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PRASIDENTENWECHSEL 
BEIM DEUTSCHEN ROTEN KREUZ 

.. 
EINE ARA IST ZU ENDE 
PRINZ ZU SAYN-WITIGENSTEIN TRAT ALS PRASIDENT DES DRK Aß 

12 Jahre lang führte er den Multi unter 
den deutschen Hilfsorganisationen: 4,8 
Millionen Mitglieder, 300 000 Helfer, 
75 000 hauptamtliche Mitarbeiter, sieben 
Milliarden Umsatz, erwirtschaftet in 
19 Landesverbänden, rd . 600 Kreisver­
bänden, 5800 Ortsvereinen . Zum Ver­
gleich: Die drei anderen Hilfsorganisatio­
nen - ASB, JUH und MHD - haben 
miteinander gerade die Hälfte der Mitglie­
der des DRK. 

Wie kann man neben seinem Beruf als 
Arzt, als Vorsitzender der Fürst Wittgen­
steinischen Waldbesitzergesellschaft, eine 
solche Gemeinschaft nicht nur lenken, 
sondern auch beeinflussen, prägen? 

Hierzu gibt es formale Antworten. Die 
Landes · und Kreisverbände des DRK sind 
alle eingetragene Vereine, rechtlich selb­
ständig, wirtschaftlich und organisatorisch 
eigenverantwortlich . Eine große StabssteI­
le, das Generalsekretariat, mit über drei­
hundert Mitarbeitern, arbeitet ihm zu. 
Unter Leitung des Generalsekretärs, Jo­
hann Wilhelm Römer, einem früheren 
rheinland-pfälzischen Landrat und Staats­
sekretär, werden allein im GS fast 500 
Millionen Mark verwaltet, umgesetzt, dar­
unter 280 Millionen Zuschüsse des Bun­
des und der EU . 

Also gar nicht so schwierig, wie auf den 
ersten Blick scheinend, ein wichtiges aber 
ausfüllbares Ehrenamt? 

Doch Insider wissen: Der Präsident des 
DRK ist ein Mann ohne Macht, zur Durch­
setzung seiner Ziele braucht er Haus­
macht. Und die mußte er finden. In den 
Landesverbänden, vor allem in der Person 
deren Präsidenten, im Präsidialrat und sei­
nem mächtigen Vorsitzenden und dem 24 
Personen umfassenden Präsidium. 

So ist Prinz Botho, wie ihn Freunde nen­
nen, in den 15 Jahren seiner Rotkreuzver­
antwortung, davon ein Dutzend Jahre als 
Präsident, ein Staatsmann im Verbands­
wesen geblieben, hat seine politischen 
Erfahrungen als Parlamentarier im Bun­
destag auch nach 1980 praktizieren kön­
nen . Er tat dies stets mit Offenheit, Klug­
heit und Nachsicht. Doch dort, wo klare 
Positionen erforderlich waren, vertrat er 
unmißverständlich seine Auffassung, fand 
deutliche Worte . Auch in den vergange-

nen Wochen, so bei dem Care-Einsatz in 
Ruanda oder bei den Rufen nach einem 
staatlichen Hilfswerk. 

1927 in Eisenach geboren, machte er 
1946 Abitur und studierte Medizin . Als 
junger Arzt nahm er 1955/56 an der Deut­
schen Indien-Expedition teil, nachdem er 
als Assistenzarzt in Marburg, Berleburg 
und am Hamburger Tropeninstitut tätig 
war. Mittlerweile übernahm er Verantwor­
tung für die Forstliegenschaften seiner 
Hohensteiner Linie und engagierte sich in 
der Politik. Von 1965 bis 1980 saß er für 
die CDU im Deutschen Bundestag, war 
von 1965 bis 1978 gesundheitspolitischer 
Sprecher seiner Fraktion. Initiativen zur 
Einführung einer Pflegeversicherung oder 
zur Kontrolle von Blutkonserven auf Krank­
heitserreger fallen in seine Zeit - er war 
damit der Zeit voraus und mußte sich 
trotzdem von Medien für sein Deutsches 
Rotes Kreuz Vorhaltungen machen lassen. 
Das hat ihn geschmerzt. 

So scheint es, daß der Prinz sich in den 
vergangenen Jahren mehr und mehr dem 
internationalen Einsatz des DRK und der 
Föderation zuwandte. 1986 wurde er als 
erster Deutscher in die Ständige Kommis­
sion der Internationalen Rotkreuz- und 
Rothalbmondbewegung gewählt, wo er 
1993 den Vorsitz übernahm. Dieses Amt 
wird er auch weiterhin ausüben . 

Für sein außergewöhnliches Engagement 
wurde Prinz Botho hoch dekoriert. Neben 
Auszeichnungen und Ehrungen von Orden 
und Verbänden erhielt er das Große Ver­
dienstkreuz mit Stern des Verdienstor­
dens der Bundesrepublik Deutschland. 
Das Schulterband wird folgen . Und was 
vielen unbekannt ist: Prinz Wittgenstein 
ist dem Johanniterorden und seinen Wer­
ken engstens verbunden . Seit 1952 
Ordensritter wurde er 1989 zum Ehren­
kommendator ernannt; die höchste Positi­
on, die ohne Funktion innerhalb der 
Gemeinschaft erreichbar ist. 

Prinz Botho ist trotz seiner Erfolge, trotz 
seiner Verbindungen, trotz seiner Reputa­
tion ein offener Gesprächspartner geblie­
ben. Unkompliziert, ehrlich, herzlich. Ich 
erinnere mich zweier Episoden, die dies 
transparent machen: An seinem 65. Ge­
burtstag sagte er zu mir "Wissen Sie, was 
ich mir einmal wünsche? Daß ich mit 

Blaulicht und Tatü-Tata zu einem Einsatz 
fahre" . Er hätte dies in seiner Position 
sicher längst tun können, beispielsweise 
mit einem NEF seines DRK. Und vor eini­
gen Monaten machte er sich über die Ver­
kürzungen unseres technischen Zeitalters 
lustig . Bei seinem langen Namen sei er 
bei Computerausdrucken schon Schlim­
mes gewohnt. Auch beim Ausrufen sei­
nes Namens auf Bahnhöfen und Flughä­
fen wäre Improvisation gefragt. Aber in 
London, wo über den Lautsprecher " Mr. 
Prinz zu" klang, habe er sich nicht ange­
sprochen gefühlt. Dabei lachte er lauthals. 
So ist er halt, S.o . Prinz Wittgenstein. 

Er hat von alleine die Entscheidung ge­
troffen, sein Präsidentenzimmer zu räu­
men. Als eine Sternstunde seiner Amts­
zeit bewertet er die Vereinigung bei der 
DRK's 1991 . Sein Motto "Hilfe mag ver­
geblich sein, aber sie ist niemals falsch" 
wird noch lange im DRK und weit darüber 
hinaus wirken . 

(Horst Schöttler) 

NEUER 
PRASIDENT DES DRK -

PROF. 
KNUT IPSEN 
Am 11 . 11. 1994 wählten die Delegierten 
der 44. Bundesversammlung in Mecken­
heim-Merl den neuen Präsidenten sowie 
ein neu es und erheblich verkleinertes Prä­
sidium. Der Nachfolger von Botho Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein, der 12 Jahre im 
Amt war, heißt Prof. Dr. jur. Knut Ipsen. 
Seine Kurzvita: Geboren 1935. Prof. Dr. 
jur. Dr. H. C., LLD H. C., Inhaber des Lehr­
stuhls für Öffentliches RechtNölkerrecht 
und Direktor des Instituts für Friedenssi­
cherungsrecht und Humanitäres Völker­
recht der Ruhr-Universität Bochum. 
1975-1977 Mitglied und Völkerrechtsbe­
rater der Deutschen Regierungs-Dele­
gation auf der Genfer Diplomatenkonfe­
renz über die Bestätigung und Fortent­
wicklung des in internationalen bewaffne-

~ 
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PRASIDENTEN­
WECHSEL 

BEIM DEUTSCHEN 
ROTEN KREUZ 

ten Konflikten anwendbaren Humanitären 
Völkerrechts, 1978-1980 Mitglied und 
Völkerrechtsberater der Deutschen Regie­
rungs-Delegation auf der UN-Waffenkon­
ferenz. Seit 1986 Bundeskonventionsbe­
auftragter des Deutschen Roten Kreuzes . 
Seit 1991 Mitglied des Ständigen Schieds­
gerichtshofs in Den Haag. 1979-1989 
Rektor der Ruhr-Universität Bochum, seit 
1991-1993 Gründungsrektor der Europa­
Universität Viadrina, Frankfurt/Oder. 

Möglicherweise sind aus dieser Entschei­
dung, die allererste Wahl ist, zwei Schlüs­
se zu ziehen : Mit einem international 
renommierten Völkerrechtler wie Ipsen 
kann sich das DRK im In- und Ausland der 
humanitären Prävention durch Mehrbe­
achtung völkerrechtlicher Normen im 
staatlichen und politischen Bereich wid­
men. Und - wieder ein Bürgerlicher an der 
Spitze der größten deutschen Hilfsorgani­
sation könnte Signal sein auch für andere 
Organisationen, deren Führungsaufgaben 
traditionell in den Händen des Adels lie­
gen. 

Realität ist aber, daß Prof. Ipsen durchset­
zungsfähig ist - die nordrhein-westfäli­
schen Wissenschaftsminister haben dies 
gespürt - und in klarer Diktion sich zu Auf­
gaben und Positionen bekennt. Bei einer 
wissenschaftlichen Veranstaltung im März 
1993 machte er einem Fragesteller zum 
Adria-Einsatz der Bundeswehr mit der 
Bemerkung "Ich bin selbst Bundeswehr­
Reserveoffizier " klar, daß zu einer juristi­
schen Urteilsfindung auch ein staatsbür­
gerliches Bekenntnis zählt. 

Prof. Ipsen wird es leichter haben als sein 
Vorgänger. Statt wie bisher über 24 ver­
fügt das neue Präsidium nur noch über 10 
Mitglieder. Mit dieser Straffung in der 
Führungsspitze setzt das DRK einen wich­
tigen Punkt der reformierten Satzung um, 
die 1993 in Erfurt verabschiedet worden 
war. 

Dem verkleinerten Präsidium gehören an: 
Prof. Dr. Dr. h.c. Knut Ipsen,Präsident des 
DRK, Soscha Gräfin zu Eulenburg, Vize­
Präsidentin, Prof. Dr. Christoph Brückner, 
Vize-Präsident, Dr. Volker Grabarek, Bun­
desarzt. Senator Volker Kröning, Bundes­
schatzmeister, Johann Wilhelm Römer, 
Generalsekretär. Weitere Mitglieder sind 
je ein/e Vertreter/in der Bereitschaften, 
der Bundesjugend, der Wasserwacht und 
der Schwesternschaft. Die Wahlperiode 
beträgt drei Jahre. 
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HUMANITARES SPENDEN-
WESEN IN DER 

BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND - SCHWER­

PUNKT AUSLANDSHILFE -
Eine Große Anfrage der SPD-Bundestags­
fraktion (Drucksache 12/8248) und ihre 
Beantwortung am 7. Juli 1994 durch die 
Bundesregierung eröffnet tür unsere Leser 
einen interessanten Überblick über die 
Organisationen und Hilfswerke, die Praxis 
des Spendenaufkommens, die Prüfungs­
möglichkeiten durch staatliche Stellen, die 
steuerlichen Grundlagen u.v.a.m. Es würde 
den Umfang dieser Zeitschrift und die Aus­
gewogenheit der Themen beeinträchtigen, 
wenn die 31 Seiten umfassende Drucksa­
che zum Abdruck käme. Die Publikation 
wichtiger Fragen und ihre Beantwortung 
soll daher auszugsweise erfolgen. 
Die Drucksache 12/8248 (ISSN 0722-8333) 
kann bei der Bundesanzeiger Verlagsge­
sellschaft mbH in 53003 Bonn, Tel. 
02 28/3 82 08 40, Fax 02 28/3 82 08 44 
bezogen werden . (Red.) 

Viele Deutsche sind bereit, sich für Men­
schen in Not und Armut zu engagieren. Sie 
spenden dafür erhebliche Beträge. Das 
deutsche Spendenaufkommen ist im Ver­
hältnis zu anderen Ländern vergleichswei­
se hoch. In den vergangenen Jahren 
betrug das jährliche Spendenaufkommen 
nach Schätzungen zwischen 3 und 4 Mrd. 
DM. Trotz der wirtschaftlich schwierigen 
Situation bleibt die Bereitschaft der deut­
schen Bürgerinnen und Bürger hoch, per­
sönlich einen Beitrag zu leisten, damit die 
Not anderer im In- und Ausland gelindert 
werden kann. 
In Deutschland gibt es ein reich geglieder­
tes humanitäres Spenden wesen. Viele 
Hilfsorganisationen sind tätig, um vor Ort 
den Betroffenen in ihrer Not zu helfen. Die 
Hilfsorganisationen sammeln regelmäßig 
oder aus aktuellen Anlässen bundesweit, 
regional oder lokal Spenden für humanitär­
karitative oder andere gemeinnützige 
Zwecke. 
Über 20 000 Organisationen werben in der 
Bundesrepublik Deutschland für einen 
"guten Zweck". Rund 2000 Hilfswerke 
sind überregional tätig. Cirka 85 vom Hun­
dert des gesamten Spendenaufkommens 
verteilen sich auf einige hundert Organisa­
tionen (nach Schätzungen zwischen 200 
und 250). Viele Organisationen und Initiati­
ven verfügen über langjährige Erfahrungen 
und Sachkompetenz, und sie werden von 
einem ernsthaften Engagement getragen. 
Die aktuelle Lage auf dem deutschen 
Spendenmarkt ist gekennzeichnet durch 

einen verschärften Wettbewerb. Diese 
Entwicklung ist nicht zuletzt bedingt durch 
den Beginn des europäischen Binnenmark­
tes, der es jetzt auch ausländischen Spen­
denorganisationen ermöglicht, auf dem 
deutschen Markt zu werben. 
Durch die Vielfalt der Hilfsangebote und 
auch angesichts immer raffinierterer Wer­
bemethoden am Spenden markt wird es 
für die Sp~nderinnen und Spender schwie­
rig, sich Ubersicht zu verschaffen und eine 
Entscheidung zu treffen, wem sie ihre Hil­
feleistungen zukommen lassen sollen. 
Zudem gibt es Berichte, nach denen es bei 
einzelnen Organisationen zu fehlgeleiteten 
Geldern, übertriebenen Verwaltungsko­
sten oder unseriösen Praktiken kommt. 
Die spendenden Personen haben ein legiti­
mes Interesse daran, daß ihre Gelder 
bestimmungsgemäß und sachgerecht ver­
wandt werden. 
Eine wichtige Rolle bei der Spenden wer­
bung spielen die Medien. Für die Krisensi­
tuationen, auf die sich die Medien konzen­
trieren, ist die Spendenbereitschaft hoch. 
Andere, lang andauernde oder sog. schlei­
chende Katastrophen finden oftmals nicht 
die nötige Beachtung der Spender oder 
geraten bald wieder in Vergessenheit. 
Denjenigen Organisationen, die sich um 
eine kontinuierliche, langfristig angelegte 
Arbeit bemühen, gehen mit schwindender 
Medienwirksamkeit Mittel verloren. Hinzu 
kommt eine wachsende Emotionalisierung 
in der Spenden werbung. Wer die Notlage 
am überzeugendsten präsentiert, kann die 
meisten Mittel einsammeln. Dies ge­
schieht oftmals ohne Rücksicht auf die 
Menschenwürde der Betroffenen. 
Was die Beurteilung der Leistungsfähig­
keit und der "humanitären Qualität" einzel­
ner Organisationen angeht, so hat das Ber­
liner 'Deutsches Zentralinstitut für soziale 
Fragen (DZI) , einen ersten und bedeutsa­
men Schritt für eine Orientierungshilfe der 
Spender entwickelt: Ein Spendenprüfzei­
chen, das bei Erfüllung einer Reihe von 
Voraussetzungen im Sinne der Selbstver­
pf/ichtung für einen Zeitraum von Jeweils 
zwölf Monaten an überregional sammeln­
de Organisationen (mit gültigem FreisteI­
lungsbescheid gemäß § § 57 ff. Abgaben­
ordnung) vergeben wird. Bisher haben 57 
Organisationen ein solches Gütesiegel 
erhalten. Damit sind ca. 7,7 Mrd. DM 
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(27 vom Hundert aller Spendeneinkünfte) 
abgedeckt. Das DZI-Spendenprüfzeichen 
beschränkt sich bislang auf den humanitär­
karitativen Bereich und schließt z.B. 
Umweltorganisationen nicht mit ein. Dies 
dürfte einer der Gründe sein, daß neben 
und in Reaktion auf die Bemühungen des 
DZI ein "Deutscher Spendenrat" im Auf­
bau begriffen ist, als eine Vereinigung von 
(bisher 32) gemeinnützigen Organisationen 
zur freiwilligen Selbstkontrolle im Spen­
denwesen. 
Es kann weder im Interesse der 
SpenderlSpenderinnen oder der seriösen 
Hilfsorganisationen noch im Interesse des 
Staates liegen, daß Hilfsleistungen auf der 
Grundlage von Spenden wegen Fehlent­
wicklungen auf dem Spendenmarkt sta­
gnieren oder gar zurückgehen. Es muß im 
Interesse aller Seiten und nicht zuletzt der 
notleidenden Betroffenen liegen, das 
Ansehen der Spenden werbung zu erhalten 
bzw. zu fördern. Eine bessere Transparenz 
und Kontrolle des Spendenwesens ist 
unumgänglich. Dabei muß sorgfältig abge­
wogen werden, welchen Beitrag Maßnah­
men zur freiwilligen Selbstkontrolle und 
-verpflichtung hier leisten können und 
inwieweit dieses Ziel staatlicherseits 
erreicht werden kann. 

VORBEMERKUNG 
Aus den Fragen ist vor al lem das Anliegen 
erkennbar, die in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Menschen zur 
Erhaltung ihrer großen Spendenbereit­
schaft für Hilfeleistungen im Ausland bei 
ihrer Spendenentscheidung zu unterstüt­
zen und sie vor einem Mißbrauch ihrer 
Hilfsbereitschaft zu schützen. Dazu sollen 
der Spendenmarkt transparenter gemacht 
und die um Spenden werbenden Hilfswer­
ke stärker reglementiert und kontrolliert 
werden . 
In den Medien wird - schon seit vielen 
Jahren - immer wieder berichtet, daß bei 
einzelnen Spendenorganisationen über­
triebene Verwaltungsausgaben oder Ver­
untreuungen von Mitteln festgestellt wor­
den sind. Gemessen an der großen Zahl 
der um Spenden werbenden Organisatio­
nen - Mißbräuche sind keineswegs auf 
den humanitär-karitativen Bereich be­
schränkt - ist die Zahl dieser Organisatio­
nen sehr gering. Dies ist offenbar auch 
den Spendern und Spenderinnen bewußt. 
Jedenfal ls hat die Bundesregierung keine 
Anhaltspunkte für eine allgemeine Verunsi­
cherung der Spender und Spenderinnen 
oder eine Änderung des Spendenverhal­
tens. Auch das Spendenaufkommen ist 
nicht zurückgegangen, obwohl vielen priva­
ten Haushalten weniger Mittel zur Verfü­
gung stehen. 
Es trifft sicher zu, daß es bei der Vielzahl 
und Vielfa lt der Spendenaufrufe und den 
professioneller gewordenen Werbemetho­
den der Organisationen für vie le Spender 
und Spenderinnen schwieriger geworden 
ist, sich Übersicht zu verschaffen und zu 
entscheiden, wem sie ihre Spenden zu­
kommen lassen. Jeder, der dies will, hat 
aber die Möglichkeit, sich näher über die 

werbenden Organisationen zu informieren 
und so zu spenden, daß seine Zahlung mit 
großer Sicherheit dem gewünschten 
Zweck zugute kommt. 
In diesem Zusammenhang wird auch dar­
auf hingewiesen, daß es in der Bundesre­
publik Deutschland eine Reihe von bedeu­
tenden Hilfsorganisationen gibt, die be­
kanntermaßen seit Jahrzehnten seriös und 
wirkungsvoll arbeiten . Viele Bürger und 
Bürgerinnen unterstützen regelmäßig 
diese Organisationen. Sie bleiben sowohl 
von Berichten über Mißbräuche durch in 
der Regel neue oder kleine Organisationen 
als auch von der intensiveren Werbung 
anderer Organisationen weitgehend unbe­
eindruckt. 
Auch der Bundesregierung liegt viel daran, 
daß die große Spendenbereitschaft der 
deutschen Bevölkerung für die Linderung 
von Not und Armut im In- und Ausland 
ungeschmälert erhalten bleibt. Sie hält es 
aber in Anbetracht der geringen Zahl von 
Mißbrauchsfällen für unverhältnismäßig, 
dafür neue staatliche Reglementierungen 
und Kontrollen zu schaffen . Die einschlägi­
gen Gesetze, insbesondere das Gemein­
nützigkeitsrecht mit seinen detaillierten 
Vorschriften, die regelmäßigen Kontrollen 
der gemeinnützigen Hilfsorganisationen 
durch die Finanzämter, die zusätzlichen 
Prüfungen durch zuschußgewährende 
oder bei der Zuwendung von Spenden zwi­
schengeschaltete Behörden und der Rech­
nungshöfe, die Selbstkontrolle vieler 
größerer Organisationen, z.B. der Spitzen­
verbände der freien Wohlfahrtspflege, u.a. 
durch Wirtschaftsprüfer, der Transparenz 
schaffende Deutsche Spendenrat in Bonn 
sowie nicht zuletzt die Beobachtung der 
Organisationen durch das Zentralinstitut 
für soziale Fragen in Berlin und wachsame 
Spender und Medien sind ausreichend. 
Dagegen würden strengere Gesetze und 
Kontrollen bei der ganz großen Mehrheit 
der gemeinnützigen Körperschaften nur zu 
mehr Verwaltungsaufwand und Kosten 
führen, ohne daß Mißbräuche völlig verhin­
dert werden könnten. 

Daten zum deutschen Spendenmarkt 

1. Kann die Bundesregierung angeben, 
wie sich das deutsche Spendenauf­
kommen in der Tendenz in den letzten 
zehn Jahren entwickelt hat? 
Welche Schwerpunkte lassen sich aus­
machen? 

In den Steuerstatistiken werden nur die 
Spenden erfaßt, die sich steuerlich ausge­
wirkt haben . Hierzu liegen gesicherte 
Daten letztmals für das Jahr 1986 vor. 
Danach ist das steuerlich wirksame Spen­
denvolumen von 1983 bis 1986 um mehr 
als 20 v. H. angestiegen. 
Ansonsten liegen der Bundesregierung zur 
Höhe des Spendenaufkommens nur die 
Angaben des - auch in der Anfrage er­
wähnten - Deutschen Zentralinstituts für 
soziale Fragen (DZI) in Berlin vor. Dieses 
ist eine vom Bundesministerium für Fami­
lie und Senioren, dem Senat von Berlin, 
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HUMANITARES SPENDENWESEN IN DER BUNDESREPUBLIK 

DEUTSCHLAND - SCHWERPUNKT AUSLANDSHILFE -

der IHK Berlin, der Bundesarbeitsgemein­
schaft der Freien Wohlfahrtspflege und 
dem Deutschen Städetag getragene Stif­
tung des bürgerlichen Rechts. Es befaßt 
sich mit der Dokumentation und Beurtei­
lung spenden sammelnder Organisationen 
im humanitär-karitativen Bereich . 
Das DZI schätzt auf der Grundlage der ihm 
von den größeren Hilfswerken vorgelegten 
Jahresabschlüsse jährlich das deutsche 
Spendenaufkommen für humanitär-karitati­
ve Zwecke. Nach seinen Hochrechnungen 
ist das Spendenaufkommen für diese 
Zwecke im Verlauf der letzten zehn Jahre 
zunächst leicht angestiegen und stagniert 
seit 1990 bei etwa 4 Mrd. DM . 
Wie sich das Spendenaufkommen auf die 
einzelnen förderungswürdigen Zwecke 
verteilt, wird nicht statistisch erfaßt. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß die 
meisten Spenden für den humanitär-karita­
tiven Bereich geleistet werden. Weitere 
Schwerpunkte dürften Spenden für kirchli­
che Zwecke, zur Förderung des Sports, 
der Kultur, der Bildung und der Wissen­
schaft sein . 

zu 5. In welchen Kategorien lassen sich 
die Spendenorganisationen erfas­
sen? 

Die im humanitär-karitativen Bereich täti­
gen Organisationen lassen sich grundsätz­
lich nach den von ihnen im einzelnen ver­
folgten Zwecken gliedern, wobei aber zahl­
reiche Organisationen gleichzeitig mehrere 
Zwecke fördern. Dabei bestehen folgende 
Tätigkeitsbereiche: 

- Entwicklungshilfe (mit weiterer Aufglie­
derung in Gesundheitshilfe, wirtschaft­
liche Hilfe und Kinder- und Jugendhil­
fe)' 

- Sofort- und Katastrophenhilfe, 
- Gesundheitshilfe und -forschung, 
- wirtschaftliche Hilfe, 
- Kinder- und Jugendhilfe, 
- Hilfe für Frauen, 
- Hilfe für Ehe und Familie, 
- Arbeitslosenhilfe, 
- Hilfe für Strafgefangene und Strafent-

lassene, 
- Opferhilfe, 
- Hilfe für besondere Problemgruppen 

(Nichtseßhafte, Obdachlose, Asylbe­
werber), 

- Hilfe für Kriegsopfer und Opfer von 
Gewalttaten, 

- Hilfe für Abhängige oder Süchtige und 
- Altenhilfe . 

6. Kann die Bundesregierung angeben, 
wie die Spenden leistung sich in den 
Jahren 1991, 1992 und 1993 auf In­
lands- und Auslandshilfe verteilt? 

Nach Berechnungen des DZI hat im huma­
nitär-karitativen Bereich in den Jahren 
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1991 und 1992 der Anteil der Inlandshilfe 
14,3 v. H. und der Anteil der Auslandshilfe 
85,7 v. H. des Spendenaufkommens betra­
gen. Für das Jahr 1993 kann das DZI keine 
Angaben machen, weil ihm ein großer Teil 
der Jahresabschlüsse der Hilfsorganisatio­
nen noch nicht vorliegt. 

Daten und Entwicklungen im Bereich 
der Auslandshilfe 
9. Welche Schwerpunkte und Tendenzen 

lassen sich beim Spendenaufkommen 
im Bereich der Auslandshilfe für die 
letzten zehn Jahre ausmachen? Wie 
wirkte sich die Spendenbereitschaft für 
Osteuropa auf die Hilfe für die Dritte 
Welt aus? 

Da der Anteil der Auslandshilfe im huma­
nitär-karitativen Bereich den wesentlichen 
Anteil der Spendeneinnahmen ausmacht 
(siehe Antwort zu Frage 6), kann davon 
ausgegangen werden, daß sich das Spen­
denaufkommen für die Auslandshilfe eben­
so entwickelt hat wie das Aufkommen für 
den gesamten humanitär-karitativen Be­
reich (siehe dazu Antwort zu Frage 1). 
In dem wichtigen Teilbereich der Entwick­
lungshilfe durch vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung bezuschußte nichtstaatliche 
Organisationen sind die von den Organisa­
tionen eingesetzten Eigenmittel (im 
wesentlichen Spenden) von 946,4 Mio. 
DM im Jahr 1983 auf 1 335 Mio. DM im 
Jahr 1992 angestiegen . 
Statistische Angaben über fachliche und 
regionale Schwerpunkte und über die Aus­
wirkungen der Spendenbereitschaft für 
Osteuropa auf die Hilfe für die Dritte Welt 
liegen der Bundesregierung nicht vor. 

11. Welche Organisationen der Entwick­
lungszusammenarbeit und der huma­
nitären Hilfe im Ausland sind der Bun­
desregierung bekannt? 

Es würde den für eine Antwort angemes­
senen Rahmen sprengen, hier alle der 
Bundesregierung auch nur namentlich 
bekannten Organisationen aufzulisten . Die 
Deutsche Gesellschaft für Freizeit gibt in 
ihrer Expertise "V€reinswesen in Deutsch­
land" z.B. allein die Zahl der in allgemein 
zugänglichen Adreßbüchern aufgeführten 
Wohlfahrtsverbände, von denen ein großer 
Teil auch im Ausland hilft, mit 8758 an . 
Die Bundesregierung beschränkt sich des­
halb darauf, hier zusätzlich zu den in den 
Antworten zu den Fragen 10 und 12 
genannten Organisationen die Organisatio­
nen der Entwicklungszusammenarbeit und 
der humanitären Hilfe im Ausland anzuge­
ben, die ihr dadurch näher bekannt sind, 
daß das Bundesministerium für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und Entwicklung sie 
als Durchlaufsteile für Spenden betreut. 

zu 12. Wie teilen sich die Zuschüsse auf 
die Organisationen auf? 

Die privaten Träger erhielten folgende 
Zuschüsse (in Mio. DM) : 
1991 : 26,2 
1992: 28,8 
1993: 25,6 

Die politischen Stiftungen, die sich zu 
einem geringen Teil auch aus privaten 
Spenden finanzieren, erhielten 1991 bis 
1993 aus dem Haushalt des Bundesmini­
steriums für wirtschaftliche Zusammenar­
beit und Entwicklung folgende Zuwendun­
gen (in Mio. DM) : 
1991 : 321,5 
1992: 358,3 
1993: 351,5 

Die beiden kirchlichen ZentralstelIen 
(Katholische und Evangelische Zentralstei­
le für Entwicklungshilfe) erhielten 1991 bis 
1993 aus dem Haushalt des Bundesmini­
steriums für wirtschaftliche Zusammenar­
beit und Entwicklung zu gleichen Teilen 
folgende Zuwendungen (in Mio. DM) : 
1991: 290 
1992: 294 
1993: 296 

Damit wurde die auch in erheblichem 
Umfang aus Spenden mitteln finanzierte 
Entwicklungszusammenarbeit der Kirchen 
unterstützt. 

14. Teilt die Bundesregierung die Auffas­
sung, daß ein Spendenaufkommen von 
insgesamt rd. 4 Mrd. DM jährlich ein 
unentbehrlicher Bestandteil der deut­
schen Hilfe für Not und Elend im Aus­
land ist - vor dem Hintergrund, daß die 
staatliche Entwicklungshilfe sich auf rd. 
8,4 Mrd. DM beläuft -, und erachtet 
sie es ggf. in der Konsequenz als not­
wendig, Maßnahmen zu unterstützen, 
die die fortschreitende Verunsicherung 
der Spender eindämmen? 

Die Bundesregierung begrüßt die hohe 
Spendenbereitschaft der deutschen Be­
völkerung zur Bekämpfung von Not und 
Armut im Ausland. Sie hält das be­
trächtliche Spendenaufkommen für eine 
unverzichtbare Ergänzung der staatlichen 
Hilfen. 
Die Bundesregierung bezweifelt, daß ver­
einzelte Berichte über fehlgeleitete Gelder, 
übertriebene Verwaltungskosten oder un­
seriöse Werbepraktiken zu einer fortschrei­
tenden Verunsicherung der Spender ge­
führt haben. Sie schätzt und unterstützt 
die Aktivitäten des Deutschen Instituts für 
soziale Fragen (DZI) in Berlin, das durch die 
Vergabe eines Spendensiegels zur Trans­
parenz im Spendenwesen beiträgt. Mit 
Sympathie verfolgt sie die Bemühungen 
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des "Deutschen Spendenrats ", eine frei­
willige Selbstkontrolle im Spendenwesen 
einzurichten. 

17. Verfügt die Bundesregierung über 
Erkenntnisse darüber, welchen Raum 
Katastrophenvorbeugung bei der Ver­
wendung von Spenden einnimmt? 
Welche Maßnahmen der Katastro­
phenvorbeugung fördert die Bundesre­
gierung? 

Der Bundesregierung liegen keine Er­
kenntnisse darüber vor, welchen Raum 
Katastrophenvorbeugung bei der Verwen­
dung von Spenden einnimmt. 
Für die Bundesregierung ist Katastrophen­
vorbeugung wichtiger Bestandteil der Ent­
wicklungspolitik. Maßnahmen der Armuts­
bekämpfung, der Wasserversorgung und 
des Umwelt- und Ressourcenschutzes tra­
gen direkt und indirekt dazu bei, die struk­
turelle Anfälligkeit der Entwicklungsländer 
für Naturkatastrophen zu mindern. 
Zur direkten Vorbeugung von Naturkata­
strophen werden vor allem folgende Maß­
nahmen gefördert: 

- Programme zur Ernährungssicherung 
durch Aufbau und Management natio­
naler Sicherheitsreserven (Lagerkapa­
zitäten, Vorratsschutz), 

- Programme zur Bekämpfung der fort­
schreitenden Wüstenausdehnung in 
der Sahel-Zone, 

- Erosions- und Hochwasserschutz, 
- Verbreitung erdbebensicherer Baume-

thoden in gefährdeten Gebieten, 
- Aus- und Fortbildungsseminare in 

"Katastrophenmanagement und -vor­
beugung" für Angehörige aus Entwick­
lungsländern. 

Die Bundesregierung fördert ferner die 
Katastrophenvorbeugung im Rahmen der 
Internationalen Dekade für Katastrophen­
vorbeugung (IDNDR) einschließlich der 
Kosten für die Geschäftsstelle des Deut­
schen Komitees für diese Dekade mit jähr­
lich 2 Mio. DM. 

25. Welche Haltung nimmt die Bundesre­
gierung zur Schaffung des DZI-Spen­
denprüfzeichens ein? 
Welche Haltung nimmt sie zur Einrich­
tung des Deutschen Spendenrates, des­
sen Mitglieder über die Selbstverpflich­
tung ein ähnliches Ziel anstreben, ein? 
Sieht die Bundesregierung darin die 
Gefahr konkurrierender Systeme auf 
dem Spendenmarkt, und wenn ja, hält 
sie die Schaffung eines einheitlichen, 
übergreifenden Spendensiegels für 
sinnvoll? 

Die Bundesregierung steht positiv zu den 
Bestrebungen der nichtstaatlichen Organi­
sationen, die Transparenz auf dem Gebiet 
des Spendenwesens zu erhöhen. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die Träger des Prüfsystems ein sich ergän­
zendes Instrumentarium entwickeln. Sie 
sieht keinen Anlaß, dafür ein staatliches 
Prüfsiegel vorzusehen . 
(Die gesamte Drucksache 
Fragen) 

umfaßt 45 
(hs) 
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DER NIEDERGANG VON 
CARE DEUTSCHLAND .. .. 

ODER: DIE AFFARE NOLDNER 

Der Bericht der Bundesregierung über die 
deutsche Humanitäre Hilfe im Ausland 
(Drucksache 12n737 vom 30 . 5. 94) 
weist aus: 

Care Deutschland e.v. hat in den Jahren 
1990-1993 in 13 verschiedenen Ländern 
21 Hilfsprojekte mit einem Gesamtvolu­
men von 64,6 Millionen Mark durchge­
führt. Bei sechs Maßnahmen gab es 
Zuschüsse des M, und bei Hilfsmaßnah­
men in Bangladesh anläßlich der Sturm­
flut 1991 auch Zuwendungen des BMZ. 
Eine durchaus beachtliche Leistung für 20 
hauptamtliche und acht Teilzeitmitarbeiter 
(Stand Febr. 92) . Jedoch, seit 1992, steil­
te das Bundesministerium für wirtschaftli­
che Zusammenarbeit und Entwicklung 
jegliche Förderung von Care ein . Und 
auch der Hohe Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen (UNHCR) verkündete 
Ende August 1994 das Ende der Zusam­
menarbeit mit Care Deutschland. Die 
Kette der Hiobsbotschaften setzte der 
ehrenamtliche Vorsitzende von Care, 
Klaus Nöldner, selbst fort, indem er 
Anfang November 1994 eingestand, daß 
das "Spendenaufkommen für die Ruanda­
Flüchtlinge zur Zeit Null " sei, obwohl man 
für eine Fortsetzung der Aktion monatlich 
eine Million brauche. 

Mit Ruanda begann alles. Am 29. 7. hatte 
Nöldner, als Geschäftsführer des Hart­
mann-Bundes nicht eben ein Spezialist in 
der humanitären Auslandshilfe, persönlich 
die Leitung der Aktion übernommen, die 
schon Tage vorher Schlagzeilen machte: 
Die. Mobilisierung von deutschen Helfern 
- Arzten, Krankenschwestern und -pfle­
gern, Medizinstudenten -, um in den 
Flüchtlingslagern gegen Hunger und 
Krankheiten anzukämpfen . Über 6 000 
Freiwillige, so Care, waren dem Aufruf 
gefolgt. Nöldner nutzte diese Welle der 
Ehrenamtlichkeit. um das Auswärtige Amt 
und die Bundeswehr unter Druck zu set­
zen und Geld und Transportmittel zu for­
dern. Kontakte zu Spitzenpolitikern, Bun­
desgesundheitsminister Seehofer selbst 
verabschiedete die erste Gruppe der 
Care-Freiwilligen auf dem Flughafen Köln­
Bonn, und Vorwürfe gegen den angeblich 
"schwerfälligen" Verwaltungsapparat 
angesichts sterbender Menschen bewirk­
ten einen Zuschuß von 1,5 Millionen aus 
dem ohnehin knappen Titel "humanitäre 
Hilfe (Sofort- und Katastrophenhilfe, 
Flüchtlingshilfe) " des AA und die Bereit­
stellung von Zelten und sonstigen Mate­
rialien durch die Streitkräfte zum Aufbau 

eines Lagers. Die gecharterte Iljuschin der 
russischen Aeroflot mußte erst einmal 
wegen technischer Mängel in Kairo lan­
den und bescherte den Helfern die ersten 
36 Stunden in der Flughafenhalle . 

Alles weitere ist aus der Tagespresse 
bekannt, die Nöldner-Aktion wurde zum 
Flop. Eine Sondersitzung des" Gesprächs­
kreises Humanitäre Hilfe" im Auswärtigen 
Amt am 1. Sept. 1994, erstmals unter der 
Leitung von Bundesaußenminister Kinkei, 
sollte der Schadensbegrenzung dienen. 
Aber nicht Nöldner kam; er entsandte viel­
mehr seinen Hauptgeschäftsführer Molt, 
der mit einem vorbereiteten Sprechzettel 
zweierlei zu tun hatte: Einmal die 
Anfangsschwierigkeiten zu bagatellisieren 
und zum anderen nach Mitschuldigen zu 
suchen; Das DRK war hierfür zum Sün­
denbock auserkoren , weil bei einem Tele­
fongespräch am Freitagnachmittag, 
unmittelbar vor Beginn der Aktion, nicht 
eine schnelle Antwort durch die StabssteI­
le Einsatz gegeben werden konnte. 

Was Molt von dieser Art der Rechtferti­
gung hielt, sah man 14 Tage später - er 
trat als Geschäftsführer zurück. Vorher 
hatte er vehement den Rücktritt Nöldners 
gefordert. Im Interview mit dem "Kölner 
Stadtanzeiger" vom 15. September sagte 
er: "Ich halte die organisatorische Leitung 
der Care-Aktion in Ruanda zu Beginn für 
völlig unzureichend und auch weiterhin 
nicht für zureichend . Herr Nöldner hat die 
Leitung der Aktion übernommen, weil er 
sich damals meinen Vorstellungen über 
eine solide organisatorische Vorstellung 
verschlossen hat. Zum ersten wäre es 
notwendig gewesen, wenigstens zu ver­
suchen, mit dem UN-Hochkommissar für 
das Flüchtlingswesen zu einer Vereinba­
rung zu kommen. Das zweite: Wir hätten 
eine solide organisatorische Leitungs­
struktur vor Ort aufbauen müssen, die 
befugt gewesen wäre, die entsprechen­
den Entscheidungen zu treffen. Die Ent­
scheidungen wurden aber im wesentli­
chen bei uns hier in Bonn gefällt. Und drit­
tens hätte ich ein stufenweises Anlaufen 
der Aktion befürwortet. Das hätte die Pro­
bleme der ersten Gruppe minimiert und 
ermöglicht, aus den Erfahrungen entspre­
chende Konsequenzen zu ziehen ." (Wie­
dergabe des Gesprächs leicht verkürzt.) 
Bei der Beurteilung der Aussagen von 
Prof. Dr. Peter Molt muß berücksichtigt 
werden, daß er lange Jahre Beauftragter 
des Landes Rheinland-Pfalz war, das 

~ 
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Ruanda partnerschaftlieh verbunden ist. 
Insofern ist Molt ein ausgewiesener Ruan­
da-Kenner, neben seinen Erfahrungen in 
der Entwicklungshilfe . 

Nöldner blieb jedoch im Amt - und bewirk­
te zweierlei, weit über das Ca re-Desaster 
hinausreichende Folgen. Die SPD-Bundes­
tagsfraktion aktualisierte die Wallow-Initia­
tive zum Aufbau eines Deutschen Hilfs­
korps unter Verweis auf das Ruanda-Deba­
kel (Gesetzesantrag 12/8447 vom 6. 9. 1994). 
und Johannes Gerster, MdB, früher Präsi­
dent der THW-Helfervereinigung, schlug 
vor, das THW zu einem zivilen Hilfskorps 
mit zentralen Koordinierungsaufgaben bei 
internationalen Katastropheneinsätzen aus­
zubauen . Die irrige Auffassung für diese 
Forderungen: eine staatliche Zentralstelle 
könne Alleingänge a la Nöldner verh indern. 
Welcher profilierungssüchtige Vorsitzende 
einer Hilfsorganisation aber könnte durch 
staatliche Lenkung an seinem Tun gehin­
dert werden? Nur so lautet die realistische 
Antwort. Und sie bedarf der Ergänzung: nur 
wer keine Spenden für seine Vorhaben 
erhält und keine staatlichen Geld- und Sach­
mittel erzwingt, kann an Fehlentscheidun­
gen gehindert werden. 

Leider hat die Care-Aktion, nach Auffas­
sung von DRK-Präsident Prinz Wittgen­
stein, allen Hilfsorganisationen geschadet. 

Die weiteren Entwicklungen sind schnell 
berichtet. Bei einer außerordentlichen Mit­
gliederversammlung am Wochenende des 
2./3 . Oktober wurden die Vollmachten des 
ehrenamtlichen Vorsitzenden Klaus Nöld­
ner eingeschränkt. Eine Satzungsänderung 
läßt nur noch eine gemeinsame Vertre­
tung des Vereins durch den Vorstandsvor­
sitzenden oder seinen Vertreter mit einem 
weiteren Mitglied der Vereinsführung zu . 
Mitte Oktober übte ein als Leiter eines 
neunköpfigen Ärzte- und Schwestern­
teams an der ruandesisch-zairischen Gren­
ze eingesetzter Arzt aus den neuen Bun­
desländern erhebliche Kritik an der Bevor­
ratung und Lagerung von Medikamenten . 
Nöldners Antwort - politische Intrigen. Am 
25. Oktober bei der nächsten Sitzung des 
"Gesprächskreises Humanitäre Hilfe", der 
an diesem Tag in einen regelmäßig tagen­
den" Koordinierungsausschuß Humanitäre 
Hilfe" umgewandelt wurde, zeigte sich 
Nöldner wenig einsichtig . Nach einem 
Lagebericht, der die Leistungen der Care­
Helfer zum Inhalt hatte, übte er Kritik an 
der Qualität der unentgeltlich bereitgestell­
ten Bundeswehrzelte, nicht ohne im glei­
chen Atemzug die Aufrechterhaltung der 
Bundeswehr-Luftbrücke von Goma nach 
Bukavu zu fordern . Von Vorwürfen blieb 
auch nicht das THW verschont, das angeb­
lich nicht beim Aufbau der Zelte helfen 
wollte oder dem Nöldner vorhielt, es been­
de seine Trinkwasserversorgung für die 
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notleidende Bevölkerung und die Flüchtlin­
ge. 

Nach Presseberichten vom 12. November 
stehen die Chancen zur Fortsetzung der 
Hilfsaktion für Ruanda im Jahre 1995 
schlecht. Die Gründe des BMZ hierfür: Die 
geringe Eigenständigkeit, die Care Deutsch­
land hat; die fehlende, seit Monaten ange­
mahnte Vereinbarung zwischen Care 
International und Care Deutschland; die 
nur teilweise ausgeräumten Prüfungsbe­
anstandungen und letztlich - das Aus­
scheiden leitender Mitarbeiter. Allein 
durch den Weggang von Prof. Molt, be­
stünden "erhebliche Zweifel" an der Lei­
stungsfähigkeit bei Projekten in Entwick­
lungsländern, konstatiert das BMZ. 

Die Bilanz von Care ist eine zweifache : 
Die Erfolge der Helfer und die Folgen für 
Care! 

In bisher sechs Gruppen von durchschnitt­
lich 156 Helfern seien bisher 938 Freiwilli­
ge im medizinischen und sanitätsdienstli­
chen Bereich zum Einsatz gekommen . Bis 
Dezember 1994 würden für Ruanda rd . 
8,5 Millionen Mark ausgegeben, aber nur 
1,7 Millionen an Spenden eingenommen 
werden. Mit dem Zuschuß des AA verblei­
ben folglich rd . 5 Mio., die aus der Rückla­
ge des Vereins entnommen werden müs­
sen . Es ist daher wichtig, wie lange Care 
noch solvent bleibt und welche Ergebnis­
se bei der Konferenz von Care Internatio­
nal in Harare (Zimbabwe) Anfang Novem­
ber gefunden wurden, wo Nöldner seine 
Position zu erläutern hatte . Eines ist sicher 
richtig und besonders wichtig : Diese Lei­
stungen sind "nur der wirklich hervorra­
genden Arbeit der Freiwilligen zu verdan­
ken" (Prof. Molt) . 

Care dagegen ist im In- und Ausland iso­
liert. Das haben die Mitarbeiter und Unter­
stützer nun wirklich nicht verdient. Sie ver­
danken es einem Mann, Klaus Nöldner. 
Wie lange können Hasardeure die Felder 
der humanitären Hilfe zu ihrem eigenen 
Würfelspiel mißbrauchen? 

Vorläufig letzter Akt in der CARE-Misere. 
Das Deutsche Zentralinstitut für soziale 
Fragen (DZI) in Berlin entzog vor wenigen 
Tagen Care Deutschland das Spendensie­
gel und: der bisherige Vorsitzende des 
Bundeskuratoriums, Hans-Dietrich Gen­
scher, und sein Stellvertreter, Bundesar­
beitsminister Norbert Blüm, haben sich 
am 3. November von Care zurückgezogen. 
Damit hat Care Deutsch land zwei seiner 
wichtigsten Repräsentanten verloren . 

(Horst Schätt/er) 

CARITAS FORDERT EINEN 
"HILFE-TÜV" 
Freiburg. Für die Schaffung eines "Hilfe­
TÜV" hat sich der Deutsche Caritasver­
band ausgesprochen. Der Leiter von Cari­
tas International, Günter Hölter, forderte 
laut KNA Anfang September in Freiburg, 
nur solche Hilfsprogramme sollten Gelder 
des Auswärtigen Amtes erhalten, die sich 
verbindlich an die "Kriterien für die deut­
sche humanitäre Hilfe im Ausland" hielten. 
Der "Hilfe-TÜV" solle "die Zahl der mögli­
chen und erkennbaren Flops" verringern . 

UNTERAUSSCHUSS FÜR MENSCHEN­
RECHTE UND HUMANITÄRE HILFE 

WENIGER GELD FÜR HUMA­
NITÄRE HILFE 
Die Mittel für die Humanitäre Hilfe im Etat 
des Auswärtigen Amtes sind für 1994 auf 
64 Mio. DM gekürzt worden, während sie 
im Haushaltsentwurf noch bei 85 Mio. DM 
gelegen haben. Diese Angaben bestätigte 
die Bundesregierung unlängst anläßlich 
einer Sitzung des Unterausschusses für 
Menschenrechte und Humanitäre Hilfe . 
Ein Mitglied der CDU/CSU-Fraktion kriti­
sierte diese Kürzungen als "nicht akzepta­
bel" . Die anderen Mitglieder des Aus­
schusses schlossen sich dieser Auffas­
sung an und beauftragten seinen Vorsit­
zenden, den Bundesaußenminister, in 
einem Brief darauf hinzuweisen, daß die 
Kürzungen im Haushalt 1994 "ziemlich 
einseitig zu Lasten bestimmter Etatposten 
gegangen seien". Das Auswärtige Amt 
erläuterte auf Anfrage des Ausschusses, 
daß 9 Mio. DM der Kürzungen auf die 
zehnprozentige globale Minderausgabe 
und 12 Mio. DM auf den zweiten Sparbe­
schluß der Bundesregierung zurückzu­
führen seien . 

Die SPD verlangte Auskunft darüber, was 
mit den Mitteln geschehe, die bereits für 
bestimmte Maßnahmen fest eingeplant 
seien. Hierzu erläuterte die Bundesregie­
rung, daß normal weitergewirtschaftet 
werden könne und erst dann die Entschei­
dung anstehe, ob gewisse Zuschüsse 
gekürzt oder Mittel gestreckt werden 
müßten. Die Hilfsorganisationen seien auf­
gefordert worden, dem Auswärtigen Amt 
ihre Planungen mitzuteilen. Zudem reiche 
die Humanitäre Hilfe als Folge der "Groß­
krisen" in der Welt nicht aus, um langfri­
stig zu helfen. • 

Durch nichts ist soviel Unsinn 
verhindert worden, wie durch 
fehlendes Geld . 

e h. Ta lleyrand 



GEGEN EIN NATIONALES 
KATASTROPHENHILFSWERK/ 
DEUTSCHES FRIEDENSKORPS 
- DEUTSCHE HILFSORGANISATIONEN UND 
HILFSWERKE BEZIEHEN POSITION GEGENUBER DEN 
VERANTWORTLICHEN BUNDESPOLITIKERN 

Der Bundestagsabgeordnete Hans Wal­
low aus Remagen hat im Dezember 1991 
ein elfseitiges Positionspapier vorgelegt. 
das sich mit dem Aufbau eines Deutschen 
Friedenskorps befaßt. Seine Vorstellungen 
erläutert hat Wallow mit einem Namensar­
tikel in der Wochenzeitung "Die Zeit" vom 
24. Januar 1992, den er "Wenn schnelle 
Hilfe not tut" überschrieb. 

Seine Überlegungen orientieren sich an 
den militärpolitischen Veränderungen im 
Zuge der Entspannung zwischen Ost und 
West und nehmen Bezug auf ein in seinen 
Augen bestehendes Musterbeispiel einer 
Katastrophenhilfeeinheit, der österreichi­
schen AAFDRU (Austrian Armed Forces 
Disaster Relief Unit). (Diese Einheit wurde 
durch ihren Kommandanten in der Ausga­
be 2/92 der NV+ZV vorgestellt. Red.) 

Das Friedenskorps sollte als unmittelbare 
Ansta lt des öffentlichen Rechts über ein 
hochqualifiziertes ca. 60köpfiges Stamm­
personal und entsprechende Infrastruktur 
verfügen. Ergänzend zu den hauptamtli­
chen Mitarbeitern sollte es über rd. 5 000 
Helferinnen und Helfer als freiwillige 
Mobi lisierungsreserve verfügen . Die Auf­
gaben: "Leitung und Koord ination der vor­
handenen staatlichen Ressourcen und bei 
internationalen Hilfsaktivitäten "; dafür soll­
te ein eigener Etat von 92 Millionen Mark 
bereitstehen. 

Wallow verfolgte seine Idee mit großem 
Engagement nicht nur mit Hilfe der Medi­
en, sondern gewann auch die Unterstüt­
zung seiner eigenen Partei, der SPD. Am 
26. Mai 1993 haben zahlreiche Bundes­
tagsabgeordnete der SPD und die Fraktion 
einen Gesetzesantrag zur Gründung eines 
deutschen Umwelt- und Katastrophen­
hilfswerks - Deutsches Hilfskorps gestellt 
(Drucksache 12/5045). Mit diesem Antrag 
befaßten sich mehrere Bundestagsaus­
schüsse; letztlich hat der federführende 
Ausschuß, der Auswärtige Ausschuß, in 
seiner 95. Sitzung am 18. Mai 1994 den 
o.a. Antrag beraten und mit der Mehrheit 
der Regierungsparteien zur Ablehnung 
empfoh len. 

Die Kernpunkte der Wallow'schen Überle­
gungen aus dem Jahre 1991 sind auch in 
dieser parlamentarischen I nitiative unver­
ändert. Ein Hinweis auf den Etat und 
seine Finanzierung unterblieb allerdings. 

Nur wenige Wochen vor der Bundestags­
wahl, am 6. September 1994, forderte die 
SPD-Bundestagsfraktion erneut die Grün­
dung eines offenen Umwelt- und Kata­
strophenhilfswerkes (Deutsches Hi lfs­
korps) . In der Drucksache 12/8447 war zur 
aktuellen Begründung auf das Flüchtlings­
drama in ruandischen Lagern verwiesen . 
Eine interessante Formulierung findet sich 
in Abschnitt 4., wo ein besonderer 
Abstimmungsbedarf mit den Bundesres­
sorts im Falle des Bundesministerium für 
wirtschafliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung postuliert wird. Da Humanitäre 
Hilfe seit November 1978 in der Zustän­
digkeit des Auswärtigen Amtes liegt (s. 
Drucksache 11/7508 vom 27. Juni 1990)' 
kann aus der Formulierung der SPD-Frakti­
on der Schluß abgeleitet werden, daß der 
Grundsatz "Humanitäre Hilfe ist ein Teil 
der Außenpolitik" bei Teilen der Oppositi­
on nicht mehr unumstritten ist. Das Parla­
ment lehnte am 21. September diesen 
Antrag ab. 

Aber auch aus Regierungskreisen kamen 
Vorstöße zu einer verbesserten Koordinie­
rung von internationalen Hilfseinsätzen. 
Bundeskanzler Helmut Kohl hatte am 3. 
August ein Hilfskorps ins Gespräch 
gebracht. ohne jedoch nähere Angaben 
darüber zu machen. Mittlerweile ist klar, 
daß der Bundeskanzler diesen Gedanken 
spontan aus Verärgerung darüber äußerte, 
als er von THW-Helfern hörte, deren 
Abflug sich nach Ruanda um Tage verzö­
gert hatte. In einem Briefwechsel mit der 
Johanniter-Unfall-Hilfe hat das Bundes­
kanzleramt Ende August 1994 klargestellt: 

"Für die weiteren Überlegungen wird die 
Frage entscheidend sein, ob dieses Ziel 
schon durch eine Neuorganisation des 
bestehenden Arbeitsstabes Humanitäre 
Hilfe im Auswärtigen Amt und durch eine 
wirksame Einbindung aller staatlichen und 
privaten Hilfsorganisationen erreicht wer­
den kann, oder ob paralle l hierzu eine 

Horst Schöffler, Kaiserslautern 

neue und eigenständige zivile Hilfseinrich­
tung (Hilfskorps) aufgestellt werden muß. 
In diesem Falle stellen sich eine Reihe 
grundsätzlicher Fragen rechtlicher, organi­
satorischer und finanzieller Art, die nicht 
schnell und nicht ohne die volle Beteili­
gung aller Betroffenen zu lösen wären. 

Auch bei der humanitären Hilfe im Aus­
land kann das Geld nur einmal ausgege­
ben werden . Aufgabe kann daher nicht 
sein, neue Bürokratien und neue Hilfs­
strukturen zu schaffen, wenn durch eine 
neuorganisierte Zusammenarbeit der zahl­
reichen vorhandenen und kompetenten 
staatlichen und privaten Hilfswerke das 
gleiche Ziel erreicht werden kann ." 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl hat in die­
sem Zusammenhang ausdrücklich zugesi­
chert, bei den weiteren Überlegungen alle 
im In- und Ausland tätigen deutschen 
Hilfsorganisationen zu beteiligen . 

Nunmehr haben die im "Gesprächskreis 
Humanitäre Hilfe" beim Auswärtigen Amt 
vertretenen Hilfsorganisationen und Hilfs­
werke noch in der 12. Legislaturperiode, 
mit Datum vom 13. Oktober 1994, eine 
Stellungnahme abgegeben, die sich gegen 
jegliche Einrichtung von Katastrophenhilfs­
werken/Hilfskorps wendet. Im Anschrei­
ben heißt es : 

Oie gegenwärtige Diskussion im politi­
schen Raum zur Errichtung neuer staatli­
cher Hilfswerke, auch Friedenskorps 
genannt, veranlaßt die Unterzeichner, 
stellvertretend für ihre Einrichtungen, 

eine " Gemeinsame Stellungnahme" zu 
den Vorschlägen des Abgeordneten Wal­
lowabzugeben, die Grundlage verschiede­
ner parlamentarischer Initiativen der SPD­
Bundestagsfraktion sind. 

Wir bitten Sie, dieser Erklärung den Stel­
lenwert einzuräumen, die das Engage­
ment der genannten Hilfsorganisationen 
und Hilfswerke würdigt und der Tatsache 
Rechnung trägt, daß sich über 1/10 der 
Bundesbürger durch ihre Mitgliedschaft 
und Mitarbeit mit ihren Zielen identifizie-
ren. 
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Gemeinsame Stellungnahme der im 
"Gesprächskreis Humanitäre Hilfe" 
beim Auswärtigen Amt vertretenen 
Hilfsorganisationen 

Verteiler 
An den Bundesminister des Auswärti­
gen, Herrn Dr. Klaus Kinkei, MdB 
An den Bundesminister im Bundeskanz­
leramt, Herrn Friedrich Bohl, MdB 

An die Vorsitzenden und Mitglieder der 
Ausschüsse des Deutschen Bundesta­
ges 

- Auswärtiger Ausschuß 
- Innenausschuß 
- Haushaltsausschuß 
- Verteidigungsausschuß 
- Ausschuß für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit 
- Unterausschuß für Menschenrechte 

und Humanitäre Hilfe des Auswärti­
gen Ausschusses 

An die Fraktions- und Gruppenvorsitzen­
den 

- der CDU/CSU-Fraktion 
- der CSU-Landesgruppe 
- der SPD-Fraktion 
- der FDP-Fraktion 
- der PDS/Linke Liste 
- der Gruppe Bündnis '90/Die Grünen 

Zum Vorschlag des Abgeordneten 
Hans Wallow zur Errichtung eines 
Umwelt- und Katastrophenhilfsw erks 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die unterzeichneten Hilfsorganisationen 
und Hilfswerke vertreten rund 9,5 Millio­
nen Bürger, die sich als Fördermitglie­
der, ehrenamtliche, aktive Helfer und 
hauptamtliche Mitarbeiter traditionell der 
Katastrophenhilfe und humanitären Hilfe 
im Ausland widmen. 

Sie alle nehmen diesen Auftrag, Men­
schen in besonderen Notlagen zu helfen, 
aus ihrem gesellschaftlichen und sat­
zungsgemäßen Selbstverständnis wahr. 

Alle genannten Organisationen können 
unzählige Erfahrungen aus zahlreichen 
Auslandseinsätzen nachweisen. Der 
Erfolg dieser Mission ist durch die Spen­
denbereitschaft der deutschen Bevölke­
rung eindrucksvoll bestätigt, die trotz 
veränderter Wirtschaftslage ein hohes 
Spendenaufkommen (4,2 Milliarden 
DM/Jahr) erbringt. 

Die Mitglieder und Helfer aller Organisa­
tionen stellen durch die sie vertretenden 
Unterzeichner fest: 

1. Die Vorschläge des Abgeordneten 
Wallow dienen dem Aufzeigen von 
Mängeln und der Erarbeitung von 
Vorschlägen und Verbesserungen 
sowie der engeren Kooperation in 
der deutschen humanitären Hilfe. 
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Bonn, 12. September 1994 (versandt am13. 10. 94) 

Insofern ist seine Initiative ein wertvol­
ler Anstoß zur Verbesserung von Funk­
tionen und Einsätzen. 

2. Das Funktionsschema des von Herrn 
Wallow vorgeschlagenen Hilfswerkes 
weist nach, daß seine Vorschläge 
bereits verwirklicht sind. 

Es besteht die Kooperationszentrale 
bereits jetzt beim Auswärtigen Amt in 
Gestalt des Arbeitsstabes Humanitäre 
Hilfe. Dieser sollte jedoch so ausge­
stattet werden, daß er den ständig 
steigenden Anforderungen in diesem 
Bereich gerecht werden kann. 

Der vorgeschlagene Koordinationsbei­
rat ist der "Gesprächskreis Humanitä­
re Hilfe", der seit 9. April 1992 ein 
hohes Maß an Abstimmung und Ver­
trauen unter den beteiligten Organisa­
tionen und Institutionen bewirkt hat. 
Es ist angeregt worden, ihn als" Koor­
dinierungsausschuß Humanitäre Hilfe" 
zu institutionalisieren. 

3. Die von Herrn Wallow vorgeschla­
genen Anforderungsmodalitäten ent­
sprechen nur unzureichend den politi­
schen und gesellschaftlichen Erforder­
nissen und Gegebenheiten. Basierend 
auf dem humanitären Völkerrecht 
(GA I und GA IV sowie Zusatzprotokol­
le I und 11) und auf dem Selbstver­
ständnis der Hilfswerke muß das Ersu­
chen zu Hilfseinsätzen auch über das 
IKRK, die Föderation der Rotkreuz- und 
Rothalbmondgesellschaften, die reli­
giösen und sozialen Verbände, wie 
z.B. Diakonie, Caritas und Arbeiter­
wohlfahrt, möglich sein. Hierbei sind 
auch Partnerschaftsstrukturen, bei­
spielsweise kirchliche Hilfswerke, zu 
berücksichtigen. 

4. Die verfügbaren Hilfskapazitäten für 
evtl. Hilfsaktionen können in kürzester 
Zeit, d.h. binnen Stunden, aus einem 
Einsatzpool der Hilfsorganisationen 
kommen; dies ist weder staatlich re­
gelbar noch reglementierbar. 

5. Der Einsatz kommunaler Feuerwehren 
ist nicht realisierbar, da die Berufsfeu­
erwehren im Schichtbetrieb arbeitend 
über keine personellen Reserven für 
einen längerfristigen Aus landseinsatz, 
dazu auf eigene (kommunale) Kosten, 
verfügen. Freiwillige Feuerwehren 
scheiden (neben den landesrechtli­
chen Bestimmungen) auch wegen der 
Einsatzerfordernisse aus. 

6. Die Aufzählung der Aufgabenfelder 
verquickt humanitäre Einsätze mit der 
Beseitigung von Kriegsschäden. Dies 
ist völkerrechtlich unzu lässig. 

7. Die Haushaltsansätze des Bundes für 
die humanitäre Hilfe befinden sich auf 
einer "Talfahrt". Das Auswärtige Amt 
hat gegenüber 90 Millionen DM in 
1993 nur noch 64 Millionen DM in 
1994 zur Verfügung. 

Das von Herrn Wallow vorgeschla­
gene Hilfswerk wird mit einem Kader 
von 60 bis 80 hauptamtlichen Kräften 
unter Vorhaltung von bis zu 5 000 
Helferinnen und Helfern ein Budget 
von 60 bis 80 Millionen DM pro Jahr 
erfordern. Darin sind keine Mittel für 
Einsätze enthalten. 

Al le dem Gesprächskreis Humanitäre 
Hilfe angehörenden Organisationen 
und Institutionen arbeiten seit Jahren 
um diese 60 bis 80 Millionen billiger. 
Warum also mehr ausgeben für glei­
che Leistung? 

8. Das vorgeschlagene Modell vernach­
lässigt bereits vorhandene internatio­
nale Verbindungen und Partnerschaf­
ten, die zwischen den Organisationen 
bestehen und funktionieren. Diese 
Verbindungen berücksichtigen die 
Langfristigkeit einer Hilfe, die nicht 
nur aus der Not- und Soforthilfe, son­
dern aus Katastrophenvorbeugung 
und Rehabilitations- bzw. Wiederauf­
baumaßnahmen bestehen. 

9. Die Übernahme der Auslandshilfe in 
Notlagen durch ein staatliches Hilfs­
werk verhindert und vermindert 
Spendenbereitschaft und Spenden­
mittel durch die Bevölkerung. Wer 
spendet schon für eine staatliche Ein­
richtung? 

Alle genannten Hilfsorganisationen, Hilfs­
werke und Institutionen vertreten die 
einhell ige Auffassung, daß ein Umwelt­
und Katastrophenhilfswerk nicht notwen­
dig ist, weil die Prinzipien seines Wir­
kens bereits seit Jahren nachweisbar 
verwirklicht sind. 

Wir bitten die Damen und Herren Abge­
ordneten des Deutschen Bundestages 
sowie die Herren Bundesminister des 
Auswärtigen und im Bundeskanzleramt, 
diese Stellungnahme zu würdigen und 
von der Einrichtung dieses zentralisti­
schen Hi lfswerkes abzusehen. 

Die Katastrophenhilfe und Humanitä­
re Hilfe der Bundesrepublik Deutsch­
land braucht politische und finanzielle 
Unterstützung und keine neuen 
Strukturen. 

Adventistische Entwicklungs- und 
Katastrophenhilfe e. V. (ADRA) 
Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland 
e.V. (ASB) 
Deutscher Caritasverband (DCV) 
Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK) 
Deutsche Welthungerhilfe 
Deutsches IDNDR-Komitee für Kata­
strophen vorbeugung e. V. 
Diakonisches Werk der EKD 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. (JUH) 
Malteser-Hilfsdienst e. V. (MDH) 
Medico International e. V. 
World Vision Deutschland e. V. 



Für Ende 1994 ist die Versendung dieses 
Positionspapiers an denselben Verteiler, 
unter Berücksichtigung der personellen 
und politischen Veränderungen durch die 
Bundestagswahl, vorgesehen. Damit wird 
dokumentiert, daß die· für die Bundesrepu­
blik Deutschland verantwortliche Bundes­
regierung ebenso wie die gewählten Parla­
mentarier in der 12. und der 13. Legislatur­
periode durchgängig verantwortlich sind. 
Es ist das erste Mal, daß sich die Hilfsorga­
nisationen und -werke, die den überwie­
genden Teil aller Auslandseinsätze in der 
Not- und Soforthilfe sowie der Entwick­
lungshilfe seit Jahrzehnten wahrnehmen, 
in eindeutiger Form gegen eine zunehmen­
de staatliche Einflußnahme auf ihre Aus­
landsarbeit und somit gegen eine zentrale 
Stabsstelle auf Regierungsebene ausspre­
chen . 

P.S. Der Deutsche Feuerwehrverband, 
der rd. 1,5 Millionen Feuerwehrleute 
vertritt, hat sich am 19. Oktober 
1994 der Stellungnahme ange­
schlossen. Er hat erklärt: 

"Der Deutsche Feuerwehrverband erklärt 
sich mit der Stellungnahme des "Ge­
sprächskreises Humanitäre Hilfe" inhaltlich 
einverstanden und unterstützt diese 
grundsätzlich. Wir tun dies lediglich des­
halb in einem gesonderten Schreiben und 
nicht mit Unterzeichnung gemeinsam mit 
den anderen Organisationen, weil der 
Deutsche Feuerwehrverband kein Mitglied 
dieses Gesprächskreises ist. 

Gleichwohl hat der Deutsche Feuerwehr­
verband aus verschiedenen Gesichtspunk­
ten heraus Interesse daran, ein zentralisti­
sches Hilfswerk mit neuen bürokratischen 
Dimensionen verhindern zu helfen. Auch 
der Deutsche Feuerwehrverband ist daran 
interessiert, die bestehende und bewährte 
Katastrophenhilfe und Humanitäre Hilfe der 
Bundesrepublik Deutschland politisch und 
finanziell zu unterstützen und neue Struktu­
ren zu vermeiden. Der Deutsche Feuer­
wehrverband äußert auch die Befürchtung, 
daß auf dem Umweg über die Humanitäre 
Hilfe für das Ausland und ein dafür 
geschaffenes Koordinierungsinstrument 
auch für den Fall großer Katastrophen im 
Inland wegen des sogenannten "Doppel­
nutzens " das von uns allen seinerzeit ver­
hinderte und als Gesetz wieder aufgehobe­
ne Zivilschutzkorps durch die Hintertür wie­
der Einzug halten könnte. 

Wir sind der Auffassung, daß - ob Inlands­
oder Auslandsaktivitäten - bewährte und 
bestehende Strukturen erhalten, fortge­
schrieben und gefördert werden sollten, 
nicht aber durch das kostenträchtige und 
bürokratische Dazwischenschieben neuer 
Verwaltungsebenen in ihrer Arbeit, Motiva­
tion und im Bestand gefährdet werden dür­
fen. 

Der Verbandsausschuß des Deutschen 
Feuerwehrverbandes hat sich in seiner 
Tagung am 14./15. 10. 1994 in Neumün­
ster mit dieser Frage befaßt." 

"KOORDINIERUNGSAUS­
SCHUSS HUMANITÄRE 
HILFEIl GEGRÜNDET 
Im Auswärtigen Amt ist am 25. Oktober 
1994 der" Koordinierungsausschuß Huma­
nitäre Hilfe" ins Leben gerufen worden. 
Ihm gehören die Ressorts Äußeres, Ent­
wicklungshilfe, Verteidigung, Verkehr, Inne­
res und Gesundheit an, wie das Auswärtige 
Amt mitteilte. Wichtigste Partner sind die 
privaten Hilfsorganisationen, darunter DRK, 
ASB, MHD und JUH sowie das Technische 
Hilfswerk (THW) und die Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ). Der 
Koordinierungsausschuß geht aus dem 

"Gesprächskreis Humanitäre Hilfe" hervor, 
in dem seit zweieinhalb Jahren unter 
Führung des Auswärtigen Amtes die deut­
sche humanitäre Hilfe im Ausland aufeinan­
der abgestimmt wird. Der Ausschuß wird 
'alle zwei Monate im Auswärtigen Amt 
zusammenkommen. Er soll die Hilfseinsät­
ze der privaten Organisationen und der 
Bundesregierung besser aufeinander 
abstimmen, damit schneller und flexibler 
als bisher bei Katastrophen und Konflikten 
reagiert werden kann. Die Hilfsorganisatio­
nen und das Außenministerium hatten sich 
auf eine bessere Koordinierung ihrer Hilfe 
am 1. September mit Außenminister Kinkel 
verständigt. 

FLUCHT IN DIE HUMANITÄRE HILFE 
Dieter Frisch 

Da meldet die OECD für 1993 einen 
spektakulären Rückgang der öffentlichen 
Entwicklungshilfe um 6 Milliarden Dollar. 
Gleichzeitig steigt die humanitäre Hilfe 
sprunghaft an. Die Europäische Union, 
inzwischen Spitzenreiter der Katastro­
phenhilfe, hat deren Umfang von 1990 
bis 1993 fast versechsfacht. Das muß 
dem Entwicklungspolitiker zu denken 
geben. Schließlich kommen die finanziel­
len Mittel, die für Hilfe im Ausland einge­
setzt werden, im großen und ganzen aus 
dem gleichen Haushaltstopf. Verstärkte 
Soforthilfe wird also letztlich auf Kosten 
der langfristig angelegten Entwicklungs­
zusammenarbeit geleistet. Damit stellt 
sich auch hier die Frage nach der optima­
len Nutzung knapper Mittel. 
So schwer es ist, die öffentliche Mei­
nung - und damit die Politik - für die Fort­
führung oder gar Verstärkung der Ent­
wicklungshilfe zu gewinnen, so einfach 
ist es offenbar, sie für humanitäre Hilfe 
zu motivieren. Die weitverbreitete Ratlo­
sigkeit und Müdigkeit in der Entwick­
lungspolitik fördern die Flucht in die 
humanitäre Hilfe. Wir scheinen in einem 
Teufelskreis gefangen zu sein: substanti­
elle Finanzmittel nur dann, wenn ein 
Ereignis Schlagzeilen macht; und Schlag­
zeilen machen offenbar erst Zigtausende 
von Toten ... 
So auch im Fall Ruanda: Dem Abkom­
men von Arusha, in dem im August 1993 
die Grundlagen für eine nationale Aus­
söhnung gelegt wurden, widmeten die 
Medien kaum Beachtung. Eine konzer­
tierte internationale Aktion zur Umset­
zung dieses Abkommens hätte das 
Drama verhüten können. Aber wen inter­
essierte damals Ruanda? Der Sieg der 
"Ruandischen Patriotischen Front" und 
die Bildung der neuen Regierung haben 
inzwischen Machtverhältnisse geschaf­
fen, die zutiefst instabil sind. Trotz der 
Beteiligung gemäßigter Hutus liegt die 
wirkliche Macht bei der durch den Geno­
zid dezimierten Tutsi-Minderheit, die vor 
den Massakern etwa 15 Prozent der 
Bevölkerung ausmachte. Damit ist der 
Zündstoff für die nächste Explosion 

gelegt. Präventive Politik sollte jetzt dar­
auf hinwirken, daß zwischen allen maß­
geblichen Kräften des Landes unter 
Beteiligung internationaler Beobachter 
ein gründlicher Dialog geführt wird und 
damit die dauerhafte Aussöhnung zwi­
schen den verschiedenen Bevölkerungs­
gruppen erarbeitet werden kann. 
Im benachbarten Burundi kann nur ein 
ähnlicher Weg aus der durch überstürzte 
Demokratisierung entstandenen Instabi­
lität herausführen. Aber das ist ein müh­
samer Ansatz. Er wird kaum Beachtung 
finden. Finanzielle Mittel werden spärlich 
fließen. Wie groß ist da die Versuchung, 
einfach nicht genug zu unternehmen und 
der Katastrophe ihren Lauf zu lassen! 
Dann fließen ja die Mittel reichlich. 
Humanitäre Hilfe ist zudem sichtbar und 
medienwirksam. 
Dagegen ist klassische Entwicklungshilfe 
viel schwerer im Bild festzuhalten. Und 
dennoch ist die langfristig angelegte 
Hilfe das wirksamste Mittel zur Vermei­
dung "hausgemachter" Katastrophen. 
So hätte der islamische Fundamentalis­
mus in Algerien keine Chance, wenn es 
der Bevölkerung besser ginge, wenn 
Armutsbekämpfung höhere Priorität 
gehabt hätte, wenn Arbeitsplätze 
geschaffen worden wären ... 
Humanitäre Hilfe im Krisenfall zu verwei­
gern, wäre skandalöses Versagen. Nur 
sollte man sich eingestehen, daß huma­
nitäre Hilfe fast immer auch Kapitulation 
bedeutet. Kapitulation der Politik, die es 
nicht geschafft hat, durch wirksame 
Präventivmaßnahmen die Krise zu ver­
meiden. Kapitulation der Entwicklungs­
politik, der es nicht gelungen ist, men­
schenwürdige Lebensbedingungen zu 
schaffen, die die Katastrophe verhütet 
hätten. 
Humanitäre Hilfe erleichtert das Gewis­
sen der Kurzsichtigen; Weitsichtigen 
raubt sie die Ruhe. 
Dieter Frisch war von 1958 bis März 
1993 für die EG-Kommission tätig, seit 
Februar 1982 als Generaldirektor für Ent­
wicklung. 
Quelle: E + Z. 35. 1994 • 
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NEUER STUDIENGANG 
•• 

"HUMAN[fARE HILFE" 
AN DER RUHR-UNIVERSITAT BOCHUM 

Mit Beginn des WS 1994/95 nahmen 20 
Studenten den neuen Studiengang am 
Institut für Friedenssicherungsrecht und 
Humanitäres Völ kerrecht auf. Bis zum 
15. August 1994, dem Meideschluß, hat­
ten sich 160 Bewerber um eine Zulassung 
bemüht. Bei der Auswahl für das Postgra­
duiertenstudium waren folgende Voraus­
setzungen zu erfüllen : 

- abgeschlossenes Studium 
- Fremdsprachenkenntnisse 
- Berufliche Erfahrung, insbesondere im 

Ausland 
- Kenntnisse/Einsätze in der Humani­

tären Hilfe . 

Die Zielsetzung 

Das Amt für Humanitäre Hilfe der EU 
(ECHO) hat fünf europäische Universitäten 
gebeten (Aix/Marseille, Deusto-Bilbao, 
Bochum, Louvain, Oxford) einen interdiszi­
plinär angelegten zweisemestrigen "Euro­
päischen Studiengang Humanitäre Hilfe" 
ab dem Wintersemester 1994/95 anzubie­
ten und so zu gestalten, daß die Lehrge­
biete identisch und Lehrinhalte vergleich­
bar sind . Mit diesem Studiengang soll für 
die humanitären Organisationen ein Re­
servoir an gut ausgebildeten Universitäts­
absolventen zur Besetzung von Stellen 
des mittleren Managements bereitgestellt 
werden . 

Der Studienabschluß 

Der zweisemestrige "Europäische Studi­
engang Humanitäre Hilfe " am IFHV der 
Ruhr-Universität Bochum wird die Studen­
ten zum Magisterabschluß führen und 
ihnen Grund- bzw. Spezialkenntnisse in 
den O.g. fünf und weiteren möglichen 
Gebieten vermitteln . Voraussetzung für 
den Erwerb des Magisters ist die Anferti­
gung einer Magisterarbeit im gewählten 
Spezialisierungsfach sowie der Nachweis 
von Kenntnissen in allen angebotenen 
Modulen und den interdisziplinären Veran­
staltungen in einer mündlichen Prüfung. 
Im Ausland erworbene Kenntnisse in der 
Spezialisierung werden für den Magister­
abschluß angerechnet. Eine praktische 
Studienzeit ist Bestandteil des Studien­
ganges. 
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Zugangsvoraussetzungen 

Voraussetzung für das Studium im euro­
päischen Studiengang ist der Hochschul­
abschluß in einer mit dem Themengebiet 
der humanitären Hilfe verwandten Rich­
tung . Dazu gehören insbesondere die 
Fächer Geographie, Geschichte, Wirt­
schaftswissenschaften, Medizin, Psycho­
logie, Kommunikationswissenschaften 
und Rechtswissenschaften . Wegen des 
fächerübergreifenden Charakters der 
humanitären Hilfe soll eine starre Definiti­
on der Studienvoraussetzung nicht getrof­
fen werden und die Entscheidung für die 
Zulassung in Zweifelsfällen nach individu­
eller Beratung im Einvernehmen mit den 
Studenten getroffen werden . 
Der Studiengang steht somit auch Absol­
venten anderer Studiengänge grundsätz­
lich offen . 

Der Studieninhalt 

In der Forschung, in der Lehre und der 
praktischen Tätigkeit von Regierungen, 
internationalen Organisationen und nicht­
regierungsamtlichen Institutionen ist die 
Interdisziplinarität der humanitären Hilfe 
deutlich geworden . Trotz der Unterschied­
lichkeit der Sachverhalte, die durch die Art 
der Katastrophe, ihren zeitlichen Rahmen 
und ihren geographischen Bezug entsteht, 
ist ein disziplin übergreifendes Wissen in 
mindestens fünf Teilgebieten notwendig, 
um humanitäre Hilfsoperationen effektiv 
planen und durchführen zu können . Diese 
fünf Teilgebiete sind das Völkerrecht, die 
Geographie/Geopolitik, die Medizin/Epide­
miologie, die Wirtschaftswissenschaf­
ten/Management und die Anthropo­
logie/Ethnologie. Die teilweise Vernetzung 
dieser Sachgebiete ist bei den vom IFHV 
in der Vergangenheit durchgeführten For­
schungsprojekten zur humanitären Hilfe 
mit universitätsexternen Kooperations­
partnern bereits erfolgt und wird ihre Fort­
setzung in dem Studiengang finden . 

Der Studienverlauf 

Im September beginnt das Studium mit 
einem gemeinsamen Intensivkurs für die 
Studenten der fünf Universitäten. Im Win-

tersemester werden an der Heimatuniver­
sität Grundkenntnisse in den fünf ausge­
wählten Modulen vermittelt. Das zweite 
Semester kann an der Heimatuniversität 
oder an einer der ausländischen Netz­
werkuniversitäten für eine Spezialisierung 
genutzt werden . Eine praktische Studien­
zeit ist Bestandteil des Studienjahres. 

Die Dozenten 

Das IFHV bietet die Vorlesungen als zen­
trale wissenschaftliche Einrichtung der 
Ruhr-Universität Bochum. Am Studien­
gang sind beteiligt: 

Prof. Dr. Dr. h. c. K. Ipsen LLD h. c. 
(Direktor des IFHV). 
Prof. Dr. H. Dürr (Lehrstuhl Geogra­
phie 2), 
Prof. Dr. V. Nienhaus (Lehrstuhl Wirt­
schaftslehre, insbesondere Wirt­
schafts pol iti k), 
Prof. Dr. H. J. Trampisch (Abteilung für 
Medizinische Informatik und Bioma­
thematik). 
VLRI K. Holderbaum (Leiter des Ar­
beitsstabes Humanitäre Hilfe im Aus­
wärtigen Amt, Bonn) . 

Mit weiteren Professoren der Ruhr-Univer­
sität Bochum werden gegenwärtig Ge­
spräche über eine Beteiligung am Studien­
gang geführt. Experten aus den humanitä­
ren Organisationen werden zu Vorträgen 
eingeladen, die besondere Einzelaspekte 
der humanitären Hilfe abdecken sollen . 

Finanzierungshilfen 

Neben dem Intensivprogramm wird über 
das ERASMUS-Programm der Europäi­
schen Union die studentische Mobilität 
ebenso gefördert. wie der Austausch der 
an dem Studiengang beteiligten Lehrper­
sonen. Als Hilfe zur Vereinheitlichung der 
Lehrinhalte hat ECHO von Lehrpersonen 
der beteiligten Universitäten ein Lehrbuch 
zur Humanitären Hilfe entwickeln lassen, 
das zu Beginn des Wintersemesters 
1994/95 in vier Sprachen vorliegen wird. 



Die Berufsaussichten 

Bei den zahlreichen humanitären Organi­
sationen staatlichen und nicht-staatlichen 
Charakters besteht ein Bedarf an interdis­
ziplinär ausgebildeten Universitätsabsol­
venten. Primär geht es dabei um Positio­
nen im mittleren Management. ECHO 
rechnet europaweit für diese Organisatio­
nen mit einem Bedarf von 80 bis 100 Uni­
versitätsabsolventen pro Jahr. Die Absol­
venten des" Europäischen Studienganges 
Humanitäre Hilfe" an den fünf Universitä­
ten sind im Feld der Bewerber um diese 
freien Stellen gut qualifiziert, da sie gerade 
auf den Sektoren ausgebildet werden, die 
von den Entscheidungsträgern in huma­
nitären Organisationen als essentielle Ein­
stellungsvoraussetzungen betrachtet wer­
den. 

Für das WS 1995/96, also nach Abschluß 
des ersten Studienganges, werden 30 
Studienplätze zur Verfügung stehen. 

Fragen bitte an: 

Akad. Direktor Dr. H. Fischer 
Ruhr-Universität Bochum, 
Institut für Friedenssicherungsrecht und 
Humanitäres Völkerrecht (IFHV) 

NA 02/28 
44780 Bochum 
Telefon 0234/7007366 
Telefax 0234/7094208 
Telex 17-234356 (hs) 

• 

EIN FRANZOSE NAHM DIE 
FEUERWEHR UNSERES LAN­

DES UNTER DIE LUPE 

Monsieur Alain Wolf, 22 Jahre alt, ist in 
einem kleinen französischen Dorf Mitglied 
einer Freiwilligen Feuerwehr und hat das 
Ziel vor Augen, zur Berufsfeuerwehr -
Sapeur Pompier Professionel - zu gehen. 
Um dieses Ziel zu erreichen, nahm er ein 
Studium am Universitätsinstitut für Tech­
nologie, Bordeaux, Fachbereich "Hygiene 
und Sicherheit" auf. 

Im Rahmen des internationalen Studenten­
austausches der Europäischen Union 
(ERASMUS-Kooperationsprogramm) ver­
schlug es den jungen Franzosen an die 
Brandschutz- und Katastrophenschutz­
schule Heyrothsberge. Während seines 
neunwöchigen Praktikums standen u.a. 
auf dem Programm: 

- Konsultationen zu den Schwerpunkten 
"Hilfeleistungssystem in Deutsch­
land"; "Gefahrenabwehrsysteme der 
Bundesländer" und "Organisation des 
Brand- und Katastrophenschutzes im 
Land Sachsen-Anhalt" in den dafür 
zuständigen Fachgremien; 

- Teilnahme an Aus- und Fortbildungs­
veranstaltungen der BF, FF, WF und 
an Lehrgängen der Schule sowie 

Gerlinde Oddoy 

- Besichtigungen von feuerwehrtechni­
schen Zentren und Einsatzleitstellen 
u.v.m. 

Im Ergebnis des Studienaufenthaltes fer­
tigte Alain Wolf eine Diplomarbeit an, die 
er mit dem Prädikat "Ausgezeichnet" ver­
teidigen konnte. 

Das "Auf Wiedersehen" sagen fiel Alain 
Wolf nicht so leicht, hatte er doch viele 
Freundschaften in der kurzen Zeit schlie­
ßen können . 

Alain Wolf war zwar der erste, aber 
bestimmt nicht der letzte ausländische 
Feuerwehrstudent eines von der Europäi­
schen Union geförderten Projektes, den 
wir an der BKS Heyrothsberge begrüßen 
konnten. 

Zum Abschied schrieb er u.a. in unser 
Gästebuch: 

"Ich bin guter Hoffnung, daß ich nur das 
erste Glied einer langen und erfolgreichen 
deutsch-französischen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Ausbildung der Feuer­
wehrangehörigen war. Alain Wolf." 

(Bericht von der Brandschutz- und Kata­
strophenschutzschule Heyrothsberge/b. 
Magdeburg) 

• 

Alain Wolf erhält letzte Anweisungen für den Strahlenschutzeinsatz. 
Foto: Michael Streithoff 

NY + ZV, 4/1994 15 



DIE EHRENAMTLICHEN HELFER 
IN DER NEUORDNUNG DES ZIVIL­

UND KATASTROPHENSCHUTZES 

Seit 10-15 Jahren diskutieren Bund, Län­
der, Hilfsorganisationen und sonstige 
Beteiligte über die Frage, wie der Zivil­
und Katastrophenschutz effizienter und 
insbesondere für die ehrenamtlichen Hel­
fer in den Hilfsorganisationen attraktiver 
und motivierender gestaltet werden kann. 
Viele gute Ideen scheiterten an vorgebli­
chen finanztechnischen und administrati­
ven Hürden, wobei ausgeprägte föderali­
stische Einstellungen mit entsprechen­
dem Beharrungsvermögen ein übriges 
taten. Hilfsorganisationen - insbesondere 
als Interessenwahrer der ehrenamtlichen 
Helfer - befanden sich stets zwischen 
den Fronten, wurden politisch, ministeri­
ell und administrativ von Bund und Län­
dern ausgebremst, obwohl sie ein gesell­
schaftspolitisch hochwertiges Ziel hatten, 
nämlich ehrenamtliches Engagement zu 
fördern und zu erhalten. Die Hilfsorgani­
sationen kamen sich in ihrem Bemühen 
wie Don Quichote vor, der gegen die 
Windmühlen kämpfte. Dieses Gefühl hat 
sich auch heute nicht geändert. Im Febru­
ar 1994 präsentierte das Bundesministeri­
um des Innern eine Neuordnung des Zivil­
und Katastrophenschutzes unter dem 
Titel "Zivilschutz in Deutschland - Pro­
gramm für die Zukunft _ u . 

Diese Überschrift wurde nicht mit einem 
Fragezeichen abgeschlossen. Im Hinblick 
auf die in diesem Papier nur rudimentär 
und oberflächlich angesprochenen sicher­
heitspolitischen Grundbedingungen wäre 
ein derartiges Satzzeichen jedoch durch­
aus angebracht gewesen. Wenn man 
schon "Sicherheitspolitik nach Kassenla­
ge macht", haben insbesondere diejeni­
gen, die ohne persönliche Vorteile das 
Vorsorge- und Schutzsystem tragen, 
Anspruch darauf, daß ihnen "reiner Wein 
eingeschenkt wird". 

Unter Berücksichtigung dieser Vorbemer­
kungen steht der Bundesminister des 
Innern insbesondere hinsichtlich folgen­
der Aussagen seines "Programms" auf 
dem Prüfstand: 

- "Die staatliche Hilfe ist grundsätzlich 
subsidiär zur Selbsthilfe der Bürger. 
Deshalb sind Selbst- und Nachbar­
schaftshilfe weiter zu stärken. " 

- "Das ehrenamtliche Element bleibt 
Grundpfeiler des Zivilschutzes. Die 
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Motivation der Helfer sowie die Eigen­
verantwortung der Organisationen sol­
len gestärkt werden. " 

- "Die ehrenamtlichen Helfer bleiben 
auch weiterhin tragendes Element 
des Katastrophenschutzes. Auf keinen 
Helfer soll verzichtet werden. " 

Der Wert dieser Aussagen ist zunächst 
am bekannten Zahlenmaterial zu messen, 
das folgendes deutlich macht: 

1. Der größere Teil der Helfer in den 
Katastrophenschutzeinheiten der frei­
willigen Hilfsorganisationen - im Mal­
teser Hi lfsdienst z.B. zwei Drittel -
sind nach § 8 Abs. 1 und nicht nach § 8 
Abs. 2 Katastrophenschutzgesetz ver­
pflichtet; im Gegensatz zum Techni­
schen Hilfswerk stellt sich damit hier 
die Frage nach Motivation und Bin­
dung sehr viel differenzierter. 

2. Die Zahlenentwicklung der Neuord­
nung sieht einen rund 50%igen Abbau 
des sanitätsdienstlichen Potentials bei 
gleichzeitigem Aufwuchs des betreu­
ungsdienstlichen Potentials um rund 
300 % vor. Damit stellt sich die Frage, 
ob es mög lich sein wird, eine Umori­
entierung des Helfe rpotentials zu 
erreichen. 

3. Das Technische Hilfswerk soll in den 
nächsten Jahren einen im Verg leich zu 
den anderen Hilfsorganisationen über­
proportionalen finanziellen Aufwuchs 
erhalten, womit sich nachhaltig die 
Frage der Subsidiarität stellt. Es ist 
un logisch und widersprüchlich, wenn 
der Bundesminister des Innern einer­
seits seine Instrumente zurückfährt, 
andererseits aber dort, wo es ihm lieb 
ist, eine bundesseitige Aufrüstung 
vorn immt. 

Darüber hinaus sind auslandsrelevante 
Vorhaltungen des Technischen Hilfswerks 
aus dem Zivilschutzetat zu eliminieren . 

4. Die Finanzzahlen für die nächsten 
Jahre im Bereich Erste-Hilfe-Ausbil­
dung und Schwesternhelferinnen-Aus­
bi ldung sehen eine drastische Redu­
zierung vor, die - und dies kann be­
reits an dieser Ste lle konstatiert wer­
den - in eklatantem Widerspruch zur 
Programmaussage steht "Die staatli­
che Hi lfe ist grundsätzlich subsidiär 

zur Selbsthilfe der Bürger und deshalb 
sind Selbst- und Nachbarschaftshilfe 
weiter zu stärken." Worüber kann die­
ses Ziel, wenn nicht über Erste-Hilfe­
und Schwesternhelferinnen-Ausbi l­
dung, besser gestärkt werden? 

Die weiteren Parameter für die künftige 
Entwicklung werden durch fo lgende Pro­
gramminhalte zusätzlich bestimmt: 

- "Die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes wird auf den Strukturen in 
den Ländern aufgebaut. Der Bund gibt 
keine Strukuren vor. " 

- "Der Bund ergänzt aus Zivilschutz­
gründen das Katastrophenschutz­
potential der Länder in den Bereichen 
Brandschutz, Sanitätswesen, Betreu­
ung und ABC-Schutz. " 

(Bei Wegfall ganzer Fachdienste und 
Reduzierung bisheriger Fachdienste). 

- Die Ausbildung auf allen Ebenen 
beschränkt sich bei Reduzierung der 
Inhalte ausschließlich auf eine Zusatz­
ausbildung für Zivilschutzzwecke. 

Aus diesem Sachverhalt ergeben sich fol­
gende Gefährdungen: 

1. Freisetzung von sanitätsdienstli­
chen Helfern. 

2. Fehlende Kompensationsmöglich­
keiten für freiwerdende sanitäts­
dienstliche Helfer im Betreuungs­
dienst aufgrund unattraktiver Ent­
wicklung. 

3. Wegfall der Mitwirkungsmöglich­
keiten vor Ort durch Aufgabe von 
Material durch den Bund bei gleich­
zeitiger Reduzierung der finanziel­
len Rahmenbedingungen. 

4. Eliminierung einheitlicher Ausbil­
dungskonzeptionen der Hilfsorgani­
sationen für ihre Helfer mangels 
einheitlicher Strukturen, Systeme 
und Ausbildungen in den 16 Bun­
desländern. 

Angesichts dieser Situation, die dadurch 
abgerundet wird, daß ein Großtei l der 
Bundesländer nicht bereit oder in der 
Lage ist, die einbehaltenen Finanzmittel 
des Bundes auszugleichen, erscheint die 
immer wieder von Vertretern des Bun-
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desministeriums des Innern sowie nach­
geordneter Behörden benutzte Be­
zeichnung für den künftig noch übrigblei­
benden Bundesanteil als .. Sahnehäub­
chen .. gelinde gesagt grotesk und für den 
Helfer als einen Schlag ins Gesicht. Auch 
wenn es sich bei dieser Bezeichnung nur 
um eine politische Herausforderung oder 
Spitzfindigkeit handeln sollte, müssen 
ehrenamtliche Helfer dies gleichwohl als 
eine Desavouierung ihres Engagements 
empfinden, sie müssen sich fragen, für 
wen setze ich mich freiwillig und unent­
geltlich ein, wenn dieser Bereich letztlich 
als Luxus angesehen wird . Dieses Bei­
spiel macht deutlich, mit welcher Leicht­
fertigkeit unter Verkennung der sensiblen 
Strukturen ehrenamtlicher Arbeit Bezeich­
nungen und Argumente gewählt werden . 

Die Verkennung des gesellschaftspoliti­
schen Wertes ehrenamtlichen Engage­
ments im Zivil- und Katastrophenschutz 
macht ein weiteres Beispiel deutlich: 

Bei den Diskussionen um absehbare Fol­
gen der Neuordnung wurde zu Beginn 
wiederholt aus dem Bereich bundesmini­
sterieller Planer der Vergleich mit der Zeit 
des .. Alten Fritz" angeführt, in der nach 
einem Kriegszug dann in Friedenszeiten 
die Soldaten in Ehren entlassen wurden . 
Es ist schon perfide, mit welcher leicht­
fertigen Denkhaltung dieses Verfahren 
hier auf die Situation der vergleichsweise 
wenigen, die ihre Verantwortung für die 
Gesellschaft erkennen, angewandt wird. 
Da hilft auch nicht der in gleichem 
Zusammenhang genannte Hinweis, die 
Hilfsorganisationen könnten diese Helfer 
ja in andere Aufgabengebiete - gemeint 
sind hier wohl die sozialen und Wohl­
fahrtsaufgaben - umsetzen . Dies zeigt, 
daß diese Redner über die vielen Jahre 
ihres Befassens mit den Hilfsorganisatio­
nen die Motivationsgründe der den Kata­
strophenschutz tragenden Helfer nicht 
erkannt haben. Je nach Persönlichkeit, 
Prägung durch Familie und Umfeld, Aus­
bildung, sonstiger beruflicher Tätigkeit -
um nur einige Beispiele zu nennen -, 
fühlen sich Helfer sehr differenziert bei 
aller Querschnittsintegration zu Führungs­
aufgaben, Rettungsdienst/Katastrophen­
schutz oder zu den Sozialen Diensten hin­
gezogen. Es ist unmöglich, den betreffen­
den (betroffenen!) Helfern den Befehl zu 
geben: .. Ab sofort, kehrt! Ab sofort wird 
eine andere Aufgabe wahrgenommen!" 
Wer dies ernsthaft annimmt, hat das diffi­
zile Wesen, das soziale Geflecht einer 
Hilfsorganisation nicht verstanden und 
wird mit seinen Planungen mit Sicherheit 
das Ziel verfehlen . In der heutigen Frei­
zeit- und an materiellen Vorteilen orien­
tierten Gesellschaft sollte es der Staat 
nachdrücklich in jeder Form vermeiden, 

ehrenamtliches Engagement zu negieren. 
Dies gilt insbesondere für den Bereich 
des Zivil- und Katastrophenschutzes, ein 
Bereich, der ohnedies nur bedingt einer 
gesellschaftlichen Akzeptanz zugänglich 
ist. 

Denn Sicherheit kann man nicht sehen, 
kann man nicht anfassen; das Fehlen 
wird jedoch der Bürger in einer Notlage 
schmerzlich spüren . Es ist. eine Illusion, 
auf ein funktionierendes, vorgeplantes 
Potential verzichten zu können . Größere 
Unfälle, Großschadensereignisse, jeden­
falls mehrere zur gleichen Zeit und schon 
gar Katrastrophenfälle, egal aus welchen 
Gründen entstanden, sind nicht mit den 
ständig präsenten hauptamtlichen Kräften 
zu bewältigen. Übungen und vor allem 
Realeinsätze haben manifestiert, daß ein­
gespielte Teams, Teileinheiten und Ein­
heiten nötig sind, um eine Schadenslage 
zu bewältigen. Hierzu sind Ausbildungen 
und Übungen - auch aus Fürsorge und 
Motivationsgründen - notwendig. Freiwil­
ligen Helfern Ausbildung und Übungen 
mit Hinweis auf eine sich aus der sicher­
heitspolitischen Lage ergebenden länge­
ren Vorwarnzeit verweigern zu können, 
ist eine gefährliche Illusion . Ein Aufwuchs 
der Zivil- und Katastrophenschutzkräfte in 
einer angespannten sicherheitspoliti­
schen Lage würde nicht deeskalierend, 
vielmehr eskalierend wirken . Damit 
würde man entweder den Eintritt des 
Ernstfalls fördern oder bei Unterlassen 
des Aufwuchses den Bürger schutzlos 
stellen oder in unverantwortlicher, gefähr­
licher Weise nicht ausgebildete und ein­
gespielte Kräfte zum Einsatz bringen. 

Den Wert der ehrenamtlichen Katastro­
phenschutzhelfer und deren Notwendig­
keit zeigen aber nicht nur die vorgenann­
ten Beispiele . Gibt der Staat den Hilfsor­
ganisationen in ausreichender und 
flächendeckender Weise die Möglichkeit. 
mit Helfern im Katastrophenschutz effizi­
ent mitwirken zu können, so erhält er 
hierüber leicht die Möglichkeit, in Krisen­
lagen das gesamte Potential einer Hilfsor­
ganisation vor Ort, regional und bundes­
weit sinnvoll nutzbar verfügbar zu haben. 

Letztlich haben die Katastrophenschutz­
helfer den günstigen Nebeneffekt, daß 
sie Multiplikatoren und Meinungsbildner 
für den Gedanken des Zivil- und Katastro­
phenschutzes sind, insbesondere in einer 
Zeit, in der andere Alternativen aus ge­
seIlschaftspolitischen oder finanziellen 
Gründen nicht möglich sind. Es wäre 
sträflich, dieses unterzubewerten, dieses 
zu übersehen oder sogar zu negieren. 

Vor den Schlußfolgerungen der so zu skiz­
zierenden Lage einige Bemerkungen zur 

Stellung der Helfer im Katastrophen­
schutz aus der Sicht des Malteser-Hilfs­
dienstes: 
Die Hilfsorganisationen sehen im Kata­
strophenschutz den Helfer ihrer Organisa­
tion, der in diesem Rahmen im Katastro­
phenschutz mitwirkt und insofern u.a. die 
Möglichkeit einer Freistellung vom Wehr­
dienst gemäß § 8 Abs . 2 Katastrophen­
schutzgesetz erhält. Dies trifft nicht nur 
auf den Helfer zu, der bereits vor seiner 
Entscheidung in der Hilfsorganisation mit­
wirkt, sondern auch auf denjenigen, der 
aus dem Grunde des Freistellungsziels zu 
einer Hilfsorganisation stößt. Die Hilfsor­
ganisationen sind nachdrücklich darum 
bemüht, auch diese zuletzt genannten 
Helfer für ihre Ideale und Aufgaben zu 
gewinnen. Das Ergebnis schlägt sich in 
dem Verhältnis zwischen Verpflichteten 
nach § 8 Abs . 1 und § 5 Abs . 2 Katastro­
phenschutzgesetz in den Hilfsorganisatio­
nen nieder. Dabei ist darauf hinzuweisen, 
daß diejenigen, die nach § 8 Abs . 1 Kata­
strophenschutzgesetz in den Hilfsorgani­
sationen und Katastrophenschutzeinhei­
ten mitwirken, sich nicht minder ver­
pflichtet fühlen und sich nicht weniger 
engagieren. Diese Aussagen beziehen 
sich hier ausdrücklich nur auf die freiwilli­
gen Hilfsorganisationen, über die eine 
Bewertung abgegeben werden kann . Die 
Beurteilung dieser Fakten analog zu den 
vorstehenden Ausführungen bei der 
staatlichen Organisation, dem Techni­
schen Hilfswerk, bedarf einer ge­
sonderten Betrachtung. 

Die Stellung der Helfer in den Hilfsorgani­
sationen, das Miteinander ehrenamtli­
chen Engagements, wird jedoch vielfach 
extern verkannt und durch Behörden und 
Ministerien bei politischen Programmen 
und Planungen ungenügend beachtet. 
Die Aussagen juristischer Veröffentlichun­
gen bis hin zu Dissertationen in letzter 
Zeit noch, die lediglich auf formaljuristi­
schen Wertungen beruhen, indem der 
Helferbegriff des § 8 Katastrophenschutz­
gesetz und das dortige Verpflichtungsver­
fahren losgelöst vom sozialen Umfeld 
definiert werden, sind der Sache selbst 
nicht im geringsten dienlich. Die Hilfsor­
ganisation muß die Möglichkeit haben, zu 
entscheiden, wer wann und in welcher 
Funktion, in welcher Einheit dem gemein­
samen Ziel der Notfallvorsorge am besten 
dienen kann . 

Das innere System einer Hilfsorganisati­
on, das wesentlich durch den ehrenamtli­
chen Helfer geprägt wird, ist für viele 
externe Partner schwer zu durchschauen 
und schwer zu verstehen, insbesondere 
deshalb, weil auch irrationale Faktoren 
hineinspielen. Es lohnt sich jedoch, gera-
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de für Behörden und Ministerien, sich 
hiermit näher zu befassen, da in der Indi­
vidualität ein hohes Maß an Kreativität, 
Energie und Entwicklungskraft gerade 
auch aufgrund hoher Motivation steckt. 
Die Hilfsorganisation sowie ihre ehren­
amtlichen Helfer sind nicht weniger ver­
läßlich - vielleicht auf andere Art und 
Weise -, wie ein rein staatliches System. 

Angesichts dieser Situation sind folgende 
Entwicklungen erkennbar bzw. vorherseh­
bar: 

1. In 16 Bundesländern werden in der 
Zukunft - falls keine Gegenmaßnah­
men ergriffen werden - unterschiedli­
che Katastrophenschutzstrukturen und 
-systeme bestehen. 

2. Die Hilfsorganisationen werden durch 
das verminderte Engagement des 
Bundes erhebliche finanzielle Ein­
brüche haben, die nach den bisherigen 
Erkenntnissen Länder und Kommunen 
weder auffangen können noch wollen. 

3. Die Übernahme und Bereithaltung von 
überzähligem Bundesmaterial werden 
die Hilfsorganisationen - jedenfalls der 
Malteser-Hilfsdienst - angesichts der 
finanziellen Situation nur nach stren­
gen betriebswirtschaftlichen Kriterien 
realisieren. 

Durch diese absehbaren Fakten wird es 
den Hilfsorganisationen erheblich er­
schwert und letztlich nur noch bedingt 
möglich sein, die Helferschaft im notwen­
digen Umfang für eine Mitwirkung im 
Katastrophenschutz ein- oder umzuset­
zen, um sie so weiter zu motivieren. 

Wenn in diesem Kontext allen Ernstes 
von einem Abteilungsleiter eines Lan­
desinnenministeriums behauptet wird, 
daß es völlig egal ist und es ihn überhaupt 
nicht interessiere, wenn die Systeme der 
Bundesländer nicht kompatibel sind - nur 
innerhalb eines Landes sei die Zusam­
menarbeit relevant -, und er darüber hin­
aus provokant verkündet, wenn eine 
Organisation nicht mitziehen könne, 
werde man eine andere finden, so kann 
diese Sicht der Dinge nur als Verkennung 
der Tatsachen und Verkürzung auf Kirch­
turmsicht bezeichnet werden. Unabhän­
gig von der Tatsache, daß sich die Bun­
desländer unter dem verfassungsrechtli­
chen Gesichtspunkt "bundesfreundlichen 
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Verhaltens" über ihren Tellerrand hinaus 
interessieren, wenn nicht sogar verant­
wortlich fühlen müssen, kann zu derarti­
gen Stellungnahmen nur folgendes fest­
gestellt werden: 

1. Auch die Bundesländer werden die 
Hilfsorganisationen als Leistungsträ­
ger in ihrem Bereich nur dann behal­
ten, wenn ihnen dort die Möglichkeit 
gegeben ist, insbesondere Fragen der 
Ausbildung, Führung und des Einsat­
zes landesübergreifend anlegen zu 
können. 

2. Das Ausspielen von Hilfsorganisatio­
nen untereinander ist mit Sicherheit 
mittel- bis langfristig keine tragfähige 
Grundlage, da - unabhängig von der 
gesellschaftspolitischen Zweifelhaftig­
keit eines solchen Gedankens -

- das Know-how und die Motivation 
möglichst vieler im Vorsorgesy­
stem notwendig sind 

- nur der Pluralismus die Chance 
gibt, viele Bürger anzusprechen 
und 

- die Einbindung nur eines Partners 
zu gefährlichen Abhängigkeiten 
führen kann. 

3. Es ist zutiefst bedauerlich und zeugt 
vom Verfall der Werte, die diesem 
gesellschaftlichen Bereich zuteil wird, 
wenn diesen Äußerungen von leiten­
den Mitarbeitern des Bundesministe­
riums des Innern nicht widerspro­
chen, ihnen mitunter sogar ausdrück­
lich zugestimmt wird. 

Die Hilfsorganisationen und damit insbe­
sondere die den Zivil- und Katastrophen­
schutz tragende ehrenamtliche Helfer­
schaft befinden sich demnach heute -
wie gestern - zwischen den Mühlsteinen, 
indem 

1. der Bund nach der Devise handelt: 
"Wie kann ich mich formalrechtlich 
ohne Gesichtsverlust aus der Affäre 
ziehen" und ihn eine sinnvolle Umset­
zung bzw. Vorhaltung des Katastro­
phenschutzsystems offensichtlich 
nicht mehr interessiert, 

2. die Bundesländer sich sehr unter­
schiedlich ihrer Verantwortung be­
wußt sind; jedenfalls ist ein Teil von 

ihnen darum bemüht, die Last auf die 
Hilfsorganisationen abzudrücken; teil­
weise geben sie das Problem an die 
Kreise und kreisfreien Städte weiter, 

3. die Kreise und kreisfreien Städte ohne 
Geld und wenig System sich in den 
"Clinch" mit örtlichen Organisationen 
begeben müssen. 

Eine verfassungs- und staatsrechtliche 
Beurteilung führt hinsichtlich des die 
Hilfsorganisationen betreffenden Aspekts 
zu folgenden Aussagen: 

1. Das in unserem Grundgesetz jeden­
falls mittelbar niedergelegte Prinzip 
der Subsidiarität bedeutet nicht, daß 
der Staat sich von seiner Verantwor­
tung hinsichtlich seiner Aufgaben, hier 
seiner Verpflichtung, für den Schutz 
des Bürgers Vorsorge zu treffen, frei­
sprechen kann. 

2. Subsidiarität fordert durchaus, daß die 
Hilfsorganisationen den Ball auffan­
gen, den Ball dem Bürger zuspielen 
und mit ihm als Helfer ins Tor tragen. 

3. Dies können die Hilfsorganisationen 
aber nur leisten, wenn das Feld ange­
legt ist, und hierfür ist und bleibt der 
Staat in der Verantwortung. 

4. Von den Hilfsorganisationen und sei­
nen ehrenamtlichen Helfern zu verlan­
gen, den Platz anzulegen, stellt jeden­
falls in Teilen eine Überforderung dar 
und überzieht das Subsidiaritätsprinzip. 

Die Hilfsorganisationen können die ehren­
amtliche Motivation tatsächlich und sinn­
voll einbringen, wenn 

1. bundesweit ein Konsens in den Eck­
punkten von Struktur, System, Füh­
rung und Ausbildung des Katastro­
phenschutzes besteht, 

2. eine Grundausstattung an Material 
und Finanzmitteln zur Verfügung ge­
steilt wird, bei der dem Helfer die 
Sinnhaftigkeit seines Engagements 
einleuchtet. 

Dann 

- können die Hilfsorganisationen eine 
sinnvolle Ausbildung leisten, 

- können die Hilfsorganisationen sinn-
voll ein System mitgestalten, ~ 



können die Hilfsorganisationen sinn­
voll notwendige Ubungen anlegen 
und durchführen, 

- können die Hilfsorganisationen ihr Ge­
samtpotential sinnvoll eingepaßt für 
die Notfallvorsorge zur Verfügung steI­
len. 

Konkret ergeben sich demnach die fol­
genden Forderungen: 

1. Der Malteser-Hilfsdienst geht davon 
aus, daß es im Interesse des Landes 
und seiner Bürger ist, den Malteser­
Hilfsdienst auch künftig als Hilfs- und 
Katastrophenschutzorganisation zu 
behalten, da er mit dem Katastrophen­
schutz und seinem darüber hinausge­
henden Gesamtpotential einen Bei­
trag leisten kann, in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Behörden lageab­
hängig und flexibel Notlagen zu 
bewältigen. 

2. Liegt es im Gemeininteresse, daß der 
Malteser-Hilfsdienst mit seinem Ge­
samtpotential gerade auch für Groß­
schadensereignisse und Katastrophen 
weiterhin zur Verfügung steht, muß 
ein System gestellt werden, das es 
ihm ermöglicht, an vielen Standorten 
bzw. in vielen Gliederungen" Keimzel­
len" des Katastrophenschutzes zu er­
halten, 

- die den Gedanken, das Know-how, 
das Führungsdenken etc. des 
Katastrophenschutzes aufrechter­
halten, 

- um die sich organisationseigene 
Notfallpotentiale gruppieren bzw. 
integrationsfähig gestalten. 

3. Bei der Neudefinition von Einsatz­
potentialen für den Katastrophen­
schutz ist von einer selbständig ein­
setzbaren Gruppe mit fachdienstreiner 
AufgabensteIlung und modularem 
Aufwuchs - auch fachdienstübergrei­
fend - auszugehen . Es ist sicherzu­
stellen, daß die einzelnen dislozierten 
Gruppen je nach Lage und Auftrag zu 
größeren Einheiten unter einheitlicher 
Führung zusammengefaßt und einge­
setzt werden können. Hierzu sind 
sowohl auf seiten des Staates als 
auch des Malteser-Hi lfsdienstes ent­
sprechende Führungsinstrumente vor­
zuhalten, die eine bedarfsgerechte 
Zusammenstellung, einen entspre­
chenden Einsatz mit Verstärkung/bzw. 
Integration durch andere Dienste und 
Potentiale der Hilfsorganisationen 
ermöglichen. 

4. Die Ausbildung der Helfer und des 
Führungspersonals wird sich stärker 
als bisher an friedenszeitigen Notwen­
digkeiten orientieren. Dies bedeutet 

eine breit angelegte Grundausbildung 
mit modularer Fachausbildung, zum 
einen für eine Helferkarriere "Medizi­
nische Ausbildung/Sanitätsdienst/Ret­
tungsdienst", zum anderen für die 
Helferkarriere "Betreuungsdienst/Sozi­
ale Dienste". 

5. Im Hinblick darauf, daß eine wesentli­
che Umgruppierung vom Sanitäts­
dienst in den Betreuungsdienst mit 
einem großen Aufwuchs des Betreu­
ungsdienstes geschehen soll, müssen 
den betroffenen Helfern in den Be­
treuungskomponenten attraktive Aus­
bildungsangebote und Einsatzoptionen 
geboten werden. Dafür muß der 
Betreuungsdienst ein breiteres Spek­
trum an Aufgaben erhalten, jedenfalls 
für weitere Aufgaben nutzbar sein. Er 
kann sich künftig nicht auf die Zurver­
fügungstellung von Essen, Kleidung 
und Unterkunft beschränken, er ist 
u.a. auch auszulegen auf die psychi­
sche Betreuung von Personen in Aus­
nahmesituationen. Hierzu zählt bei­
spielsweise die Mitwirkung bei vor­
beugenden, begleitenden und nachbe­
reitenden Maßnahmen zur Verringe­
rungNermeidung von einsatzbeding­
ten Belastungsreaktionen eingesetzter 
Helfer. Weitere Aufgabenfelder sind 
zu definieren. 

6. Der Betreuungsdienst muß künftig -
ebenso wie der Sanitätsdienst vom 
Rettungsdienst - von den Sozialbehör­
den für Notfälle unterhalb der Kata­
strophenschwelle anerkannt und ange­
nommen werden sowie eine Einsatz­
option erhalten. Ressort- oder Zustän­
digkeitsverteilungen dürfen hier mitteI­
bis langfristig kein Hindernis sein. 

7. Gezielt ist bei der Ausbildung der Hel­
fer der Doppelnutzen für den privaten 
Bereich (z.B. Betriebssanitäterqualifi­
kation) zu berücksichtigen. 

8. Die Führerausbildung ist auf neue Ein­
satzoptionen auszurichten. 

9. Letztlich sind in die Grundausbildung 
aller Helfer der Hilfsorganisationen die 
zivilschutzrelevanten Themen aufzu­
nehmen, da realistisch betrachtet in 
der Zukunft nur noch über dieses Kli­
entel dieser Gedanke verbreitet wer­
den kann. 

Zum Schluß eine Bitte, die der Autor im 
Sinne der gemeinsamen Sache als Forde­
rung formulieren mußte: 

Ausgehend von der Tatsache, daß der 
Bund sich im Zivilschutz, insbes. im Er­
weiterten Katastrophenschutz nicht mehr 
engagiert und sich formalrechtlich ver­
kürzt auf Art. 73 Nr. 1 GG zurückzieht, die 
Länder kurzsichtig auf dem Föderalismus 

beharren und die Hilfsorganisationen in 
diesem Gefüge offensichtlich einen zu 
schwachen Stand haben, möchte ich die 
Bundesländer aufrufen, über ihren eige­
nen Schatten zu springen, um auf den 
Bund mit dem Anspruch zuzugehen, daß 
dieser zumindestens aus politischen 
Gründen seine Bundesverpflichtung 
erkennt und aktiv eine Koordination der 
Strukturen und Systeme der Bundeslän­
der vornimmt. Dann sehe ich eine Chan­
ce, daß auch künftig in sinnvoller und effi­
zienter Weise Notfallvorsorge betrieben 
wird, dann sehe ich eine Chance für die 
Hilfsorganisationen, Helfer für diese Auf­
gabe auch künftig zu motivieren. 

Ich bin mir bewußt, daß diese Aufforde­
rung nahezu eine Vision ist, juristisch 
gesehen die Anstiftung zu einem untaug­
lichen Versuch, wenn nicht sogar zu einer 
bürokratischen Utopie auf Kosten des 
Steuerzahlers. Ich möchte jedoch diese 
Anregung nicht unterlassen haben, da ich 
der festen Überzeugung bin, daß als Min­
destmaß der Zusammenarbeit eine ein­
deutige Koordination zwischen Bund und 
Ländern erforderlich ist. • 

KOMMENTAR 

Gefährlich 
Michael Schuf 
zu den Bonner Sparpliinen 

Gewiß, die Mauer ist gefallen, der 
Kalte Krieg nun endgültig vorbei 
und die Bedrohung aus dem Osten 
scheinbar so gering wie nie zuvor. 
Wenn bei der Bundeswehr kräftig 
der Rotstift geschwungen wird, ist 
das noch nachvollziehbar. Doch 
wenn auch der Katastrophenschutz 
der Sparpolitik zum Opfer fäl lt, ist 
das gefährlich. Ein weiteres Bei­
spiel dafür, wie der Bund finanzielle 
Lasten auf die Länder und Kommu­
nen abschiebt. Die Leidtragenden 
sind wieder einmal die ehrenamtli­
chen Helfer. Wer bisher eine 
Woche für einen Lehrgang freige­
stellt wurde, darf dafür künftig noch 
mehr Freizeit opfern. Wie soll man 
da noch Freiwillige motivieren? Ob 
die Hilfsorganisationen vor Ort zu 
einer solchen Ausbildung überhaupt 
fachlich und personel l in der Lage 
sind, sei noch dahingestellt. 

Quelle: Rhein-Zeitung, Kob/enz 
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ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN 
KATASTROPHENSCHUTZ 
UND RETTUNGSDIENST 

Beispiel: Busunglück A 67 vom 14. Juni 1994, Teil 1 

Zusammenfassung: 
Im 1. Teil des Beitrags werden die Voraus­
setzungen, die Bereitstellung und Versor­
gungseinheiten inci. Katastrophenschutz 
unterhalb der Katastrophen-Schwelle ge­
nannt. Die Ursache des Unglücks, nähere 
Umstände sowie erste Maßnahmen, bei­
spielsweise der Leitstelle, werden be­
schrieben. Der Verfasser vertritt die Über­
zeugung, daß die SEG'en organisatorisch, 
materiell und vor allem personell aus den 
Strukturen des Erweiterten Katastrophen­
schutzes sowie dem friedenszeitlichen 
Katastrophenschutz der Länder und nicht 
primär aus dem Rettungsdienst gebildet 
werden. Nur so sind die ehrenamtlichen 
Kräfte im Notfalleinsatz von ihrer Lei­
stungsfähigkeit und ihrem gesellschaftli­
chen Stellenwert überzeugt. 

Im 2. Teil (nächste Ausgabe dieser Zeit­
schrift) wird die konkrete Schadenslage 
dargestellt und über die Schadensbewälti­
gung unter Einbeziehung von Einheiten 
des Katastrophenschutzes und der 
Schnelleinsatzkomponenten berichtet. 

Die Zahlen in Klammern 0 beziehen sich 
auf die Literaturangaben am Schluß die­
ses Artikels. 

Vorbemerkung 
Bis in jüngster Zeit wird noch an der strik­
ten Trennung zwischen dem Rettungs­
dienst der Länder sowie dem Erweiterten 
Katastrophenschutz und den Versorgungs­
strukturen der Zivilen Verteidigung (des 
Bundes) festgehalten. Von kompetenter 
Seite wurde dieses Nebeneinander und 
teilweise organisatorische Gegeneinander 
wiederholt kritisiert. 

Erst durch die (novellierten) Rettungs­
dienstgesetze der Bundesländer ist es 
möglich, daß Katastrophenschutz-Einhei­
ten des Bundes und der Länder problem­
los rettungsdienstlichen Einsätzen zuge­
führt werden können. Durch den höchst 
unwahrscheinlichen Verteidigungsfall und 
die Übertragung der Strukturen auf die 
Länder aufgrund fehlender Haushaltsmit­
tel hat sich dieses Umdenken beschleu­
nigt. 

Im Hessischen Rettungsdienstplan von 
1994 (Entwurfsfassung) wird ausdrücklich 
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von durchgängigen Versorgungsstruktu­
ren gesprochen. Schnelleinsatzgruppen 
(SEGl. Schnelleinsatzzüge (SEZ) u.a. kön­
nen bereits zur Ergänzung und Verstär­
kung unterhalb der Katastrophen-Schwel­
le, ja sogar als Hintergrundeinheiten jeder­
zeit alarmiert werden. Auch die Sanitäts­
züge des Katastrophenschutzes dienen 
hier zur Verstärkung des Rettungsdien­
stes via Bereichsplan. Die in den aner­
kannten Hilfsorganisationen nach § 8.(2) 
KatSG verplanten Helfer gehen sodann als 
Personal der SEG in den Einsatz und blei­
ben nach Erreichen der Katastrophen­
Schwelle unter anderer Rechtsgrundlage 
(z.B . Hessisches KatS-Gesetz vom 12.7. 
1978) vor Ort. Damit wird die Dynamisie­
rung eines (Großschadens-)Ereignisses 
mit einer Vielzahl von akut Verletzten 
und/oder Erkrankten festgeschrieben und 
anerkannt. 

In der Tab. 1 sind Rechtsgrundlagen zum 
Großschadensereignis exemplarisch für 
Hessen aufgelistet. Tab. 2 registriert die 
Zeitphasen im organisatorischen Ablauf 
eines Ereignisses mit größerer Dimensi­
on. Bei dem beschriebenen Busunglück 
waren Phase II nach 25 Minuten, Phase III 
nach ca. 100 Minuten und Phase IV nach 
280 Minuten erreicht. Tab. 3 erläutert die 
ungefähren Ausrück- und Eintreffzeiten 
der einzelnen Glieder der "Katastrophen­
kette" . Interessanterweise gibt es auch 
nach Meinung von Experten keine Hilfs­
frist für Führungskräfte. Idealerweise, weil 
zur Bewältigung eines Großschadens­
ereignisses zwingend erforderlich, ist 

jedoch die Anwesenheit von Führungs­
kräften aus dem Rettungsdienst an jedem 
Punkt eines Rettungsbereiches bzw. auch 
bereichsübergreifend (nach Absprachen) 
spätestens binnen 30 Minuten notwendig. 

Abb. 1 zeigt ein Modell der sog. Techni­
schen Einsatzleitung (TEl) unter Annahme 
einer erheblichen Schadenslage. Diese 
TEL gi lt es nach Art, Größe, Ort des 
Geschehens zu modifizieren. Sie kann 
nach Erreichen der K-Schwelle mit einer 
anderen Rechtsgrundlage grundsätzlich 
weiterarbeiten. Die Polizei mit eigener 
Organisation und originärem Aufgabenbe­
reich ist selbstverständlich nicht dem 
Gesamteinsatzleiter Feuerwehr unter­
stellt. 

Erweiterter Katastrophen­
schutz - Sanitätszug 
Tab. 4 zeigt Rechtsgrundlagen für Aufstel­
lung, Alarmierung und Einsatz von sog . 
SEG aus dem Katastrophenschutzpotenti­
al. SEGen aus dem Rettungsdienst habe 
ich in dieser Zeitschrift bereits an anderer 
Stelle beschrieben (1) . Wichtig ist die 
Akzeptanz solcher Einheiten im jewei ligen 
Rettungsdienstbereich (" Hoheitsgebiet" 
einer Zentralen Leitste lle) bzw. entspre­
chende Absprachen mit Nachbarschafts­
bereichen, damit im Zuge der überregio­
nalen Hilfe auf Anforderung des jewei li­
gen Landrates oder des Regierungspräsi­
diums der Zuständigkeitsbereich sinnvoll 
erweitert werden kann. ~ 

Abb. 1: Modell der Leitung zur medizinischen Gefahrenabwehr als Bestandteil der 
Technischen Einsatzleitung (TEL) in einer mobilen Leitstelle am Schadensort. 
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Mehr als die Hälfte 
aller Notfälle in 
'92/93 nicht von 
Notarzt versorgt 

Unfallverhütungsbericht weist 
gegenüber den Vorjahren eine 
abnehmende Versorgung im Ret­
tungsdienst aus -
Erstmals werden im soeben 
erschienenen Bericht "Sicherheit 
im Straßenverkehr" (Unfallverhü­
tungsbericht Straßenverkehr 1993). 
Bereich Rettungswesen, die seit 
1982 gemachten Aussagen eines 
hohen notärztlichen Versorgungs­
grades nicht wiederholt. Im Gegen­
teil wird festgestellt, daß immer 
noch 55 % aller Notfäl le nicht von 
einem Notarzt versorgt wurden . 
Darüber hinaus verlängerte sich die 
mittlere Eintreffzeit der Rettungs­
mittel mit Notarzt von 8,8 auf 9,2 
Minuten und ohne Notarzt von 7,9 
auf 8,5 Minuten. 
Außerdem vergrößerte sich der 
Anteil der ohnehin kritischen Ein­
treffzeit (über 15 Minuten) in den 
alten Bundesländern um 19 % auf 
einen Gesamtanteil von 8,6 % aller 
Notfalleinsätze. Schlechter noch 
war die Versorgung in den neuen 
Bundesländern, in denen die Ein­
treffzeiten durchschnittlich 2 Minu­
ten höher lagen als in den alten 
Bundesländern. (Red.) 

Die Schnelleinsatzgruppen sollten ab 
15-20 Verletzten, d.h. unterhalb der K­
Schwelle, eingesetzt werden. Die Perso­
nalstärke der SEG ist 14 (1/2/12) (Füh­
rungsgruppe, San-Gruppe, Arzt-Gruppe, 
Transportgruppe) und kann durch Nach­
alarmierung bis auf Zugstärke (3 San-Grup­
pen, 1 Transport-Gruppe) mit 50 Helfern 
(1/13/36) erweitert werden . Die niedrigste 
Schwelle im Einsatz entsteht zunächst 
durch Anforderung der Einsatzführung der 
örtlichen Bereitschaft. Nach Alarmierung 
der Bereitschaft rückt diese sofort aus. 
Das Material der SEG kann nachgeführt 
werden. Die SEG kommt erst zum Ein­
satz, wenn die Führungsgruppe und min­
destens 50 % der eingesetzten Helfer 
anwesend sind. Vorher ist als SEG keine 
effektive Einsatzmöglichkeit gewährlei­
stet, dies entspricht der DV 400. Als Aus­
rückezeit gilt hier 12-20 Minuten (!) . 

Als Rettungsmittel werden eingesetzt: 

2 ATRW (Arzttruppwagen) mit bereits ver­
lastetem Material für die Erstversorgung 
von ca. 40 Verletzten. U.a. werden 50 Ein­
heiten Blutersatzflüssigkeit mitgebracht, 2 
KTW mit jeweils 4 Tragen, 2 KTW mit 
jeweils 2 Tragen und Beatmungseinheit, 2 
MTW, Beleuchtungsanhänger mit Zug­
fahrzeug, 1 t Zuladung : Stromerzeuger, 
Zeltleuchten, Zeltheizungen u.a ., 1 LKW, 
1 t Zuladung. ~ 

Tab. 1: Rechtliche Voraussetzungen für die Bewältigung eines 
Großschadensereignisses (in Hessen) 

- Hessisches Rettungsdienstgesetz, insbesondere § 7 Abs. 6 
- Verordnung über die rettungsdienstliche Versorgung bei größe-

ren Schadensereignissen vom 10. 9. 1992 
- Erlaß Gesundheitsministerum (HMJFG) vom 28. 1. 1993 

Durchführung der Verordnung über die rettungsdienstliche 
Versorgung bei größeren Schadensereignissen 

- Erlasse über die Aufgaben und Befugnisse der zentralen Leit­
stellen (HMDI) 
Hessisches Krankenhausgesetz vom 18. 12. 1989, insbesonde­
re § § 8, 9 

- Hessisches Katastrophenschutzgesetz vom 12. 7. 1978, 
§ 10 Katastrophenschutzpläne 

Tab. 2: Einteilung des zeitlichen Ablaufs zur Bewältigung eines 
Großschadensereignisses 

Phase I Alarmierung, Anfahrt, Sichtung und erste Versorgung 
Phase II Versorgung der Verletzten, Führungskräfte vor Ort, Ein­

richtung der TEL 
Phase III Transport der meisten Verletzten in geeignete Kranken­

häuser 
Phase IV Rückfahrt der beteiligten Einsatzkräfte, Abschluß des 

rettungsdienstlichen Einsatzes, Dokumentation, Aus­
sprache aus rettungsdienstlicher Sicht (1 . Auswer­
tung) 

Tab. 3: Modell der Katastrophenkette (nach Neuhauser 1991 
mod.) bei einer Vielzahl von Verletzten oder akut Erkrankten 
zur medizinischen Versorgung vor Ort 

Art der Hilfe Zeit Tätigkeitsmerkmal (z.B.) 

Laienhilfe sofort Erstmaßnahmen (Basis. 

• erweiterte Maßn. (7)), 
versch . Tätigk. 

Rettungsdienst. je nach Bundesland genau definierter professio-
Feuerwehr bis 15 Minuten neller Tätigkeitsbereich. 

(HilfsfrIst) Sichtung. Rückmeldung. ...... Rettung. Versorgung 

Erweiterter ca . 15-20 *) Aufgaben wie Rett.-Dienst 
Rettungsdienst. Minuten 
Benachbarte Regionen ~ 
a) Schnelleinsatz- ca . 30 Min. a) Sofortmaßn., Betreuungs-
gruppen -~ aufgaben. Einweisung. 
b) Führungskräfte Absicherung. Tätigkeit nach 

Weisung 
b) TEL. Stab, Fachberatung 

a) Erweiterter Vorlaufzeit a) Tätigkeitsbereich 
Kat.-Schutz ----~ definiert bzw. nach Lage 
b) Zivil-militär. b) Tätigkeitsbereich nach 
Zus.-Arbeit Absprache 

*) Einsatzzeiten im Leitstellenbereich Lkrs. Bergstraße 

Tab. 4: Rechtsgrundlagen für die Aufstellung und den 
Einsatz einer SEG 

- Strafrecht. z.B. § 38. 323 c 
- Gesetze über öffentliche Sicherheit und Ordnung der Bundes-

länder 
- Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetze der Bundesländer 
- Rettungsdienstgesetze (soweit vorhanden) 
- Katastrophenschutzgesetze der Bundesländer 
- Katastrophenschutzergänzungsgesetz (KatSErgG) des Bundes. 

insbes. § 7 a. § 13, § 13 a 
- Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens v. 

13. 6. 1934 (3 . Durchführungsverordnung) sowie vereinzelt Lan­
desgesundheitsgesetze der Bundesländer 

- Sonstige Vorschriften, Bekanntmachungen und Verordnungen 
einzelner Bundesländer (sehr früh von Bayern, Baden-Württem­
berg) 
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Selbstverständlich werden auch Arznei­
mittel an den Schadensort verbracht. 
Diese sind in einem Kreislaufmodell recht­
zeitig durch Medikamente aus dem Ret­
tungsdienst zu ersetzen (2) . 

Eine zweite SEG des Kreises Bergstraße, 
die ebenfalls bei dem Busunglück auf der 
A 67 zum Einsatz kam, rekrutiert sich aus­
schließlich aus erfahrenen, überwiegend 
als Rettungssanitäter und Rettungsassi­
stenten ausgebildeten, Helferinnen und 
Helfern . Sie bilden eine Teileinheit des 
Sanitätszug-Transport (SZ-T) als in den 
Katastrophenschutz eingegliederter Zug in 
einer Stärke von 28 Personen. 

Tab. 5 listet die Aufgaben am Unfallort 
auf. Wichtig ist es, besonders erfahrene 
Helfer, so Rettungsassistenten, für die 
Versorgung und Transportbegleitung von 
Schwerverletzten einzusetzen . Sanitäts­
helfer sollen Aufgaben, wie Betreuungs­
maßnahmen, Bereitstellen von Transport­
kapazitäten und Mithilfe in der Versorgung 
von Verletzten/Erkrankten je nach Ausbil­
dungsstand übernehmen . Die in Tab. 6 
genannten Problembereiche von Schnell­
einsatzgruppen sind in Südhessen nicht 
relevant, da es sich um jahrelang beste­
hende, in den Rettungsdienst eingebunde­
ne Einheiten handelt. Die Planungen sind 
durch Absprachen und Übungen gefestigt. 
Klare Aufgabenzuteilungen, eine straffe 
Hierarchie und die Mitwirkung von rein 
ehrenamtlichen Helfern unter Aufsicht ist 
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ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN 
KATASTROPHENSCHUTZ 
UND RETIUNGSDIENST 

Tab. 5: 
Einsatzstrategien und Aufgabenbereiche von SEGen 

- Präsenz in Einsatzleitung medizinische Gefahrenabwehr vor Ort 
- Evtl. Sitz im Leitstellenstab der unteren Katastrophenschutz-

behörde 
- Übernahme eines Einsatzabschnitts im San .-Bereich wie Ver­

letztensammelstelle, Krankenwagenhalteplatz, Aufbau von Ver­
bandsplatz etc. 

- Sofortmaßnahmen vor dem Bereich der Verletztensammelstelle 
- Herstellen der Tr.ansportfähigkeit zusammen mit Rettungsdienst 

und zugeteilten Arzten 
- Registrierung mit Verletzten karten 
- Transport von Verletzten oder Erkrankten mit 4-Trage-Wagen 
- Weitere Aufgabenzuteilung durch Einsatzleitung 
- Betreuungsmaßnahmen von Einsatzkräften und von Betroffenen 
- Sonstiges wie z.B. Einweisung von Kräften, Fahrzeugen, Absi-

cherungsmaßnahmen, Mithilfe bei Suchaktionen 

Tab. 6: 
Problembereiche von SEGen 

- Anwendung, Aufsicht, Lagerung, Finanzierung und Eigentums­
verhältnisse von Katastrophenpharmazeutika 

- Finanzierung durch wen? (Bund, Land, Gemeinden, Kreis, Orga­
nisation, Private, Spenden) und dadurch bedingte Abhängigkeit 

- Ausbildungsstand des Einsatz-Personals 
- Weisungsbefugnis : z.B. Sanitätseinsatzleiter vs . Organisations-

leiter Rettungsdienst 
- Häufig fehlendes Gesamtkonzept, Funktionsbeschreibungen, 

Dienstanweisungen (!) 
- Präzisierung der Aufgaben von Rettungsdienst und Katastro­

phenschutz. Abrufbarkeit durch wen? 
- Mangelnde Mitarbeit von Ärzten (bei Ausbildung, Übung, 

Einsätzen) 

Bild 1 

wahrscheinlich das wichtigste Konzept vor 
Ort. Mitarbeiter mit "stress-disorder" sind 
rechtzeitig aus dem Einsatzgeschehen 
herauszulösen und bedürfen einer spezie l­
len Betreuung (3). 

Beschreibung des 
Busunglücks auf der A 67 
Am 14. Juni 1994 kommt ein Lkw (Bild1), 
vermutlich infolge eines Reifenschadens, 
nach links von der Fahrban ab, pra llt 
gegen die Mittelleitplanke und drückt auf 
ca. 88 m Länge die Leitplanken nieder; 
dabei verliert er Teile der Ladung (Schnitt­
holz). Diese fällt teilweise auf die Gegen­
fahrbahn . 5 Pkw überfahren Holzplanken 
und kommen von der Fahrbahn ab. Einzel­
ne Holzteile treffen Windschutzscheiben 
der Pkws. Ernsthaft verletzt wird hierbei 
jedoch niemand (!). Ein Reisebus befährt 
die zweispurige BAB Richtung Süden, 
fährt über Holztei le oder Trümmer bzW. 

~ 



wird von diesen 
getroffen, kommt 
nach rechts von 
der Fahrban ab, 
verfehlt um Zenti­
meter einen ver­
unfa ll ten Pkw 
und durchbricht 
die Leitplanken. 
Danach stürzt er 
die Böschung hin­
unter und bleibt 
auf der rechten 
Seite liegen (Bild 
2). Es herrscht 
klare Sicht bei 
gutem Wetter. 
Der gesamte Ver­
kehr in beiden Fahrtrichtungen kommt 
sofort zum Ruhen. Der Unfall hat sich laut 
Tachoscheibe um 16.55 Uhr ereignet. Die 
erste Meldung bei der Autobahnpolizei 
geht um 17.03 Uhr (!7) ein. Es folgen wie­
derholte Notrufe mit unpräzisen Angaben. 
Gegen 17.05 Uhr wird die zuständige Leit­
stelle informiert und entsendet sofort die 
ersten Rettungsfahrzeuge. 

Sofortmaßnahmen vor Ort 
Der Hauptsachbearbeiter der zuständigen 
Zentralen Leitstelle, zusammen mit einer 
Hilfskraft, kann in der Frühphase (Notrufe, 
Alarmierung, Lenkung, Funküberlastung 
(!). sonstige Routinearbeiten) noch nicht 
verstärkt werden . Zusätzlich fällt die Lang­
zeitdokumentation aus, so daß zunächst 
erhebliche logistische und organisatori­
sche Probleme entstehen. Trotzdem, so 
die Meinung aller Beteiligten, ist das 
Management der Leitstelle außerordent­
lich erfolgreich, so daß diese Unzuläng­
lichkeiten sich nicht bei der Versorgung 
der ca. 50 Verletzten negativ auswirken. 
Erst in der Phase II (vgl. Tab. 2), kann die 
Leitstelle personell verstärkt werden. 

Der erste eintreffende Notarzt (zugleich 
LNA) und der diensthabende LNA können 
sich bereits auf der Anfahrt durch Mit­
hören des Funks ein ungefähres Bild vom 
Ausmaß des Unglücks machen. Der Orga­
nisatorische Leiter (ORGL) befindet sich 
ebenfalls auf der Anfahrt. In der Anfangs­
und Alarmierungsphase ist der Funkkanal 
- w ie bei Großschadensereignissen üblich 
- überlastet. Dennoch herrscht Funkdiszi-
plin. Der diensthabende Rettungsdienst 
samt Nachbarschaftshilfe ist alarmiert. 
Verstärkungseinheiten incl. SEG werden 
alarmiert. Die für den Autobahnabschnitt 
zuständige Freiwillige Feuerwehr wird ver­
spätet nachalarmiert, da kein Brand, keine 
Umweltschäden oder zu bergende Perso­
nen gemeldet werden. 

Es sind zahlreiche Laienhelfer vor Ort, dar­
unter Angehörige der amerikanischen 596 
Maintenance Company Mannheim, die als 
disziplinierte Soldaten sofort Erste Hilfe lei­
sten, eintreffende Rettungsdienste einwei­
sen und Verletzte übergeben. Als ausrei­
chend deutsche Rettungsdienste eintref­
fen, verlassen die Soldaten die UnfallsteIle. 

Bild 3 zeigt den Bus mit Einsatzkräften an 
der steilen Böschung. Soldaten der ameri­
kanischen Armee helfen und geben ihre 
Eindrücke wieder. Vereinzelt unter Schock 
stehende Businsassen suchen nach ihren 
Wertsachen und ihrem Gepäck. 

Führungskräfte aus dem 
ReHungsdienst vor Ort 
Bereits seit mehreren Jahren gibt es im 
betroffenen Rettungsdienstbereich eine 

Tab. 7: 

Bild 3 

funktionierende TEL Rettungsdienst mit 
ORGL und LNA. Die Tab. 7 und 8 veran­
schaulichen den Tätigkeitsbereich, wobei 
die Bewältigung eines solchen Ereignis­
ses nur in enger Absprache und Kooperati­
on mit gleichzeitiger Verbindung zu ande­
ren Führungskräften gelingt. 

Als Faustregel gilt, daß der LNA sich vor 
Ort um medizinische Maßnahmen, die er 
den eingesetzten Notärzten überträgt (Ein­
satzabschnitte aus medizinischer Sicht) 

~ 

Organisatorischer Leiter (RettD) (als Mitglied der TEL) 

VORAUSSETZUNGEN 

- Mehrjährige praktische Erfahrungen in Leitungsfunktionen des 
RettD oder KatS (Hessen). 

- Besondere Kenntnisse des Funksystems der Behörden und Orga­
nisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS), 

- In entsprechender Funktion haupt- oder nebenamtlich tätig, 
- Bestellung erfolgt auf Vorschlag der im RettD und KatS tätigen 

Hilfsorganisationen durch die Landkreise und kreisfreien Städte. 

AUFGABEN: 

- Führung der rettungsdienstlichen Einsatzkräfte unter Berücksichti­
gung der jeweils gebotenen Sicherheitsmaßnahmen, 

- Festlegen von Sammelstellen für Notfallpatienten und Rettungs­
mittel, 

- Einweisung der Rettungsmittel und Sicherstellung der Kommuni­
kation mit und unter den Beteiligten, 

- Registrierung von Notfallpatienten unter Verwendung der einheitli­
chen Verletztenanhänger und Einrichten von Auskunftsstellen, 

- Koordination des Abtransportes und der weiteren Versorgung von 
Notfallpatienten. 
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ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN 
KATASTROPHENSCHUTZ 
UND RETIUNGSDIENST 

Tab. 8: Leitender Notarzt (Tätigkeit als Mitglied der TEL, Mehr­
fachfunktion und Mehrfachbesetzung möglich! ) 

Aufgaben insbesondere: 
Erkundung der Lage aus medizinischer Sicht: 
Art und Anzahl von Notfallpatienten, Schwere und Ausmaß der 
gesundheitlichen Schädigung, zusätzliche Gefährdungen, Kapazitä­
ten an rettungsdienstlichem Personal, Material, Transporträumen 
und sekundäre Behandlungsmöglichkeiten feststellen . 

Lagebeurteilung aus medizinischer Sicht: 
Die sich aus der Lageerkundigung ergebenden Einsatzmöglichkeiten 
beurteilen . 

Einsatzplanung aus medizinischer Sicht: 
Die Einsatzschwerpunkte, Behandlungs- und Transportprioritäten 
und -ziele und die Organisation der medizinischen Rettung in 
Abstimmung mit den übrigen Mitgliedern der Technischen Einsatz­
leitung (TEl) bestimmen. 

Auftragserteilung: 
Einsatzaufträge zur Durchführung rettungsdienstlicher Maßnahmen 
erteilen. 

Der Leitende Notarzt (LNA) bewältigt die notfallmedizinischen 
Aufgaben im Zusammenwirken mit dem Organisatorischen Lei­
ter (OrgL) . 
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kümmert, während der OrgUEinsatzleiter­
Rettungsdienst, oder wie immer die Funk­
tion benannt ist, sich mit Funk, Kommuni­
kation, Registrierung und Dokumentation 
befaßt. Beide Führungskräfte sollen im 
jeweiligen Zusammenwirken mit dem 
anderen ihre Aufgaben wahrnehmen. Dies 
ist jedoch an der Schadensstel le schwie­
rig . Umstritten bleibt auch, ob der LNA 
sich persönlich von den Maßnahmen der 
eingesetzten Ärzte und insbesondere der 
zufällig mitwirkenden Ärzte ein Bild macht 
oder ob er persönlich sichtet und behan­
delt. 

Hier können sich u.a. Haftungsfragen 
ergeben. Es gibt bis heute noch keinen 
vernünftigen Nachweis, so durch Protokol­
lierung und Dokumentation, über den Ein­
satz und die Entscheidungen der dienstha­
benden Führungskräfte. Es wird jedoch 
ein Bericht an die Dienstaufsicht führende 
Behörde geschickt. 

Bild 4 zeigt den Einsatzabschnitt, wo die 
Verletzten vom Rettungsdienst übernom­
men werden . Hier findet eine zweite Sich­
tung statt. Die Situation: Inzwischen ist 
ein Rettungshubschrauber gelandet; ein 
Polizeihubschrauber kreist über der Unfall­
steIle. Die meisten Rettungsfahrzeuge 
befinden sich noch auf der Anfahrt . Vor 
Ort sind zwei Rettungswagen und ein 
Notarzt. Die Verletzten, ggf. Toten sind 
noch im Bus. Betroffene Zeugen sind an 
der Böschung, Neugierige nähern sich der 
Unfallsteile. Es ist noch nicht abgesperrt. 
Es gibt noch keinen Überblick aus der 
Sicht des Rettungsdienstes über die Zahl 
der Verletzten und den Grad und die 
Schwere der gesundheitlichen Schäden. 
Dies ist eine der gefährlichsten Situatio­
nen, da z.B . Verletzte die Unfallsteile ver­
lassen und medizinische Laien falsch han­
deln. 

Erst nach der Bergung des Busses wird 
die menschliche Schadensbilanz sichtbar. 
6 Tote, 18 Schwerverletzte, wovon 2 Per­
sonen im Krankenhaus sterben und über 
20 Leichtverletzte. 

(Hinweis der Redaktion: Die als Namens­
artikel gekennzeichneten Beiträge stehen 
in der ausschließlichen Verantwortung der 
Autoren.) • 
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BUCHBESPRECHUNG 
THÜRINGER 

BRAND· UND 
KATASTROPHEN· 

SCHUTZGESETZ 
MIT ERLÄUTERUNGEN UND ERGÄN­

ZENDEN VORSCHRIFTEN 

von Branddirektor Ludwig Geiger, 
Leiter der Berufsfeuerwehr Gera, und 
Hartmut Heß, Leiter der Landesfeuer­
wehr- und Katastrophenschutzschule 
Thüringen. 

1994, 2., neubearbeitete Auflage, 
307 Seiten, 38,- DM; sfr 39,-; ÖS 297,­
ISBN: 3-415-01975-6 
Richard Boorberg Verlag 
Stuttgart, München, Hannover, Berlin, 
Weimar, Dresden 

Effektiver Brandschutz und Brandbekämp­
fung sind nur dann möglich, wenn über 
die rechtlichen und organisatorischen 
Abläufe genaue Kenntnisse herrschen. 
Zwei erfahrene Feuerwehrangehörige aus 
Thüringen vermitteln diese Informationen 
anhand eines Werkes, das sich bereits in 
der 1 . Auflage bewährt hat. 
I'n ihren ausführlichen Erläuterungen ver­
arbeiten die Verfasser in der 2. Auflage 
ihre zwischenzeitlich mit der Umsetzung 
des Tnüringer Brand- und Katastrophen­
schutzgesetzes gesammelten Erfahrun­
gen. Sie berücksichtigen auch die Vielzahl 
der seit Inkrafttreten des Gesetzes ergan­
genen Erlasse, Verordnungen und Richtli­
nien, die in ihrer Vielfalt nur schwer zu 
überschauen, für die Gesetzeshandha­
bung jedoch unentbehrlich sind . 

So enthält der Band neben dem Thüringer 
Brand- und Katastrophenschutzgesetz 
auch die wesentlichen Vorschriften. Dazu 
gehören u. a.: 

- Thüringer Rettungsdienstgesetz 
- Thüringer Feuerwehr-Organisations-

verordnung 
- Thüringer Verordnung über die Gefah­

renverhütungsschau 
- Thüringer Verordnung über Werkfeu­

erwehren 
- Thüringer Feuerwehr-Entschädigungs­

verordnung 
- Brandschutzauszeichnungs-Erlaß (ein-

schI. Ausführungsbestimmungen) 

Das Buch gibt den Feuerwehren, Gemein­
den, Landkreisen und Verbänden einen 
zuverlässigen Überblick über den aktuel­
len Stand und die korrekte Anwendung 
der derzeit für das Feuerwehrwesen in 
Thüringen geltenden Regelungen. 

Ein Band für jeden, der in Thüringen mit 
Feuerwehrangelegenheiten zu tun hat. 
Interessant aber auch für Feuerwehrleute 
aus Rheinland-Pfal z, die " Paten" für 
Thüringen beim Aufbau des Brand- und 
Katastrophenschutzes waren . • 

NEUKONZEPTION DES 
KATASTROPHENSCHUTZES 

IM LAND HESSEN 
In Ergänzung zum Beitrag von Dr. Stefan 
Neuhauser stellt die Redaktion die Überle­
gungen des Hessischen Ministeriums des 
Innern zum landeseigenen Katastrophen­
schutz vor. Mit Stand vom 15. Nov. 1994 
hat die Abteilung V den "Entwurf einer 
Neukonzeption des Katastrophenschutzes 
Land Hessen" vorgelegt. Für den Fach­
dienst "Sanitätsdienst" ist folgendes aus­
geführt (S. 20 ff.): 

6, Sanitätsdienst (SZ) 
Es sollen gem. nachfolgender ST AN 
(Bund) aufgestellt werden : 
Anzahl: 64 
Kostenträger: Land, Bund, Organisationen 
(Bund: 64 Arzt-Ergänzungs-Komponenten 
und 128 Transport-Komponenten) 
Die Sanitätszüge sind so konzipiert, daß 
die Sanitätsgruppen einzeln oder gemein­
sam selbständig im Sinne einer "Schnell­
einsatzgruppe" einsetzbar sind. 
Der Sanitätszug wird ergänzt durch Kom­
ponenten für den Betreuungs-Einsatz. 

Aufgaben des Sanitätszuges 
Der Sanitätszug leistet der betroffenen 
Bevölkerung im Schadengebiet Erste Hilfe 
und führt ärztliche Sofortmaßnahmen zur 
Abwendung lebensbedrohlicher Zustände 
und zur Herstellung der Transportfähigkeit 
durch. Er transportiert Verletzte. 
Er wirkt außerdem bei der Betreuung 
Hilfsbedürftiger und Obdachloser mit. Die 

S.nttltezug 

Sanitätsgruppen können je nach Lage 
auch selbständig als "Schnelleinsatzgrup­
pen" tätig werden . 

Im einzelnen: 

Der Sanitätszug 

- sucht Verletzte auf und rettet sie, 

- übernimmt Verletzte von den Verletz-
tenablagen anderer Fachdienste, 

- sichtet, führt ärztliche Sofortmaßnah­
men durch und stellt die Transport­
fähigkeit her, 

- führt sanitätsdienstliehe und erste 
pflegerische Maßnahmen durch, 

- leistet Erste Hilfe für kontaminierte 
Verletzte in Zusammenarbeit mit ABC­
Kräften, 

- registriert Verletzte (auch im Rahmen 
von Betreuungs-Aufgaben), 

- transportiert Verletzte unter Aufrecht­
erhaltung der Transportfähigkeit, 

- errichtet und betreibt einen Verband­
platz, eine Verletztenablage und einen 
Krankenwagen-Halteplatz, 

- wirkt in Notfallstationen mit, 

- wirkt mit bei der Betreuung von Hilfs-
bedürftigen und Obdachlosen und bei 
Einrichtung und Betrieb von Verpfle­
gungs- und Betreuungsstellen, 

- führt sonstige Aufträge des KatS-Sta-
bes durch. ~ 

• • • 
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oder von 
der KatS­
Organi­
sation zu 
stellen 
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NEUKONZEPTION DES KATASTROPHEN­
SCHUTZES IM LAND HESSEN 

Anmerkungen 
Die Struktur des neuen Sanitätszuges ist 
bisher bundesweit ohne Vorbild, ent­
spricht neuesten einsatztaktischen und 
technischen Erkenntnissen. 
Bei dieser neuen STAN für einen Sanitäts­
zug wurde zugrundegelegt daß die Aus­
stattung der 41 Schnelleinsatzzüge (SEZ) -
bisher 2 BHK, 1 GW, teilweise 1 TWA. 
künftig 2 San .-Fahrzeuge, 1 Anhänger -

des Landes Hessen in die 64 neu zu bil­
denden Sanitätszüge integriert wird und 
die bisher selbständigen SEZ zugunsten 
eines einheitlichen Landes-Sanitätszuges 
künftig entfallen . Der bisherige Geräte­
wagen des SEZ wird als Technische Grup­
pe zunächst weiterbetrieben, ist aber 
künftig wegfallend, d. h., es erfolgt keine 
Ersatzbeschaffung von Fahrzeugen und 
Gerät. Ebenso entfällt die Trinkwasser-

aufbereitungskomponente. Die neue Glie­
derung des Sanitätszuges wurde bewußt 
"schlank" gefaßt, um auf eine tatsächlich 
auch für kleinere Ortsvereinigungen zu 
erreichende Personal-Anzahl hinzuwirken 
und die Santitätsgruppen auch als "Schnell­
einsatzgruppen" einsetzen zu können . 

(Red.) 

• 
Interessant in diesem Zusammenhang sind die binnen eines knappen Jahres veränderten Vorstellungen zur Schaffung von 
Schnelleinsatzzügen, wie sie im Dezember 1993 vorgelegt wurden: 
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INFORMATION DES "BEIRAT BEIM BUNDESMINISTER FUR 
UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT" 

Fachleute aus dem Beirat "Lagerung 
und Transport wassergefährdender 
Stoffe" beim Bundesumweltminister 
haben Empfehlungen erarbeitet, um 
das Üben oder Erproben des Löschmit­
tels Pulver unter Beachtung des Um­
weltschutzes auch weiterhin zu ermög­
lichen. Auf die geltenden Normen, 
Gesetze und technischen Anweisungen 
wird hingewiesen, um die vielfach be­
stehende Unsicherheit gegenüber die­
sen Regelungen abzubauen. 

Empfehlun,en zum 
Umgan, mit dem 
LöschmlHel Pulver 
bel Übungen und/ 
oder Erprobungen: 
Zweck dieser Empfehlungen ist es, bei 
Löschmitteln und Pulverlöschgeräten so­
wie der Ausbildung zum Umgang mit Feu­
erlöschern die Belange des Umwelt­
schutzes, insbesondere des Gewässer­
schutzes und der menschlichen Gesund­
heit, sicherzustellen . 

Übungen und/oder Erprobungen unter 
Verwendung des Feuerlöschmittels Pulver 
gemäß DIN 14275, DIN EN 615 (Entwurf) 
und ISO 7202, im weiteren kurz Löschpul­
ver genannt. sind hinsichtlich einer umfas­
senden Ausbildung von Anwendern für 
die Entwicklung und Erprobung von neu­
und weiterentwickelten Löschpulvern so­
wie für die Überprüfung vorhandener Ge­
rätesysteme bzw. die Erprobung neu- und 
weiterentwickelter Feuerlöschgeräte un­
verzichtbar. 

Bei der Anwendung von Löschpulvern im 
vorgenannten Sinne ist von folgenden 
Grundsätzen auszugehen: 

1. Erfolgen Übungen und Erprobungen 
derart, daß sie in ortsfesten Einrichtun­
gen oder auf speziellen Grundstücken 
durchgeführt werden, so sind die 
nachgenannten Anforderungen, wie 
sie im Bundes-Immissionsschutzge­
setz (B lmSchG) festge legt sind, zu 
beachten . Derartige Erprobungen und 
Übungen dürfen demnach nur so 
durchgeführt werden, daß "schädliche 
Umwelte inwirkungen durch Luftverun­
reinigungen oder Geräusche" verhin­
dert werden, die nach dem Stand der 
Technik vermeidbar sind, 

•• 

UBEN MIT PULVER 
WAS IST ZU BEACHTEN? 

nach dem Stand der Technik unver­
meidbare schädliche Umwelteinwir­
kungen auf ein Mindestmaß be­
schränkt werden und 

die bei Betrieb der Anlage entstehen­
den Abfälle (Brandrückstände, Lösch­
mitteirückstände) ordnungsgemäß be­
seitigt werden können. 

2. In Wasserschutzgebieten und Grund­
wassereinzugsgebieten von öffentli­
chen und privaten Trinkwassergewin­
nungsanlagen hat die Durchführung 
von Übungen und Erprobungen unter 
Verwendung von Löschpulver zu un­
terbleiben. 

3. Der Einsatz von Löschpulver bei 
Löschvorführungen ohne Übungs- und 
Erprobungscharakter hat aus Umwelt­
schutzgründen zu unterbleiben. 

4. Übungen mit Löschpulver müssen auf 
einem befestigten Untergrund durch­
geführt werden . 

5. Für Übungen und/oder Erprobungen 
mit Löschpulver sollte bezüglich der 
Flüssigkeitsbrandobjekte (B-Klasse) 
bleifreies Benzin (Vergaserkraftstoff, 
Siedegrenzenbenzin u.ä .) oder Heptan 
und bezüglich der Feststoffbrandobjek­
te (A-Klasse) unbehandeltes, abgela­
gertes und trockenes Holz (Fichte, Kie­
fer u.ä.) eingesetzt werden. Für die 
Entzündung der Holzübungsbrände 
sollten vorgenannte brennbare Flüssig­
keiten eingesetzt werden . Die Aus­
wahl der Prüf- bzw. Übungsobjekte 
sollte unter Beachtung der DIN EN 3, 
Teil 1 oder anderer geltender Vor­
schriften erfolgen (z.B . Technische Lie­
ferbedingungen der Bundeswehr bzw. 
internationale Normen). 

6. Bei Übungen und/oder Erprobungen 
mit Löschpulver, bei denen brennba­
re Flüssigkeiten als Brandstoff oder 
zur Entzündung anderer Brandstoffe 
eingesetzt werden, dürfen derartige 
Versuche nur unter Einsatz flüssig­
keitsdichter Auffang- bzw. Brandwan­
nen durchgeführt werden . Ein Ver­
spritzen des Brandgutes ist zu ver­
meiden. 

7. Die Verantwortung für die Vorberei­
tung und Durchführung von Übungen 

und/oder Erprobungen ist fachkompe­
tenten Personen aus dem Kreise der 
Berufs- und Freiwilligen Feuerwehren, 
Sachkundigen nach DIN 14 406 oder 
vergleichbarer Qualifikation zu übertra­
gen. 

8. Beim Umgang mit Löschpulver im 
Rahmen der in dieser Empfehlung 
angeführten Einsatzgebiete ist trotz 
nachgewiesener Ungiftigkeit ein Kon­
takt mit Körperschleimhäuten (Auge, 
Mund, Atemwege u.a.) durch geeigne­
te Maßnahmen weitestgehend zu ver­
meiden. Bei der Anwendung von 
Löschpulver ist die Windrichtung zu 
beachten . Ferner sollten die auf Feuer­
löschern befindlichen Piktogramme 
und Anwenderhinweise der Hersteller 
beachtet werden. 

9. Nach Beendigung der Übung und/oder 
Erprobung sind die Pulvermengen 
durch geeignete Mittel und Methoden 
wieder aufzunehmen. Dies kann z.B. 
durch Zusammenkehren erfolgen . 

Bei der Entsorgung müssen die im 
Abfallschlüssel der TA Abfall (Nr. 
39 905) gegebenen Hinweise beach­
tet werden. Nicht verbrauchte ABC­
Löschpulverreste können über die Ge­
rätehersteller einer anderweitigen Ver­
wendung zugeführt werden . Je nach 
Verwendungszweck (Brandklasse) 
enthalten Löschpulver hydrophobierte 
Salze in unterschiedlicher Zusammen­
setzung. Häufig verwendete Salze 
sind : 

Monoammoniumphosphat, Ammo­
niumsulfat, Kaliumsulfat, Natrium­
hydrogencarbonat und Natrium­
chlorid. 

Auskunft zur Deponierung von ver­
schmutzten Löschpulverresten ertei­
len die zuständigen Landesbehörden, 
wie z.B. Kreisverwaltungen oder 
Bezirksregierungen bzw. die mit der 
Abfallentsorgung betrauten Zweckver­
bände. 

M. Wunderlich 

Or. Michael Wunderlich ist Obmann des 
Ausschusses GMAG. 

Adresse: Bundesanstalt für Gewässerkun­
de, PF 309, 56003 Koblenz. • 
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WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG - DIE SCHUTZKOMMISSION 

AKTUELLE ENTWICKLUNGEN 
IN DER GASSENSORIK 

Zusammenfassung: 
Zum Nachweis gesundheitsgefährdender 
Gase und Dämpfe stellen Sensoren die 
preisgünstigste Möglichkeit dar. Aktuelle 
Entwicklungen richten sich auf eine Stei­
gerung der Spezifität durch die Verwen­
dung von Mehrsensorsystemen. Dadurch 
kommen neue Anforderungen auf die 
Sensorelemente und die Auswertungsver­
fahren zu . Anhand von Anwendungsbei­
spielen wird der erreichte Entwicklungs­
stand veranschaulicht. 

Einleitung 
Bei toxischen Gasen orientieren sich die zu 
messenden Konzentrationen an den MAK­
Werten (maximale Arbeitsplatzkonzentra­
tionenl, bei brennbaren Gasen ist ein Meß­
bereich bis zur unteren Explosionsgrenze 
gefragt. Die Meßprinzipien der Sensorele­
mente sind zum Teil von den Laboranaly­
segeräten übernommen. So werden z.B. 
miniaturisierte Infrarotabsorptionszellen 
zum Nachweis von C02 für den Personen­
schutz in Kanalschächten angeboten, die 
Filter zur Selektion der Wellenlänge und 
preisgünstige pyroelektrische Detektoren 
verwenden . Derzeit liegen die Preise bei 
300 bis 1 000 DM. Im Labor wurden mit 
Hilfe von Mikrostrukturierungstechniken 
Arrays von Interferenzfiltern auf Halbleiter­
detektoren und in LIGA-Technik auch ein 
miniaturisiertes Spektrometer mit einem 
selbstfokussierenden Reflexionsgitter vor­
gestellt [1] . Diese Entwicklungen werden 
erst in einigen Jahren anwendungsreif 
sein. Hier soll nur auf preisgünstige Gas­
sensoren eingegangen werden, bei denen 
aus Veränderungen oder Reaktionen an 
einer sensitiven Grenzfläche ein Meßsignal 
abgeleitet wird . 

Elektrochemische Zellen 
Für Aufgaben des Arbeitsschutzes steht 
eine Vielzahl elektrochemischer Zellen zur 
Verfügung . Die am häufigsten überwach­
ten toxischen Gase sind CO (MAK-Wert 
30 ppm) und H2S (MAK-Wert 10 ppm). Die 
Nase nimmt zwar H2S-Konzentrationen 
von nur 10-4 ppm war. Die Geruchsemp­
findung verschwindet jedoch bei höheren 
Konzentrationen wieder, so daß eine 
Gefährdung besteht. Tabelle 1 listet wei­
tere Gase auf, für die Meßzellen angebo­
ten werden . 

Diese Sensoren beruhen auf der Messung 
eines Ionenstromes, Fig . 1. Das nachzu­
weisende Gas reagiert an einer porösen 
Elektrode, die gleichzeitig im Kontakt mit 
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Fig. 1: Elektrochemische Zelle (amperometrisches Prinzip) 

dem Elektrolyten steht. Dort entstehen 
Ionen, die unter dem Einfluß des äußeren 
Feldes zur Gegenelektrode wandern. Weil 
der Zustrom des Gases durch eine Diffusi­
onsmembrane begrenzt wird, ist der 
Ionen strom proportional der Gaskonzen­
tration . Das angelegte Arbeitspotential der 
Zelle bestimmt wesentlich mit, welche 
der anwesenden Gase an der Meßelektro­
de Ionen bilden können . Außerdem spie­
len katalytische Eigenschaften der Elektro­
de eine wichtige Rolle für die Spezifität: 
ein CO-Sensor besitzt z.B. eine Platinelek­
trode, während für H2S-Sensoren Elektro­
den aus Gold verwendet werden, da Gold 
nicht in der Lage ist, die Oxidation von CO 
zu katalysieren . 

Wenn die nachzuweisende Gaskompo­
nente einen Partialdruck unter 10-7 bar 
aufweist. ist das potentiometrische Meß­
prinzip dem beschriebenen amperometri­
schen in der Meßgenauigkeit überlegen 
[2]. Für die Messung der Sauerstoffkon-

zentration in flüssigem Stahl werden 
Formkörper aus dem Festelektrolyten 
Zr02 verwendet. Auf der einen Seite ist 
diese Keramik dem sauerstoffhaitigen 
Stahl ausgesetzt, wodurch sich eine 
bestimmte Konzentration an ionischem 
Zwischengittersauerstoff einstellt. Auf der 
anderen Seite befindet sich als Referenz 
z. B. Luft, zu deren höherem Sauerstoff­
partialdruck eine entsprechend höhere 
Konzentration an Zwischengittersauerstoff 
gehört. Es baut sich eine Potentialdiffe­
renz, die Nernst-Spannung, auf: 

U = RT/F* In (P1/P2 ) 

für einfach geladene Ionen, R = Gaskon­
stante, T = Temperatur in Kelvin, Pi Sauer­
stoffpartialdrucke an den Elektroden. 

Über die logarithmische Abhängigkeit 
kann man Sauerstoffpartialdrucke bis 
herab zu 10-20 bar messen. Neue kom­
merzielle Ausführungen sind so robust, 
daß sie unmittelbar in Kamine von Kessel-

~ 
Tabelle 1: Elektrochemische Zellen für Gase (Nachweisgrenzen in ppm angegeben) 

Ammoniak (3) 
Bromwasserstoff (0,5) 
Chlordioxid (0,01) 
Ethanol (0,5) 
Fluorwasserstoff (0,3) 
Hydrazin (0,02) 
Ozon (0,05) 
Salpetersäure (1) 
Stickstoffdioxid (0,5) 

Arsin (0,01) 
Phosgen (0,005) 
Chlorwasserstoff (0,5) 
Ethylenoxid (0,5) 
Formaldehyd (0,5) 
Kohlendioxid (500) 
Perchlorethylen (10) 
Schwefeldioxid (0,5) 
Stickstoffmonoxid (3) 

Brom (0,01) 
Chlor (0,01) 
Diboran (0,02) 
Fluor (0,01) 
German (0,01) 
Kohlenmonoxid (1) 
Phosphin (0,01) 
Schwefelwasserstoff (0,1) 
Silan (0,5) 
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abgasen (diese Gase enthalten Aerosole 
von Schwefelsäure und schwefliger 
Säure) eingebracht werden können . Auch 
die in Kraftfahrzeugen eingebaute Lamb­
da-Sonde funktioniert nach dem potentio­
metrischen Prinzip. 

Strukturierte 
Halbleitersensoren 

Gase, die bei der Adsorption an Edelme­
tallen Wasserstoffatome abgeben, wie 
z.B. Ammoniak, Phosphin, Arsin und viele 
Kohlenwasserstoffe, können mit Hilfe von 
modifizierten Feldeffekttransistoren 
(ChemFETs) nachgewiesen werden. Bei 
ChemFETs besteht die Steuerelektrode 
z.B. aus Palladium, das dem Gas ausge­
setzt ist. Der Wasserstoff diffundiert 
bereits bei 100° C innerhalb von einer 
Minute durch die 0,1 IJm dicke Palladium­
schicht und ändert deren Grenzflächenla­
dung. Dies wirkt wie eine Änderung der 
Steuerspannung, so daß der Strom auf 
der Ausgangsseite des Transistors eine 
Funktion der Gaskonzentration ist. Fig. 2 
zeigt das Meßsignal als Funktion der 
Arsinkonzentration. Diese Sensoren eig­
nen sich wegen ihrer hohen Nachweis­
empfindlichkeit (ca . 1 ppm H2) auch zur 
oberirdischen Lecksuche der in 2 m Tiefe 
verlegten Erdkabel der Post. die H2/N2-
Gemische in der Ummantelung führen . 
Eine moderne Ausführung dieser struktu­
rierten Halbleitersensoren mit integrierter 
Elektronik zur automatischen Driftkorrek­
tur und Vorverstärkung zeigt Fig . 3. 

Homogene 
Halbleitersensoren 

Zur Warnung vor Gaslecks wurden 
zunächst in Japan und später auch in Eng­
land Gassensoren vorgeschrieben . Hierfür 
wurden bisher über 50 Millionen Sensoren 
auf der Basis von Zinndioxid verkauft. 
Inzwischen sind viele unterschiedliche 
Ausführungen erhältlich, die in ganz neue 
Anwendungsbereiche vorstoßen . Viele 
reduzierende Gase werden auf der Ober­
fläche von Sn02 als Ionen gebunden. Bei 
diesem Bindungsvorgang geben die Gas­
moleküle Elektronen ab oder nehmen 
Elektronen auf, die den Leitwert des 
Halbleitermaterials entsprechend ändern . 
Bei Betriebstemperaturen zwischen 100° 
und 600° C verläßt jedoch ständig ein 
gewisser Bruchteil der absorbierten 
Moleküle die Oberfläche durch Desorpti­
on. Deswegen folgt der Leitwert reversi­
bel dem Gasangebot. In einer gerade neu 
entwickelten Anwendung wird die Luft 
aus Behältern mit Zitrusfrüchten abge­
saugt und über zwei Halbleitersensoren 
geleitet. Aus dem Limonen-Partialdruck 

(CsH,s) wird auf Verletzungen der Schale 
(Transport nur noch über kurze Strecken 
möglich) und aus dem Aldehydanteil auf 
Schimmelbefall geschlossen. Bereits eine 
Frucht im Behälter, die nicht den Anforde­
rungen entspricht, kann sicher erkannt 
werden [3]. 

Pd Gate 
MOSFET 

100 T=433K ,......, 
> 
E 
~ 

~ noch 

Andere Gase und Dämpfe, wie das giftige 
Phenylarsin (PhAsH2, Flüssigkeit mit 
2 mbar Dampfdruck bei 20° C) können auf 
Sn02 oxidiert werden und liefern dabei 
ein Signal. Die ablaufenden Oberflächen­
reaktionen sind massenspektrometrisch 
im Vakuum untersucht worden [4] : .. 
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Fig. 2: ChemFET 
zur Messung von 
Arsin (FhG IMS, 
Duisburg) 
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Fig. 3: Substrat mit einem ChemFET und einer MOS-Kapazität zur Mes­
sung von Wasserstoff im ppm-Bereich. Heizung, Temperaturmessung 
und Signa/verarbeitung (Umsetzung Kapazitätsänderung in Ausgangs­
spannung) sind mit auf dem Chip untergebracht. Abmessungen 3 x 3 
mm2. (FhG-/MS, Duisburg). 
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PhAsH2 absorbiert auf der Zinndioxid-Ober­
fläche und gibt die am Arsen gebundenen 
Wasserstoffatome ab. Bei der Bildung des 
in der Desorption gefundenen Wassers 
wird Sauerstoff aus dem Kristallgitter des 
Zinndioxid verbraucht. Die erzeugten Sauer­
stoffleersteilen wirken als elektrische Do­
natoren und erhöhen den Leitwert. Ähnli­
che Reaktionen führen auch bei Arsin und 
Diboran zu einem Signal [5]. 

Bei vielen Gasen wie z.B. Wasserstoff 
erreicht die Nachweisempfindlichkeit keine 
hohen Werte, weil die Moleküle auf Halblei­
teroberflächen nur einen geringen Haftkoef­
fizienten von 10-3 bis 10-6, je nach Ober­
flächenrauhigkeit. aufweisen. Auf Metallen 
liegen die Haftkoeffizienten typischerweise 
in der Nähe von eins, d.h. jedes ankommen­
de Molekül haftet auch . Deswegen depo­
niert man Cluster von Metallen wie Palladi­
um, Platin oder Rhodium auf der Halbleiter­
oberfläche. Die adsorbierten Moleküle glei­
ten von den Clustern, zum Teil nach vorheri­
ger Dissoziation, auf die Halbleiterober­
fläche. Das Sensorsignal erhöht sich ent­
sprechend. 

Bei vielen Anwendungen besteht das Pro­
blem, daß der Sensor aggressiven Gasen 
ausgesetzt wird. Sensorelemente verän­
dern ihre Eigenschaften, z.B. bei der Einwir­
kung von Rauchgasen, deren S02- und S03-
Gehalt sich durch die Gegenwart von Was­
serdampf in die entsprechenden Säuren 
umsetzt. Durch die Auf-
bringung dünner bestän-
diger Zwischenschichten 
werden auch Messungen 
im Abgas möglich. 

Beim Nachweis oxidie­
render Gase haben sich 
organische Halbleiter den 
oxidischen teilweise als 
überlegen erwiesen. 
Besonders stabil sind die 
Phthalocyanine (Pc). Der 
Halbleiter Pc besitzt ein 
aromatisches Ringsy­
stem mit einer hohen 
Elektronendichte ober­
halb der Molekülebene. 
Oxidierende Gase mit 
ihrer hohen Elektronenaf­
finität adsorbieren auf der 
Oberfläche als negativ 
geladene Ionen. Dadurch 
werden positive Ladungs­
träger im p-Halbleiter 
erzeugt und der Leitwert 
erhöht sich. Ein kommer­
ziell erhältliches Sensor­
element besteht aus 
einem mit Kupfer-Phtha­
locyanin (Cu-Pc) 
bedampftem mikrostruk­
turierten Siliziumchip, der 
neben den Widerstands-
Meßelektroden auch ein 
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Heizelement und einen Thermowiderstand 
enthält. Die nachweisbaren Konzentratio­
nen liegen unter 1 ppm NOx. Halogene in 
stabilen Molekülen rufen bei Pc-Sensoren 
kein Signal hervor. Durch Cracken an einer 
vorgeschalteten heißen Platinwendel kön­
nen die Halogene freigesetzt werden. So 
kann z.B. Tetrachlorkohlenstoff CCI4 im 
ppm-Bereich nachgewiesen werden, Fig. 4. 
Dieses Verfahren erlaubt auch den Nach­
weis der gebräuchlichen halogenhaitigen 
Narkosegase. 

MIkrokalorimetrische 
Sensoren 

Dieser Sensortyp besteht in seiner häufig­
sten Ausführungsform aus einer Perle von 
etwa 2 mm Durchmesser eines sehr akti­
ven Katalysatormaterials (z.B. Pt, Pd oder 
Rh Cluster auf AI2031. die von einer innen 
liegenden Pt-Drahtwendel auf 6000 C 
erhitzt wird. Brennbare Gase reagieren auf 
der Oberfläche mit dem Luftsauerstoff. 
Die Temperaturänderung, verursacht 
durch die freigesetzte Reaktionsenergie 
und damit die Gaskonzentration läßt sich 
aus der Widerstandsänderung der Heiz­
wendel bestimmen, weil der Widerstand 
von Metallen proportional zur Temperatur 
verläuft. Konzentrationen bis herab zu 
einem ppm sind bei optimierter Konstruk­
tion erfaßbar. Mit einer geeigneten Be-

60ppm CuPc 

schichtung lassen sich selektive Sensoren 
herstellen . Bei niedrigen Temperaturen 
arbeitende Ausführungen finden Verwen­
dung in Biosensoren . 

Massensensitive Sensoren 

Beschichtet man ein Quarzplättchen, z.B. 
mit einem Siloxan, so erniedrigt sich des­
sen Eigenfrequenz durch die zusätzliche 
Masse der Beschichtung. Bietet man der 
Beschichtung ein Gas zur Absorption an, so 
erniedrigt sich die Eigenfrequenz 
nochmals. Die Eigenfrequenz läßt sich in 
einem geeigneten Schaltkreis bestimmen 
und ist ein Maß für die Gaskonzentration . 
Die Wechselwirkungen zwischen Be­
schichtungsmaterialien und Gasen sind 
gründlich untersucht worden. Je nach Art 
der Bindungen, die das nachzuweisende 
Gasmolekül eingehen kann, lassen sich 
geeignete Beschichtungen auswählen [6] . 
Eine Variante der massensensitiven Senso­
ren erzeugt mit einem piezoelektrischen 
Transducer eine Oberflächenwelle, die an 
einer benachbarten Stelle durch einen wei­
teren Transducer wieder aufgenommen 
wird. Im Prinzip lassen sich kommerzielle 
Oberflächenwellenfilter (delay lines) nach 
Entfernung der Verkapselung und aufbrin­
gen einer Absorberschicht als Gassensoren 
einsetzen. Massenempfindliche Sensoren 
arbeiten bei Zimmertemperatur. Da die 
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Fig. 4: Homogener Halblei­
tersensor auf der Basis von 
Kupferphthalocyanin zum 
Nachweis von Tetrachlor­
kohlenstoff. Die am Cracker 
(Pt-Katalysator) gebildeten 
Spaltprodukte werden nach­
gewiesen. 
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Eigenfrequenzen jedoch temperaturabhän­
gig sind, ist ein Thermostat erforderlich, 
wenn im unteren ppm-Bereich gemessen 
werden soll. Am Ende des nächsten 
Abschnitts wird ein Multisensorsystem auf 
der Basis solcher Surface-acoustic-wave­
Sensoren (SAW) vorgestellt. 

Multisensorsysteme für 
komplexe Gasgemische 

Alle Sensoren zeigen nicht nur das Zielgas 
an, sondern reagieren daneben auf weite­
re Gase. Sensorhersteller legen deshalb 
eine Tabelle mit oberen Grenzwerten für 
die Querempfindlichkeiten auf andere 
Gase bei. So wird an der Meßelektrode 
einer elektrochemischen Zelle für CO 
immer auch in gewissem Umfang H2 oxi­
diert. Eine Unterdrückung des H2-Signals 
kann mit zwei Sensoren erreicht werden, 
deren Meßelektroden sich in ihrer katalyti­
schen Aktivität und damit in ihrer H2-Quer­
empfindlichkeit unterscheiden. Zur Aus­
wertung wird jedoch bereits eine komple­
xere Elektronik benötigt. wenn die Zellen 
nicht bei konstanter Temperatur betrieben 
werden. Die Nachweisempfindlichkeiten 
hängen für CO und H2 in unterschiedlicher 
Weise von der Temperatur ab. 

Bereits 1980 hat Stetter [7J für die Vor­
Ort-Identifikation von Gasen und Dämpfen 
ein portables Multisensorsystem auf der 
Basis elektrochemischer Sensoren ent­
wickelt. In den USA wird dieses System 
von der US Coast Guard des Transportmi­
nisteriums bei Unfällen von Chemietrans­
porten eingesetzt. Fünfundzwanzig Che­
mika lien waren besonders häufig an Unfäl­
len beteiligt und mit dem System nach­
weisbar, Tabelle 2. Die Liste schließt aro­
matische und aliphatische sowie substitu­
ierte Kohlenwasserstoffe und einige anor­
ganische Kohlenwasserstoffe ein. 

Tabelle 2: 
Schadstoffe, die mit dem Multisensor­
system von Stetter [7] identifizierbar 
sind. 

Ameisensäure Acetaldehyd 
Aceton Acrylnitril 
Ammoniak Benzol 
Chlor Chloroform 
Cyclohexan Ethylacrylat 
Formaldehyd Kohlenmonoxid 
Nitrobenzol Nitromethan 
Perchlorethylen Pyridin 
Schwefeldioxid Sulphurylfluorid 
Stickstoffmonoxid Schwefelwasserstoff 
Stickstoffoxid Tetrahydrofuran 
Tetrachlorkohlenstoff Toluol 
Vinylacetat 

In dem Gerät befinden sich vier von Stet­
ter selbst hergestellte für diese Anwen­
dung optimierte elektrochemische Senso­
ren, die sich im Elektrodenmaterial und im 
Arbeitspotential unterscheiden: 

Zelle 1: Gold bei - 200 mV 

Zelle 2: Gold bei + 300 mV 
Zelle 3: Platin bei 0 mV 

Zelle 4: Platin bei + 150 mV 

CO kann z.B. nur an den Platinelektroden 
oxidiert werden und erzeugt charakteristi­
sche Signale an den Zellen 3 und 4. NO 
reagiert nur an anodischen Meßelektro­
den, liefert also Signale an den Zellen 2 
und 4, während N02 an den Elektroden 
der kathodischen Zellen 1 und 3 reduziert 
wird und dort ein Signal liefert. Zusätzlich 
waren die bereits erwähnten Cracker vor­
handen, von denen einer bei zwei unter­
schiedlichen Temperaturen betrieben 
wurde, so daß insgesamt sechzehn Sig­
nale zur Identifikation ausgewertet wer­
den konnten. Vereinfacht gesagt läßt sich 
mit den unterschiedlichen Cracker­
betriebstemperaturen die Aktivierungs­
energie für eine Oxidation in Luft und für 
die Erzeugung von elektroaktiven Reak­
tionsprodukten abschätzen, die als zusätz­
liches Unterscheidungsmerkmal der Gase 
dient. Zyklische oder chlorierte Verbin­
dungen müssen gecrackt werden und 
verursachen deshalb nur bei eingeschalte­
tem Cracker Signale. Ein so gemessenes 
Muster aus 16 Signalen wird nach Nor­
mierung derjenigen Spezies aus den Sub­
stanzen der Tabelle 2 zugeschrieben, zu 
der sich die kleinste Summe der Fehler­
quadrate ergibt. Der Einsatz des Gerätes 
ist beschränkt auf Umgebungen bei 
denen eine Gaskomponente dominiert. 
Das beschriebene batteriebetriebene 
System, ausgerüstet mit einem Z80-
Mikrokontroller und einer Vergleichsbi­
bliothek im Speicher wurde 1984 an die 
Küstenwache übergeben und bewährte 
sich. Auf dieser Basis wurde von Stetter 
ein weiteres einfacheres System ent­
wickelt, das mit nur zwei Zellen ausgerü­
stet war und wieder vier Cracker­
Betriebszustände aufwies. Es diente zur 
Identifizierung von Lösungsmittelgebin­
den auf Mülldeponien. Die Proben wur­
den vorverdünnt, um im ppm-Bereich 
messen zu können . Die Resultate wurden 
mit Gaschromatografie gegengeprüft. 
Während das einfachere Gerät ähnliche 
Verbindungen wie Benzol und Toluol nicht 
zuverlässig trennen konnte, wurden 
unterschiedliche Klassen von Chemikalien 
sicher unterschieden. Durch den einfa­
cheren Aufbau war die Langzeitstabilität 
der Muster besser. In einer späteren Vari­
ante wurde das Gerät mit einem künstli­
chen neurona len Netz erfolgreich zur 
Erkennung von Getreidequalitäten einge­
setzt. Solche elektronischen Nasen mit 

künstlichen neuronalen Netzen sind auch 
für Kaffee-, Tabak- und Parfümsorten ent­
wickelt worden. Der Konferenzband [7]. in 
dem der Beitrag von Stetter erschienen 
ist, enthält eine Reihe von Beispielen . 

Ein besonders leistungsfähiges portables 
Multisensorsystem zur Identifizierung von 
einem aus drei organischen toxischen 
Dämpfen vor einem Hintergrund eines 
Treibstoff- und Lösungsmittelgemisches 
bei wechselnder Feuchte wurde 1993 
vom Naval Research Lab. (Washington 
DC) vorgestellt. Das Gerät wurde für die 
nachfolgenden Dämpfe kalibriert: 

Organophosphore (Nervengifte) : 

GD Pinacolyl Methylphophorofluori­
date (Soman) 

VX Ethyl s-2-Diisopropyl Ami­
noethyl Methylphophorothiolate 

(DMMP) Dimethyl Methylphophonat. 
Simulationsgas für Organo­
phosphore 

sowie für eine Organoschwefelverbindung: 

HD Bis(2-Chlorethyl)sulfid (Senfgas, 
Yperit. S-Lost, Hautgift) 

Das System nutzt drei massensensitive 
Sensoren (SAW, 158 MHz) mit unter­
schiedlichen Polymerbeschichtungen: 

Sensor FPOL: Fluoropolyol, stark saure 
Adsorptionsplätze, hohe 
Empfindlichkeit für Organo­
phosphore 

Sensor ECEL: Ethyl-Zellulose, hohe Emp­
findlichkeit für Organo­
schwefelverbindungen 

Sensor PECH : Polyepichlorohydrin 

Ein vierter SAW-Sensor mit Polyethylen i­
min-Beschichtung diente zur Feuchtemes­
sung. Zur Erhöhung der Nachweisemp­
findlichkeit wird ein Adsorptionsröhrchen 
mit Tenaxfüllung als Vorkonzentrator 
benutzt. Der Vorkonzentrator reichert die 
genannten schwer flüchtigen Dämpfe 
erheblich stärker an als leicht flüchtige 
Lösungsmittel. Auch der Einfluß von Was­
serdampf im Bereich von 10 bis 65 % ließ 
sich damit erheblich verringern. Es wurde 
ein Meßzyklus von 70 s Absorption im 
Vorkonzentrator und 40 s Desorption 
gewählt. Bei dieser Betriebsweise bewirkt 
0,1 mg/m3 DMMP eine Frequenzänderung 
von 2 000 Herz, während das Eigenrau­
schen der Sensorelemente nur bei 15 Hz 
liegt, siehe Fig. 5. Die Periode ist durch 
den Absorptions-/Desorptionszyklus des 
Vorkonzentrators gegeben. Neben den 
durch das DMMP verursachten Hauptma­
xima, die zwischen 15 und 30 s erschei­
nen, sieht man am Fuß der ansteigenden 
Flanke (nach 5 s) kleine Spikes, die durch 
Wasserdampf verursacht sind . Auch Di-

~ 
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Signal eines massensensitiven Sensors (SA W) bei periodischem Angebot von 1 mg/rrr DMMP. 

chlorethane und Toluol erscheinen bereits 
nach 8 bzw. 10 s, und lassen sich deswe­
ben abtrennen. Zur Auswertung wird bei 
den Organophosphoren abgewartet bis 
der FPOL-Sensor das Dreifache seines 
Rauschanteils erreicht hat und dann im 
gleichen Zeitfenster das Signal der beiden 
anderen Sensoren hinzugenommen . Bei 
der Organoschwefelverbindung über­
nimmt der ECEL-Sensor die Führungsrol­
le. Der Vorkonzentrator erhöht die Nach­
weisempfindlichkeit um etwa einen Faktor 
10, höhere Konzentrationen können auch 
an einer direkten Betriebsart schneller 
angezeigt werden . Zur sicheren Identifizie­
rung in Anwesenheit von Hintergrundga­
sen ist jedoch der Vorkonzentrator mit sei­
nen selektivitätssteigenden Eigenschaften 
erforderlich. Die Muster zur Wiedererken­
nung bei verschiedenen Konzentrationen 
und verschiedenen Hintergrundgasen 
wurden mit selbstlernden Algorithmen 
bestimmt. Hierfür wurde das Programm 
ADAPT (Automated Data Analysis and Pat­
tern Recognition Toolkit auf VAX 11-750 
der Firma Molecular Design Ltd., San 
Leandro, USA) eingesetzt. 0,1 mg/m3 von 
einem der drei Zielgase oder von DMMP 
lassen sich neben 50 mg/m3 von Jet-, Die­
sel- oder Vergasertreibstoff und neben 
den Lösungsmitteln Isopropanol, Dichloro­
pentan, Dichloroethan und Toluol nach­
weisen . Die Autoren belegen durch 
Meßwerte, daß die Nachweisempfindlich­
keiten der Sensorelemente über 5 Monate 
hinweg sich nur in geringem Maße 
ändern. 
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Zusammenfassung 

Neue Arbeitsprinzipien für Gassensoren 
sind seit vielen Jahren nicht mehr vorge­
stellt worden. Hingegen sind einige Senso­
ren mit Arbeitsprinzipien, die sich im Labor­
oder Prototypenstadium befinden, auf dem 
Wege in die Anwendung. Hierzu gehören 
die erwähnten strukturierten Halbleitersen­
soren und die massensensitiver Sensoren. 
Multisensorsysteme erfordern Weiterent­
wicklungen auch auf der Seite der Sensor­
elemente in Hinblick auf stabile Queremp­
find lichkeiten und Langzeitstabi lität, weil in 
die Auswertealgorithmen mehr Parameter 
eingehen als beim Einsatz als Einzelsensor. 
Die erste Generation der Multisensoren ist 
auf die Identifizierung und teilweise auch 
schon auf die quantitative Erfassung einer 
Einzelkomponente eingerichtet. Erste 
Arbeiten zur quantitativen Bestimmung von 
mehr als einer Komponente in Gasgemi­
schen befinden sich noch im Entwicklungs­
stadium. Für die gleichzeitige quantitative 
Messung von Methan und Butan zur 
Brennwertbestimmung wurde z.B. ein 
Zweisensorsystem vorgestellt, das mit 
neuronalen Netzen zur Auswertung arbei­
tet [1 0]. Weitere Anstrengungen konzen­
trieren sich auf die Selbstüberwachung und 
die Rekalibrierung, die besonders bei Sen­
sorsystemen für die Zuverlässigkeit von 
Bedeutung sind. 

• 
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SCHUTZKOMMISSION BEIM 
BUNDESMINISTER DES INNERN 

Wenn wir uns heute hier zur 43. Jahresta­
gung der Schutzkommission in Bad Elster 
treffen, so haben wahrscheinlich die mei­
sten aus der alten Bundesrepublik kom­
menden Kollegen den Weg hierher nur 
relativ mühsam auf einer Landkarte 
gesucht, die uns aus der Vergangenheit 
fast unbekannt ist. Diese heute veränder­
te deutsche Landkarte hat aber gerade für 
die Schutzkommission eine besondere, 
weit über geographische Belange hinaus­
gehende politische Bedeutung: Die ent­
scheidende Ost-/Westgrenze in ihrem 
neuralgischen Verlauf zwischen den 
damals als "feindliche Brüder" gebrand­
markten Deutschen ist entfallen. Das ehe­
dem daraus abzuleitende Schutzbedürfnis 
der Bürger des östlichen und westlichen 
Deutschlands, bzw. der damaligen östli­
chen und westlichen Militärbündnisse, 
erscheint unter diesem Aspekt gravierend 
verändert. Wenn es in der Zeit des Eiser­
nen Vorhanges schwierig war, die Aspek­
te von Schutzmaßnahmen für die Bevöl­
kerung unter dem Gesichtspunkt einer 
militärischen Bedrohung zu diskutieren, 
so ist diese militärische Bedrohung durch 
den Wegfall des Eisernen Vorhanges in 
einem gänzlich anderen Licht zu sehen. -
Trotzdem kann unsere Diskussion um die 
Zukunft in dieser Schutzkommission nicht 
ohne die Einbeziehung jener Probleme 
erfolgen, die sich in einem direkten Nach­
barstaat gerade durch den Zerfall des 
Warschauer Paktes ergeben haben. Die 
Bedrohung, auch durch moderne Waffen 
aller Art, ist offenbar leider nicht durch die 
Auflösung feindlicher Militärbündnisse zu 
verhindern. Es stellt sich angesichts der 
Ereignisse in all den heutigen Krisenge­
bieten der ganzen Welt die Bedrohung 
durch menschlich verursachte Katastro­
phen eher noch dramatischer dar als zur 
Zeit der großen feindlichen Militärblöcke, 
die für viele Jahrzehnte durch einen letzt­
lich zum Glück durch Angst gekennzeich­
neten Umgang mit der Macht den 
schlimmsten Flächenbrand verhindert 
haben.-

Die größte atomare Bedrohung der Neu­
zeit, Tschernobyl 1986, ging von einer 
nicht militärischen Ursache aus; die Frage 
der Kontrolle über militärische wie nicht 
militärische, atomare Anlagen stellt sich 
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Grußwort des Vorsitzenden, Prof. Dr. med. R. Hettich*, Aachen t 

deshalb seit der Auflösung der alten 
UdSSR mehr als je zuvor. Die Steuerbar­
keit des Umganges mit den riesigen Waf­
fenarsenalen dieser Erde ist nicht siche­
rer geworden und der Umgang mit dem 
Gefahrenpotential, z. B. unserer Energie­
wirtschaft und der wachsenden Gigantis­
musbestrebung im Bau von Maschinen 
jeder Art, wird von Jahr zu Jahr schwieri­
ger. Zivilflugzeuge sind heute mit Treib­
stoffmengen beladen, die weit mehr Ent­
zündungsenergie beinhalten als die größ­
ten Brandbomben des 2. Weltkrieges. -
Daß mensch liches Versagen durch elek­
tronische Kontrollen nicht verhindert wer­
den kann, haben die Katastrophen von 
Tschernobyl und die sibirische Pipeline­
Explosion ebenso gezeigt wie die zahlrei­
chen Flugzeugabstürze der letzten Mona­
te. Letztlich lassen sich die kriegerischen 
Ereignisse, wie das Beispiel Jugoslawien 
zeigt, nicht steuern; sie haben sich nahe­
zu jeder politisch-militärischen Kontrolle 
entzogen. Letztlich könnte "menschli­
ches Versagen" aber auch für manche 
der sich mehrenden Naturkatastrophen 
verantwortlich zu machen sein, die in 
einem noch nicht definierbaren Umfang 
von den Veränderungen der Erdatmos­
phäre, von gigantomanischen menschli­
chen Veränderungen der Erdoberfläche, 
oder von der kritiklosen, totalen menschli­
chen Inbesitznahme der Weltmeere 
herrühren dürften. Angesichts dieser 
Zukunftsfragen erscheint es mir geradezu 
schizophren, wenn wir alle uns als Mit­
wirkende der Schutzkommission die 
Frage stellen nach der Zukunft genau die­
ser Einrichtung. Bei allem konjunkturbe­
dingten Pessimismus und bei aller Poli­
tikverdrossenheit dürfte es angesichts 
dieser vitalen Fragen um unser aller 
Zukunft keinen unter uns geben, der nur 
einem einzigen gewählten Volksvertreter 
in unserer noch funktionierenden Demo­
kratie unterstellen würde, daß gerade die 
Vorbereitungen der Schutzkommission 
im Hinblick auf die schwierigste Krisensi­
tuation seit Ende des Zweiten Weltkrie­
ges unter wirtschaftlichen Gesichtspunk­
ten oder gar unter dem Eindruck einer 
sektierenden Minderheit von Tierver­
suchsgegnern "wegrationalisiert" wer­
den könnte. 

Man muß nicht Physiker sein, um zu 
begreifen, daß bei der Erhöhung des 
Widerstandes in einem Stromkreis die 
Sicherung erhöht und nicht abgebaut wer­
den kann, und man hat längst allgemein 
begriffen, daß die Sicherheitsmaßnahmen 
z.B. im Falle der Atomenergiebeschaffung 
oft mehr Aufwand erfordern, als die Ener­
giegewinnung selbst. Auch wenn unsere 
Schutzkommission mit der Mission ihrer 
wissenschaftlichen Leistung sicher nicht 
in das Bewußtsein einer breiten Bevölke­
rungsschicht vordringen kann noch will, 
so kann nach meiner festen Überzeugung 
doch kein informierter Beobachter die ent­
scheidenden Impulse dieses wissen­
schaftlichen Gremiums übersehen, ohne 
die ein adäquater Schutz für eine Vielzahl 
von Bedrohungen unserer Bevölkerung 
unmöglich werden müßte. In Deutschland 
muß wenigstens weiter geforscht werden 
können, wenn schon dieses Land als Pro­
duktionsstätte längst von vielen Entwick­
lungsländern überholt wird; ich selbst 
befürchte für unsere Bevölkerung mehr 
Unheil durch den Flächenbrand von 
Ignoranz und Lethargie, der unsere wis­
senschaftliche Kreativität vernichtet. als 
durch ein denkbares Großfeuer. Leider 
sind die daraus resultierenden Folgen, vor 
allem für die gesunden unter uns weit 
weniger offenkundig als z.B . die Folgen 
einer konkreten Verbrennung. 

Ich will diejenigen nicht verteufeln, die 
andere Ausgaben, als diejenigen für die 
Forschung, für wichtiger halten ange­
sichts unserer angespannten wirtschaftli­
chen Situation. Ich will auch die Tierver­
suchsgegner nicht verteufeln, aber nir­
gends wird deutlicher, daß es nicht nur 
gute und schlechte Ratschläge gibt. son­
derm, daß die gut gemeinten Ratschläge 
oft die schlechtesten sind. Die Tierschutz­
gremien der einzelnen Regierungspräsidi­
en sind Kontrollorgane, die unter Einbezie­
hung der Tierschutzvertreter einen maxi­
malen Schutz der Kreatur gegen unsinni­
ge und schmerzhafte Experimente am 

~ 

* Prof. Hettich ist im August 1994 bei 
einem Unfall im 

Ausland tödlich verunglückt. 
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Tier sicherstellen können und müssen . 
Wir erwarten aber andererseits auch 
Schutz und Sicherung der persönlichen 
Freiheit von Wissenschaftlern, die unter 
diesen strengen staatlichen Regeln in 
unserem Staat Tierexperimente durch­
führen, durch unseren Rechtsstaat. Es ist 
mein besonderes Anliegen heute auch 
darzustellen, wie gerade die Schutzkom­
mission in den letzten Jahren mit daran 
gearbeitet hat, daß einzelne experimentel­
le Fragestellungen heute nicht mehr im 
Tierversuch erarbeitet werden müssen, 
sondern alternative Wege gegangen wer­
den können . Trotz dieser außerordentlich 
interessanten Entwicklung mit modernen 
Alternativmöglichkeiten muß mit aller 
Deutlichkeit betont werden, daß eine 
große Zahl von außerordentlich bedeu­
tungsvollen wissenschaftlichen Fragestel­
lungen - auch heute noch - nicht ohne 
ein gewisses Minimum an Tierversuchen 
wissenschaftlich fundiert bearbeitet wer­
den kann. 

Es besteht kein Zweifel daran, daß die 
Schutzkommission bezüglich der For­
schung in unserem Land ganz besondere, 
zweifellos schwerwiegende Aufgaben zu 
lösen hat und in den vergangenen 40 Jah­
ren gelöst hat. Zum Glück hat auch diese 
Arbeit der Schutzkommission nicht für 
Kriegs- oder Katastrophenopfer unseres 
eigenen Landes in großem Umfange 
Früchte getragen, die es uns heute leich­
ter machen würden, unsere Arbeit fortzu­
setzen . Unser Forschen in der Schutzkom­
mission ist aber nicht nur auf das Handeln 
im Falle eingetretener Gesundheitsschä­
den durch die Auswirkungen einer Kata­
strophe gerichtet, sondern ganz entschei­
dend auch auf die Prävention . Nicht nur 
durch die Entwicklung in Jugoslawien hat 
es sich gezeigt, daß wir gut daran tun, im 
Rahmen unseres enormen Baubooms in 
der Bundesrepublik Deutschland z.B. viele 
Überlegungen zur Frage der Einrichtung 
von Schutzräumen, wie sie im Rahmen 
der Schutzkommission erarbeitet wurden, 
nicht vollständig zu vergessen. 

Die Schutzkommission hat auch zahlrei­
che Fragen z.B. im Zusammenhang mit 
der Beurteilung der Notwendigkeit pro­
phylaktischer Maßnahmen bei der 'Gefahr 
einer gesundheitsschädlichen Strahlen be­
lastung wissenschaftlich bearbeitet und in 
diesem Zusammenhang neue Wege auch 
in Richtung der Einschränkung von Tier­
versuchen begangen. So konnte z.B . die 
biologische Dosimetrie teilweise mit Nativ­
blut bzw. mit Zellen aus Nativblut vorge­
nommen werden . Verschiedene Phä­
nomene wurden an isolierten Lympho­
zyten bzw. an Lymphknoten aus Schlacht­
tieren vorgenommen, was leidvolle Tier­
versuche erübrigt hat. - Auf der anderen 
Seite ist es für jeden Arzt, der sich mit der 
Wirkung von Strahlenschäden befaßt, 
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offenkundig, daß die Gefährdungssituati­
on eines Menschen unter bestimmten 
Bestrahlungsbedingungen nicht durch 
extrakorporale Einwirkungen auf isolierte 
Organe zu beurteilen ist. - Wenn bis 
heute z.B. über die Protrahierung des 
Strahleninsults völlig widersprüchliche 
Ergebnisse vorliegen und trotzdem ent­
sprechende Tierversuche nicht genehmigt 
werden können, so müssen wir in kauf 
nehmen, daß weitere Tschernobyl-Kata­
strophen abgewartet und die daraus 
resultierenden Erkenntnisse an neuerlich 
betroffenen Menschen dann vielleicht im 
einen oder anderen Fall zu den Erkennt­
nissen führen, die z.B . für eine sinnvolle 
Umsiedlung erforderlich sind . 

Die Problematik der Auswirkungen von 
Giftgasen im weitesten Sinne wird nicht 
nur durch das wachsende Potential der 
Chemiekonzerne und die immer häufige­
ren Großbrände in solchen Industrieanla­
gen offenkundig ; - auch die kriegerischen 
Auseinandersetzungen der letzten Zeit, 
die auf Basis von Bürger-, Glaubens­
oder Bruderkriegen stattfinden, tragen 
diese Gefahr in sich . Die Steuerung des 
Einsatzes solcher Waffen des Grauens 
wird deshalb schwieriger, weil diese Bru­
derkriege von einem unbeschreiblichen 
Haß getragen sind, wobei Vereinbarun­
gen i.S. der Genfer Konvention in derarti­
gen Kriegen ignoriert und mißachtet wer­
den . Sie sind nicht der Kontrolle verant­
wortlicher Regierungen oder irgendeiner 
Ratio unterzogen, und es gibt, unabhän­
gig von der offiziellen Regierung, krieg­
führende Gruppen offenbar in allen Län­
dern dieser Welt, denen nichts wichtiger 
erscheint, als in den Besitz gerade dieser 
teuflischen Waffen zu gelangen, um 
Macht zu erlangen . Wer die Giftgasopfer 
des iranisch-irakischen Krieges, wie auch 
wir, behandelt hat und ohnmächtig nur 
den langsamen tod bringenden Verlauf 
ohne echte therapeutische Eingriffsmög­
lichkeit begleiten mußte, der wird aus 
ärztlicher Sicht niemals akzeptieren, daß 
unsere Forschungen, die wir nicht an 
Menschen und nicht in der Retorte 
durchführen können, einfach eingestellt 
werden . Erkenntnisse zur Auswirkung 
von Strahlen sind sowohl aus der Sicht 
der Knochenmarkforschung wie auch 
unter genetischen Gesichtspunkten letzt­
lich auch nur durch das Tierexperiment 
zu gewinnen . So ist es z.B. durch Arbei­
ten in der Schutzkommission offenkun­
dig geworden, daß die Proliferation der 
Stammzellnachkommenschaft nur in der 
Milz von transplantierten Empfängermäu­
sen zu messen ist, die einen entspre­
chenden Strahlenschaden erlitten und 
bei denen dann Knochenmarktransplan­
tationen durchgeführt wurden . Nur hier­
durch kann die Reaktion des gesamten 
Knochenmarks erfaßt werden, auch 
wenn einzelne Zelltypen selbstverständ-

lich im "in vitro-Experiment" ohne den 
direkten Tierversuch ebenfalls stimuliert 
werden können . Es ist aber nicht nur in 
Bezug auf das hämatopoetische Gewebe 
zu postulieren, daß im Organismus ein 
Signalnetzwerk von Botenstoffen vorliegt 
(es gibt bisher z.B. 13 bekannte Inter­
leukinel. das sich bei Fragestellungen der 
Reaktion eines Gesamtorganismus sicher 
im Augenblick nicht durch in vitro-Kulti­
vierung ersetzen läßt. 

Die Vielschichtigkeit der Fragestellung 
unserer Forschung in der Schutzkommis­
sion gibt uns allen die Chance, weit über 
den Rand des eigenen Gartenzaunes hin­
auszusehen und über den Zwang zum 
direkten ärztlichen Handeln hinaus auch 
die viel besseren Möglichkeiten der 
Prävention mitzutragen. Es bleibt mir aber 
nicht erspart, Ihnen allen zum Schluß mit 
großer Deutlichkeit vor Augen zu führen, 
daß heute und im nächsten Jahr und erst 
recht in den kommenden Jahrzehnten 
menschengemachte Katastrophen überall 
auf dieser Erde über jeden von uns herein­
brechen werden, und es wird dann unsere 
ärztliche Pflicht sein, nicht untätig zu 
erklären, daß wir auf all dies nicht vorbe­
reitet sein konnten. Diese Vorbereitungen, 
auch in der Mitverantwortung für die Krea­
tur, kann trotz aller notwendigen Ein­
schränkungen nicht ohne das Bekenntnis 
zum Tierversuch erfolgen. 

- Die gewählten Vertreter unseres Volkes 
können sich deshalb nicht zum Sprachrohr 
tatsachenverdrehender emotionaler mili­
tanter Minderheiten machen lassen, die 
durch ihre Lautstärke und politische För­
derung einen intellektuellen Entwicklungs­
prozeß der deutschen Medizinforschung 
lähmt. Sie sind aufgerufen, nach eigener 
Meinungsbildung und gründlicher Informa­
tion, die Verantwortung zu übernehmen 
für alle, die bei den Katastrophen der 
Zukunft beroffen sein werden. - Auch von 
der Katastrophe einer wissenschaftlichen 
Lähmung unserer Universitäten. 

Die Schutzkommission und ihre Mitglieder 
wird auch weiterhin durch eine ausgewo­
gene Verbindung zwischen angewandter 
klinischer Forschung und einer klinisch 
bezogenen Grundlagenforschung daran 
mitarbeiten, daß aus dem unvermeidbaren 
Unglück vermeidbare Katastrophen wer­
den, und daß, wenn alle erdenklichen Vor­
kehrungen versagen, ärztliche Hilfe auf 
der Basis der bestmöglichen Vorbereitung 
geleistet werden kann. • 
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VOM NUTZEN EINER 
SYSTEMATISCHEN EINSATZBEGLEIT· 

FORSCHUNG IN KATASTROPHEN 

O. 
Die schnell mobilisierbare Einsatzbegleit­
forschung - kurz: "Quick-Alert" genannt­
will eine forschungstechnische Lücke 
schließen und damit die Untersuchung der 
Probleme der Katastrophenbewältigung 
verbessern . Gefördert aus den Mitteln der 
Schutzkommission beim Bundesminister 
des Innern wird in einem zweijährigen For­
schungsprojekt an der Katastrophenfor­
schungssteIle (KFS) der Universität Kiel 
ein soziologisches Konzept entwickelt, 
das sich auch in bereits bestehende natio­
nale und internationale Forschungszusam­
menhänge einkoppeln läßt'. 

Der Blick über die Grenzen nach Holland, 
England, Schweden und insbesondere in 
die USA2 zeigt eine vielfältige und 
langjährige Einsatzbegleitforschung mit 
geo- und ingenieurwissenschaftlichem 
Schwerpunkt, zur Einsatzberatung großer 
Hilfsorganisationen, aber auch mit sozial­
wissenschaftlicher Fragestellung. Dort 
stehen auch entsprechende Finanzmittel 
bereit und die Ergebnisse ihrer Arbeit 
erscheinen in eigenen Publikationsreihen . 
In der Bundesrepublik wird mit dieser For­
schungsart Neuland betreten; hier muß 
sich das in anderen Ländern schon selbst­
verständliche Nebeneinander von techni­
scher Katastrophenhilfe sowie wissen­
schaftlicher Begleitforschung und Bera­
tung noch entwickeln, eine gesicherte 
Finanzierung ist ebenfalls noch ungewiß. 

I. 

Zwei Problembereiche sind es, die mit 
Hilfe der Katastropheneinsatzbegleitfor­
schung bearbeitet werden sollen . Erstens: 
Wir wissen immer noch sehr wenig über 
Abläufe und Managementprobleme der 
ersten Bewältigungsphase vor Ort, unmit­
telbar nach dem Auftreten eines Scha­
dens. Zweitens: Es fehlt an einer syste­
matischen Katastropheneinsatzbegleitfor­
schung, mit der die Ablaufdynamik sowohl 
bei den Betroffenen, als auch bei den Ein­
satzkräften, zu erkennen ist, um mit die­
sen Ergebnissen wiederum die Einsatz­
entscheidungen unterstützen zu können. 

Gerade in der allerersten Phase des Bewäl­
tigungsprozesses einer Katastrophe agieren 
die Betroffenen und die Helfer noch nicht 
optimal koordiniert. Selbsthilfe der betroffe­
nen Bevölkerung auf der einen und die 
Selbst-Organisation der Hilfsorganisationen 
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in Form von Alarmierung, Lage-Erkundung 
und Zielerreichung auf der anderen Seite 
stehen zunächst noch unverbunden neben­
einander. Erst im weiteren Bewältigungs­
verlauf verbinden und vernetzen sich diese 
beiden Bereiche miteinander. Die Not der 
Betroffenen erzeugt eine Nachfrage nach 
Hilfe-Angeboten und Ressourcen-Bereitstel­
lung. Dieses, im Idealfall sich ergänzende, 
Verhältnis von Selbsthilfe der Betroffenen 
und der Fremdhilfe durch die Katastrophen­
helfer wird in der Realität selten erreicht. 
Welche Barrieren es sind, die die Mobilisie­
rung von Selbsthilfepotentialen, die Vernet­
zung von Betroffenen mit den landeseige­
nen Ressourcen sowie Helfern und Hilfe 
von außen erschweren, wäre zunächst zu 
untersuchen und für die künftige Einsatzbe­
ratung von großem Wert. 

Die Art der Vernetzung in dieser frühen 
Phase prägt auch die weitere Verlaufsdy­
namik im Prozeß der Katastrophenfolgen­
bewältigung dahingehend, welche Bewäl­
tigungskonflikte und - noch wichtiger -
mit welcher Intensität diese auftreten. Für 
das rechtzeitige Erkennen solcher Konflikt­
bildung und für ein darauf abgestimmtes 
Management der knappen Ressourcen 
bedarf es einer Art "Frühwarnraster" für 
den Bereich menschlichen Verhaltens . Für 
die Geowissenschaften beispielsweise 
sind Daten über den Entwicklungsverlauf 
der Nachbeben und zur Einschätzung von 
Einsturzgefährdung von Gebäuden zentra­
le Lagedaten . Hierauf stützen sich War­
nungen und Maßnahmen im Hilfe-Einsatz. 
Für den sozialen Bereich gilt es ähnliche 
Indikatoren zu finden, die eine Entwick­
lung im Verhaltensbereich anzeigen, die 
im Extrem zu einer Katastrophe in der 
Katastrophe führen können. 

So ist die Entwicklung eines Schwarz­
marktes ein Indikator für generelle Versor­
gungsmängel. Sein Entstehen birgt sozia­
len Zündstoff, da die von den Katastro­
phenfolgen betroffene Bevölkerung sich 
weiteren Härten ausgesetzt sieht, die sie 
nicht zu verantworten hat. Ist nun auch 
noch ein bestimmter Personenkreis 
Hauptanbieter und tauchen gar Hilfsgüter 
auf dem Schwarzmarkt auf, statt von 
Hilfsorganisationen verteilt zu werden, 
steigt die Wahrscheinlichkeit von Vertei­
lungskonflikten bis hin zu Plünderungen 
und sozialen Unruhen. Im Bereich der 
Kommunikation können aus der Art und 

der Umlaufgeschwindigkeit von Gerüch­
ten entsprechende Kommunikations- und 
Informationsprobleme abgeleitet werden . 

Diese, sich aus Versorgungsengpässen 
und Kommunikationsmängeln entwickeln­
den, Konfliktfelder sollen mit einem weite­
ren Analyse-Instrument, dem sogenann­
ten thematischen Verlaufsdiagramm, tie­
fergehend auf ihre Ursachen untersucht 
werden. Gerade die Maßnahmen der 
ersten Stunden müssen möglichst bald 
rekonstruiert werden, um problematische 
Entwicklungen zu erkennen. Je später die 
Gegensteuerung gegenüber diesen Fehl­
entwicklungen einsetzt, desto zeit- und oft 
genug auch ressourcen-aufwendiger wer­
den die Maßnahmen und - haben oben­
drein noch eine geringer werdende Aus­
sicht auf Erfolg . 

Genauso wichtig für den Einsatzerfolg und 
die Sicherheit der eingesetzten Hilfskräfte 
sind Informationen über politische, ethni­
sche, religiöse und soziale Konfliktlinien, 
über die kulturellen Normen und, inwie­
weit daraus Kommunikationsprobleme und 
Einsatzhemmnisse entstehen können . 

11. 

Bevor es überhaupt zu einem wissen­
schaftlichen Einsatz kommt, sind zunächst 
umfangreiche logistische Maßnahmen 
notwendig. Dazu gehört 

- ein Konzept zur schnellen Alarmierung 
des Quick-Alert-Teams. Die KFS hat 
hierzu u.a. Absprachen mit dem Tech­
nischen Hilfswerk getroffen . 

- Checklisten für die schnelle Zusam­
menstellung von technischer und 
materieller Ausstattung, Versorgung 
und Untersuchungsunterlagen. 

- Im Vorfeld müssen Maßnahmen für so 
unterschiedliche Bereiche, wie die 
Organisation einer schnellen Anreise, 
für den Gesundheitsschutz, Visa- und 
Zollangelegenheiten und für die Kom­
munikation untereinander im Untersu­
chungsgebiet getroffen werden . 

Für den konkreten Einsatzfall eines Quick­
Alert-Teams gibt es drei unterschiedliche 
Bereiche in denen Daten erhoben werden: 

A. Der strukturelle Rahmen: 

Hierzu gehört eine Vielzahl von Sozial­
In,dikatoren3, die Auskunft geben über 

~ 
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Abb.l: 
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- den Status der Gesundheitsversor­
gung im Land 

den Status der Versorgung mit 
Grundnahrungsmitteln 

- den Stand der Bildung 

- den sozio-ökonomischen Status 

- Angaben zu sozialen, ethnischen, 
religiösen, politischen Konflikt-Lini­
en im Land 

- Angaben zu kulturellen Unterschie­
den zwischen Einsatzkräften und 
Betroffenen 

Diese Angaben können bereits in der 
unmittelbaren Einsatzvorbereitung anhand 
von statistischen Jahrbüchern und Länder­
berichten gewonnen werden. Sie sind in 
zweierlei Hinsicht von Bedeutung: Sie bil­
den zum einen den Analyse-Rahmen für 
die Untersuchung im Einsatzgebiet. Zum 
zweiten sind sie wichtige Informationen 
für das persönliche Verhalten der Team­
mitglieder und tragen damit zur eigenen 
Sicherheit bei . 

B. Vor Ort werden nun die landesweit 
gültigen Daten aus Erhebungsbereich 
A für das konkrete Einsatzgebiet präzi­
siert und mit Daten aus dem Bereich 
des Ursachen-Geflechts der Katastro­
phe4 verbunden . Anhand dieser Rah­
mendaten, unterstützt durch soziologi­
sche Methoden der teilnehmenden 
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Beobachtung und Befragung, werden 
erste Anzeichen gewonnen, welche 
Konfliktfelder im Bewältigungsprozeß 
entstehen. Das Ausmaß der Schäden 
und die Chancen der Bewältigung 
ergeben sich aus dem Zusammenwir­
ken aller dieser Faktoren, folglich muß 
der Katastrophenschutz, wenn er 
effektiv funktionieren soll, dieses Ursa­
chengeflecht kennen und in seine 
Maßnahmenplanung mit einbeziehen. 

C. Das unmittelbare Einsatzgeschehen 

Hier werden die Akteure vor Ort in den 
Blick genommen: Betroffene, Verwal­
tung und Hilfsorganisationen. Die hier 
getroffenen Entscheidungen über 
Hilfe-Einsätze werden in Kontext zum 
allgemeinen Verlauf des Bewältigungs­
prozesses gesetzt. Es werden Konflikt­
felder mit Hilfe von Entscheidungsdia­
grammen auf ihre Entstehung, Verlauf­
dynamik und ihre Milderung durch 
Gegenmaßnahmen untersucht. 

111 . 

Nach und nach bi ldet sich im Katastro­
phenhilfeeinsatz ein mehr oder weniger 
geplantes komplexes Netz von teils sehr 
heterogenen Funktionsbereichen heraus. 
Zur Koordination der verschiedenen Maß­
nahmen und zur rationellen Nutzung der 
Einsatzressourcen ist eine adäquate Kom­
munikation zwischen den Funktionsberei-

übergeordnete 
staatliche 

Institutionen 

übergeordnete 
Organisationen 

(GO, NGO) 

chen notwendig. An diesen Schnittstellen 
der Kommunikation setzt das soziologisch­
konzipierte Einsatz-Untersuchungskonzept 
der KFS mit einem Modell zur Untersu­
chung der Schnittstel len-Kommunikation 
ein. 

Die Heterogenität ist eine Folge des Diffe­
renzierungsprozesses der an der Katastro­
phenhilfe beteiligten Organisationen und 
Institutionen. Spezialisierung und Konzen­
tration auf bestimmte Aufgabenbereiche 
erhöht auf der einen Seite zwar die Lei­
stungsfähigkeit einzelner Akteure, auf der 
anderen Seite wächst die Bedeutung der 
Kommunikation über die Schnittstellen, 
um aus den spezialisierten Teilen wieder 
ein funktionelles Ganzes zu formen . Funk­
tioniert dieses Ineinandergreifen der ver­
schiedenen Maßnahmen nicht, agieren 
die Akteure nur aus ihrer funktionsspezifi­
schen Perspektive, entsteht das Problem 
der partiellen Rationalität, wo jeder aus 
seiner Sicht das Richtige tut. aber die 
Effektivität und Effizienz des Hilfe-Einsat­
zes im Ganzen leidet. 

Die Heterogenität der am Einsatz beteilig­
ten Funktionsbereiche ist charakterisiert 
durch die 

- verwendeten Techniken und Verfahren 

- die Zusammensetzung der Akteure 
und ihre institutionellen Kontexte. ~ 
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Abb.2: 
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Die Analyse konflikthafter Schnittstellen 
und die Beratung zur Gestaltung soll Teil 
eines Ouick-Alert-Einsatzes sein . Zur 
Bewältigung der Schnittstellen-Kommuni­
kation bieten sich drei Strategien an : 

1. Die Umgestaltung konflikthafter Schnitt­
stellen in kooperative Strukturen 

2. Das Management der Schnittstellen 
durch Einführung von neuen Verfah­
ren, die zur Überwindung der Inkom­
patibilität beitragen. 

3. Die Vermeidung und Verminderung 
von Schnittstellen . In Bereichen, in 
denen sich die Ausdifferenzierung als 
hinderlich für den Prozeß der Katastro­
phenbewältigung erwiesen hat, wer­
den getrennte Teilbereiche durch neue 
Gruppenbildung zusammengeführt. 

Fehlende Abstimmung oder das Bemühen 
um Kooperation im Katastrophenhilfe-Ein­
satz offenbaren die Schnittstellen-Konflik­
te der beteiligten Akteure. 

In einem vereinfachten Modell sind die 
Funktionsbereiche dargestellt (Abb. 1) . Für 
dieses Modell gelten jedoch zwei Ein­
schränkungen: 

a) Zur prinzipiellen Verdeutlichung der 
Problematik der Kommunikation an 
den Schnittstellen wurde eine grobe 
Bereichsunterteilung (Makro-Ebene) 
gewählt und auf eine Binnendifferen-

zierung der einzelnen Bereiche ver­
zichtet. 

b) Die Modell-Konstruktion orientiert sich 
zunächst an einer pluralistischen 
Gesellschaftsform mit ausgeprägter 
institutioneller Untergliederung. Wohl­
wissend aber, daß die Schnittstellen 
durchaus anders liegen können, wenn 
statt einer mehrstufigen Verwaltungs­
gliederung Sippen und Clans die loka­
len Autoritäten darstellen, wenn statt 
eines differenzierten Systems von 
staatlichen und nicht-staatlichen Hilfs­
organisationen allein das Militär zum 
Einsatz kommt, oder wenn die Bedeu­
tung der Medien aufgrund einer hohen 
Analphabetenquote im Lande gegen 
Null geht. 

Dabei ergeben sich folgende Schnittstel­
len der Kommunikation zwischen den ver­
schiedenen Funktionsbereichen (Abb. 2): 

Erläuterung der Schnittstellen in Abb. 2: 

1. Innerhalb der Hierarchie der Organisa­
tionen (GO, NGO) 

- vor Ort 

- zu überregionalen Organisations-
steIlen außerhalb des Einsatzgebie­
tes. 

2. Zwischen den am Einsatz beteiligten 
Hilfsorganisationen (GO, NGO) 

übergeordnete 
~ staatliche 

Institutionen 

.. 
41 ,. 

~ übergeordnete 
Organisationen 

(GO, NGO) 

.. 

2 

- zwischen inländischen Organisatio­
nen 

- zwischen ausländischen Organisa­
tionen . 

3. Zwischen den am Einsatz beteiligten 
Hilfsorganisationen (GO, NGO) und der 
Bevölkerung. 

4. Zwischen den beteiligten Hilfsorgani­
sationen (GO, NGO) und den verschie­
denen staatlichen Institutionen vor 
Ort. 

5. Zwischen den verschiedenen staatli­
chen Institutionen vor Ort und außer­
halb des Katastrophengebietes. 

6. Zwischen den staatlichen Institutionen 
vor Ort und der Bevölkerung. 

7. Die vermittelte Kommunikation über 
die Medienberichterstattung zwischen 
Bevölkerung, Hilfsorganisationen (GO, 
NGO) und staatlichen Institutionen. 

An diesen Schnittstellen zwischen den 
beteiligten Gruppen treten nun immer 
wieder gleichartige Konfliktmuster auf. 
Dies sind Konfilkte um: 

1. Die adäquate technische Ausstattung 
zur Informationsübermittlung. 

2. Die wechselseitige Übermittlung und 
Interpretation von Information, zwi­
schen den verschiedenen Akteuren . 

~ 
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3. Die Abstimmung zwischen Angebot 
(Leistungsangebote der staatlichen 
und nicht-staatlichen Einrichtungen) 
und Nachfrage (Hilfeersuchen der 
betroffenen Bevölkerung) . 

4. Die Koordination der Einsätze vorhan-
dener Geräte und Hilfskräften. 

Bei diesen Aushandlungsprozessen kön­
nen· zusätzliche Rahmenbedingungen den 
Kommunikationsprozeß erschweren wie5: 

- der wachsende Kommunikationsbe-
darf von Betroffenen und Einsatzkräf­
ten, 

- die Bewältigung der Kommunikation 
unter Notstandsbedingungen und per­
sönlichem Streß-Erleben, 

- die fehlende Einübung solcher Kom­
munikation zwischen Organisation und 
der Öffentlichkeit und den Medien, 

- die Glaubwürdigkeit der vermittelten 
Information6 

- in bezug auf die Glaubwürdigkeit der 
als Quelle fungierenden Institution, 

- in bezug auf die Glaubwürdigkeit in 
Abwägung mit der Information, die 
auf anderen Kommunikations­
kanälen zu erhalten ist. 

Was bei der Ausdifferenzierung dieses 
einen Untersuchungsfeldes deutlich wird, 
ist, wie sehr neben technischen Fragen 
schon frühzeitig soziale und psychologi­
sche Komponenten über den Erfolg oder 
Mißerfolg der gewählten Kommunikati­
onsstrategie wie für das Gelingen des 
Bewältigungsprozesses der Katastrophen­
folgen insgesamt von entscheidender 
Bedeutung sind. 

IV. 

Die Katastropheneinsatzbegleitforschung 
ist vielfältig in internationale Zusammen­
hänge eingebunden: 

So ist das Quick-Alert-Konzept ein Bau­
stein im "Deutschen Task Force Komitee 
Erdbeben" mit Sitz im Geoforschungszen­
trum Potsdam7. Diese Task-Force ist ein 
interdisziplinärer Verbund von Wissen­
schaftlern aus den Geowissenschaften, 
dem Bauwesen, der Ökonomie und der 
Soziologie, die mit ihren Untersuchungen 
vor Ort das Zusammenwirken der Natur­
und Zivilisationsfaktoren bei Erdbeben 
erfassen und auswerten und auf dieser 
Basis Vorschläge für ein verbessertes 
Katastrophen-Management und Präventi­
ons-Maßnahmen entwickeln will . Der 
erste Einsatz dieser interdisziplinären Task 
Force erfolgte im Herbst 1993 im Erdbe­
bengebiet in Südindien. 

Die Begriffe Prävention und Krisenmana­
gement zeigen bereits die Verbindungslini­
en zur "International Decade for National 
Disaster Reduction" (IDNDR) (in Deutsch­
land: Internationale Dekade für Katastro­
phenvorbeugung) der UNO auf. Ziel dieser 
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Dekade ist es, den weniger entwickelten 
Ländern das Knowhow und die Fähigkei­
ten der entwickelten Länder zur verbes­
serten Katastrophenprävention zu vermit­
teln, damit sie dort zur Gefahrenabwehr 
eingesetzt werden können . 

Denn Katastrophen verschärfen in den 
weniger entwickelten Ländern die beste­
henden Grundprobleme Hunger, Gesund­
heit und Armut. Die meisten Opfer durch 
Naturkatastrophen finden sich nicht in den 
Ländern, wo die meisten (Natur-)Katastro­
phen sich ereignen, sondern dort, wo die 
Menschen am ärmsten sind8. Armut und 
schlechte Katastrophenschutzstrukturen 
lassen das Schadens maß in den Entwick­
lungsländern bis zu 30mal höher werden 
als bei vergleichbaren Schadensereignis­
sen in Industrieländern9. Der höhere Scha­
densumfang verlangt von den ökonomisch 
weniger gefestigten Entwicklungsländern 
einen höheren Anteil an ihrem Bruttosozi­
alprodukt wie im Vergleichsfall durch ein 
Industrieland. Der hohe Finanzmittelbedarf 
zur Schadenskompensation führt zu 
langjährigen Einbrüchen im bisherigen 
sozioökonomischen Entwicklungsprozeß. 
Kommt es in dieser Kompensationsphase 
zu weiteren Rückschlägen durch das Auf­
treten neuerlicher Katastrophen kehrt sich 
der Entwicklungsprozeß in einen Prozeß 
der Unterentwicklung um. Würden nur 
etwa 10 Prozent der jährlichen Schäden 
durch Naturkatastrophen in Entwicklungs­
ländern für Maßnahmen der Katastrophen­
vorbeugung eingesetzt, ließen sich nach 
einer Schätzung der amerikanischen 
Agency for International Development 
(US-AID) die Schäden in diesen Ländern 
um 70 Prozent reduzieren 10. Folglich kann 
ohne Katastrophenschutz und entspre­
chende Vorsorgemaßnahmen eine wirt­
schaftliche und soziale Breitenentwicklung 
dieser Länder nicht gelingen 11 . 

Nach dem IDNDR-Ansatz reicht die bishe­
rige Form der öffentlichen und privaten 
Entwicklungshilfe nicht aus. Vielmehr 
müßten Wirtschafts-, Entwicklungs-, Aus­
landskatastrophenhilfe und humanitäre 
Hilfe zusammengeführt werden, wenn es 
zu einer dauerhaften Entwicklung ("sus­
tainable development") der ärmeren Län­
der kommen soll, was nicht nur ökonomi­
scher, sondern auch ökologischer, sozialer 
und moralischer Vernunft entspricht. Maß­
nahmen des Katastrophenschutzes ste­
hen damit auch im Kontext der Abschluß­
erklärung des Umweltgipfels der Verein­
ten Nationen 1992 von Rio de Janeir012 . 

Es ergibt sich somit eine durchgehende 
Linie von dem Konzept einer wissen­
schaftlichen Begleitforschung im Katastro­
phenfall über interdisziplinäre und interna­
tionale Wissenschaftler-Kooperation bis 
hin zu dem Konzept des "sustainable 
development" als komplexes Maßnah­
menbündel für die weniger entwickelten 
Länder. Entsprechend reicht auch die 

Datenerhebung und Auswertung im Falle 
der Einsatzbegleitung von kurzfristiger 
Maßnahmenberatung bis zur längerfristi­
gen Einflußnahme auf Planungs- und 
Präventionsprogramme im Bereich des 
Katastrophenschutzes. 

Im Zeichen wachsender globaler Vernet­
zung erscheint ein solcher Ansatz drin­
gend geboten und wird in anderen Län­
dern schon länger verfolgt. Mit der Inter­
nationalisierung von Produktion, Handel, 
Kommunikation und Verkehr rücken die 
damit verbundenen Risikopotentiale und 
Folgeerscheinungen (ökologischer wie 
technischer Art) immer mehr in den Blick­
punkt. Hochkomplexe Industrien in Ent­
wicklungsländern, das Beispiel Bhopal in 
Indien hat es gezeigt, deren Produktion 
mit der Verwendung und Entstehung toxi­
scher Substanzen verbunden ist, sind nur 
ein Beispiel für eine Entwicklung, die von 
zunehmenden Diskrepanzen geprägt ist. 
Der technologische Zugewinn einerseits 
bedeutet andererseits einen - zumeist 
unbeachteten - Risikozuwachs. Im Kata­
strophenfall offenbart sich die so mitpro­
duzierte Überforderung der bisherigen 
Form der Risikowahrnehmung, Gefahren­
abwehr und Vorsorge. Mit der Produkti­
onseinführung beschleunigt sich der Zer­
fall traditioneller Lebensformen und des 
sozialen Zusammenhalts und zugleich 
wird bisher gültiges Wissen zum Selbst­
schutz der Bevölkerung unbrauchbar13. 

Problem-Konstellationen dieser Art verlan­
gen eine entsprechende Vernetzung der 
bestehenden Kompetenzen für die Pro­
blemlösung. Der Texaner Red Adair hat 
diese Art des Arbeitens für den Bereich 
zerstörter Öl quellen vorgemacht. Die 
Zukunft der Quick-Alert-Forschung wird 
sich ähnlich entwickeln müssen. Kompe­
tente und schnell einsatzfähige Wissen­
schaftler stehen dann bereit, an internatio­
nalen Brennpunkten der technischen Pro­
duktion und der ökologischen Schädigung 
als Schadensbegrenzer einzugreifen. 
Diese wissenschaftliche Unterstützung ist 
notwendig für das künftige Katastro­
phenmanagement, damit dieses das 
Kunststück fertig bringen kann, in knapper 
Zeit und mit knappen Ressourcen mög­
lichst optimal auf ein Ereignis zu reagieren 
und Vorschläge für eine verbesserte Vor­
sorge zu machen 14 
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Alert-Forschungsprojekt und der Nutzen für den 
Auslandseinsatz"; in: Technisches Hilfswerk 
2/1993, S. 21-22. 
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on Center In Boulder, Texas (USA). 
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4. Dazu gehören Faktoren wie die Art 
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5. s. a. Quarantelli. Enrico L. : Disaster Crisis Mana­
gement: A summary of research findings, m: 
Journal of Management Studies Jg. 25, No. 4 
1988. S. 373-385. 

6. Oe Marchi, Bruna: Emergency Management and 
Risk Communication; in: Amendola. A./De Marchl. 
B.: Workshop on Emergency Management; Ispra 
1992, S. 107-112. 

7. Deutsches Task Force Komitee Erdbeben: Task 
Force Programm Erdbeben, Potsdam Geofor­
schungszentrum 1993. 

8. Clausen Lars/Dombrowsky, Wolf R.: "Katastro­
phen "; in: Pipers Wörterbuch zur Politik, Bd. 6 
" Dritte Welt", hrsg. v. Nohlen. Dieter und Wald­
mann. Peter. München 1987, S. 264-270. 

9. Andrews, Ewald: Bevölkerungsschutz für die Drit­
te Welt - Katastrophenschutzdekade der UNO ab 
1990; in: Bevölkerungsschutz-Magazm (Bonn) Nr. 
6/1990, S. 7-11 . 

10. US-AID (Ed.): DIsaster Prevention. Mitigation and 
Preparedness Strategy. FY 1992-1996. Washing­
ton D.C. July 1992. 

11 . Hans Jürgen Wischnewski in: NaturkataSTrOPen 
(Bonn) 2/92 vom April 1992. S. 2. 

12. Bundesministerium für Umwelt-, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (Hrsg.): Konferenz der Verein­
ten Nationen für Umwelt und EntwIcklung im Juni 
1992 in Rio de Janeiro - Agenda 21 -. Bonn 1993. 

13. Dombrowsky, Wolf R.: The social DImensions of 
Warning and the Transition of Folkwisdom to Lay­
man; in: Nemec. J./Nigg. J. M./Siccardi, F. (eds): 
Prediction and Perception of Natural Hazards. 
Dordrecht, 1993, S. 23-28. 

14. Quarantellt. Enrico L.: Cnteria for Evaluation Disa­
ster Planing in an urban setting; DRC-Paper. No. 
132. 1988. • 

DAS RETIUNGSWESEN UND .. 
DER SANITATSDIENST IN 

AUSSERORDENTLICHEN LAGEN 
IN DER SCHWEIZ 

(Vortrag anlößlich der 43. Jahrestagung der Schutz­
kommission in Bad Elster vom 72.- 73. Mai 7994) 

Urs Krieger, Interverband für Rettungswesen, Aarau, Schweiz 

Sowohl das Gesundheitswesen als auch 
das Rettungswesen und Maßnahmen zur 
Katastrophenbewältigung fallen in der 
Schweiz grundsätzlich in den Kompetenz­
bereich der Kantone und Gemeinden. So 
kommt es denn auch, daß die schweizeri­
sche Dachorganisation für den sanitäts­
dienstlichen Bereich des Rettungswe­
sens, nämlich der Interverband für Ret­
tungswesen, eine rein private Organisati­
on ist. die von den Kantonen, Bundes­
behörden und Rettungsdiensten, welche 
Miglieder sind, getragen wird. 

Das Schweizerische Rote Kreuz beteiligt 
sich kaum aktiv am Rettungswesen in der 
Schweiz, sondern beschränkt sich in 
gewissen Bereichen auf eine fachliche 
Aufsicht. Diese wird von der Ärztekom­
mission für Rettungswesen, an deren 
Spitze der Rotkreuz-Chefarzt steht, aus­
geübt. Auch der IVR - obwohl schon 30 
Jahre alt - ist noch keine genügend star­
ke Organisation, da er bis vor kurzem nur 
im Nebenamt geleitet wurde und sich 
daher auf die Erarbeitung von Richtlinien 
im Zusammenarbeit mit der soeben 
erwähnten Ärztekommission beschrän­
ken mußte. Diese Situation hat eine unko­
ordinierte Entwicklung begünstigt und es 
muß daher festgestellt werden, daß 
vorab im bodengebundenen schweizeri­
schen Rettungswesen in gewissen 
Regionen zum Teil noch Lücken beste­
hen: 

Die Sanitätsnotrufnummer 144 hat bis 
Ende 1993 flächenmäßig erst 50 % 
des Landes mit ca. 70 % der Einwoh­
ner umfaßt. 

Die Ausbildung der professionellen 
sanitätsdienstlichen Retter ist nicht 
offizie ll vorgeschrieben, wobei die 
nach IVR-Norm ausgebildeten Ret­
tungssanitäter in etwa den deutschen 
Rettungsassistenten entsprechen. 

Längst nicht in allen Kantonen ist der 
Betrieb eines Rettungsdienstes bewil­
ligungspflichtig und eine staatlich qua-

litätssichernde Kontrolle besteht an 
den wenigsten Orten . 

Die Schweiz verfügt nur punktuell in 
einigen größeren Agglomerationen 
über einen Notarztdienst. 

- Als weitmaschig flächendeckend und 
professionell hingegen können die 
Helikopter-Rettungsdienste bezeichnet 
werden, die aber aus verständlichen 
Gründen nur Bruchteile der Versor­
gung sicherstellen können. 

Diese Situation läßt erahnen, daß sich 
Organisationen und Kompetenzverteilung 
im Rettungswesen von Kanton zu Kanton 
unterscheiden. Wohl subsumiert man 
unter dem Begriff "öffentliches Gesund­
heitswesen" sowohl staatliche als private 
Dienstleistungsunternehmen. Dennoch 
gehören gewisse Rettungsdienste de jure 
zum Polizeiwesen der Kantone. Andere 
Kantone wiederum haben das Rettungs­
wesen und die Patiententransporte ein­
fach den Gemeinden übertragen. Als Fazit 
muß daher festgestellt werden, daß ein­
heitliche sanitätsdienstliche Führungs­
strukturen im täglichen Rettungswesen 
weitgehend fehlen. 

Für außerordentliche Lagen bestehen in 
allen Kantonen Führungsstäbe, wobei für 
den Sanitätsdienst immer der Kantonsarzt 
verantwortlich ist. Auf Gemeindeebene 
bilden Feuerwehr, meist im Verbund mit 
den Samaritervereinen, die ersten Einsatz­
kräfte. 

Für den Sanitätsdienst in außerordentli­
chen Lagen ist eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit des öffentlichen Gesund­
heitswesens mit der Armee, dem Zivil­
schutz und den privaten freiwilligen Orga­
nisationen wie dem Samariterbund 
geplant. Dem öffentlichen Gesundheitswe­
sen kommt dabei die Führungsrolle zu . 
Entstanden ist dieses Konzept in den sieb­
ziger Jahren unter der Bezeichnung "Koor­
dinierter Sanitätsdienst" (KSD) als Be­
standteil der Gesamtverteidigungsstrate-

~ 
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gie des Bundesrates. Im KSD werden alle 
personellen, materiellen und einrichtungs­
mäßigen Mittel aller Partner allen Patien­
ten, ungeachtet ihrer Zugehörigkeit. zur 
Verfügung gestellt. Damit wurde die bis 
dahin vorgesehene, aber wenig sinnvolle 
Trennung von Militär-Patienten und zivilen 
Patienten aufgehoben . Der Bundesrat hat 
einen Beauftragten für den koordinierten 
Sanitätsdienst in der Person des Oberfeld­
arztes ernannt. der damit eine Doppelfunk­
tion (eine militärische und eine zivile) 
bekleidet. Alle Kantone haben damals dem 
Konzept zugestimmt und ihre Planung 
danach ausgerichtet, d.h., die ganze 
Schweiz wurde in sogenannte "sanitäts­
dienstliche Räume" - etwa 180 an der Zahl 
- aufgeteilt, um die Transportwege mög­
lichst kurz zu halten . Zu jedem Raum 
gehören ein Basisspital, das in den mei­
sten Fällen durch das öffentliche Gesund­
heitswesen betrieben wird, und einige 
Anlagen der sanitätsdienstlichen Zwi­
schenstufe, d.h. des Zivilschutzes (Sani­
tätsposten und Sanitätshilfsstellen) . Als 
Planungszahlen wurden damals für 2 % 
der Bevölkerung geschützte Patientenplät­
ze vorgegeben . Heute gelten 1,5 % als 
Planungszahl. Eine koordinierte Führung 
auf Stufe Kanton wurde institutionalisiert. 
Die einzelnen Kantone haben KSD Pla­
nungsequipen eingesetzt. Ein Verdienst 
des Konzeptes ist sicher, daß sich die Kan­
tone mit dem Großereignis auseinanderge­
setzt haben. Es sind einige gute Modelle 
entstanden. Diese Organisation war aber 
noch zu sehr auf den Kriegsfall ausgerich­
tet. Ausgelöst durch Ereignisse, die leicht 
zu einer Katastrophe mit vielen Menschen­
opfern hätten führen können, wurde das 
Konzept und v.a. die Katastrophentauglich­
keit sowohl der Anlagen als auch der Ein­
satzkräfte des Zivilschutzes und der Armee 
hinterfragt. Der gleichzeitige weltweite 
Wandel der Bedrohungslage hat den Bun­
desrat Ende der achziger Jahre veranlaßt, 
die Strukturen der Armee und des Zivil­
schutzes zu überprüfen und einen neuen 
Sicherheitsbericht zu verfassen, der 1990 
veröffentlicht wurde . Armee und Zivil­
schutz befinden sich nun mitten in ihrer 
Reform, die - weil sie 1995 abgeschlossen 
sein muß - unter der Kurzbezeichnung 
"Reform 95" bekannt ist. Die wesentli­
chen Zielsetzungen, welche dieser Reform 
zu Grunde liegen, seien kurz zusammenge­
faßt: 

Armee 

- Beibehalten der Milizarmee 

- Sollbestand: höchstens 400 000 Ange­
hörige der Armee 

- Herabsetzung des Wehrpflichtalters 
auf 42 Jahre für Soldaten und Unterof­
fiziere 

- Einklassenheer 
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- Ausbau der Struktur für friedenserhal­
tende Einsätze und Verbesserung der 
Katastrophenhilfe 

- Verkürzung der Gesamt-Dienstlei-
stungspflicht und kürzere jährliche 
Dienstleistungen 

- Verjüngung des Kaders bis Stufe 
Bataillons-/Abteilungskommandant. 

Mit dem erwähnten Bericht über die 
Sicherheitspolitik der Schweiz ist der Auf­
trag an die Armee weiter gefaßt worden 
als bisher. Er umfaßt neu die Friedensför­
derung, die Kriegsverhinderung und Vertei­
digung sowie die Hilfeleistung als Beitrag 
an die allgemeine Existenzsicherung. Dar­
aus ergeben sich neue Aufgaben v.a. für 
den Sanitätsdienst innerhalb der Armee . 
Die Grundsätze der partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit im Rahmen des koordi­
nierten Sanitätsdienstes bleiben aber weit­
gehend bestehen . Damit wichtige zivile 
Installationen auch nach einer Mobil­
machung im Rahmen des KSD praktisch 
ungestört weiterarbeiten können, soll noch 
vermehrt dienstpflichtiges Personal vom 
Dienst befreit werden . Bezüglich Katastro­
phenhilfe wurde folgendes festgehalten : 

Organisationen und Dichte des Rettungs­
wesens und des Netzes der ärztlichen 
Dienste und Spitäler erlauben in der 
Schweiz im Normalfall eine rasche und 
wirksame Versorgung der Notfälle . Sollten 
sich jedoch anläßlich einer Katastrophe 
die zur Verfügung stehenden Mittel der 
zivilen Sanitätsdienste als ungenügend 
erweisen und eine kantonale politische 
Behörde dem eidgenössischen Militärde­
partement ein Hilfegesuch stellen, ist seit 
dem 1. 1. 1992 vorgesehen, die Aktion 
"Subito kasandet" auszulösen. Ziel dieser 
Aktion ist der Einsatz von Sanitätsforma­
tionen der Stufe " Truppe" bei Katastro­
phen im Frieden in der Schweiz zu 
sanitätsdienstlichen Sofortmaßnahmen 
am Katastrophenort und für den Transport 
von Patienten . Die erste Formation, die 
eingesetzt werden könnte, ist die 
Sanitätskompanie des Bereitschaftsregi­
ments. Diese könnte verstärkt werden 
durch sanitätsdienstliche Elemente von 
weiteren sich im Dienst befindlichen Trup­
pen . Die Auslösung einer solchen Aktion 
ist in der Kompetenz des Führungsstabes 
in der Gruppe für Generalstabsdienste . 

Sollte eine Katastrophe größeren Aus­
maßes die Aufnahmekapazität der Zivil­
spitäler übersteigen und unverhältnismäßi­
ge Wartezeiten bei der Spitalaufnahme 
hervorrufen, wurde das Projekt "Äskulap" 
ausgearbeitet, das zum 1. 1. 1994 in Kraft 
getreten ist. Ziel dieses Projektes ist der 
Einsatz von Sanitätsformationen der Stufe 
Basis" bei Katastrophen im Frieden, zur 
Schaffung von Pflegekapazität für die Ent­
lastung von zivilen Spitälern . Die anläßlich 

einer Aktion "Äskulap" in einer geschütz­
ten Anlage durch die Armee zur Verfügung 
gestellten 1 00 Patienten betten sowie die 
Notfallstation sind für Patienten bestimmt. 
welche bereits versorgt worden sind und 
v.a. der Pflege bedürfen . 

Im Rahmen der "Armee 95" wird für die 
Verbesserung der Katastrophenhilfe ein 
neu es Regiment, das Katastrophenhilfe­
Regiment der Rettungstruppen, gebildet. 
Dieses unterliegt als Alarmformation einer 
hohen Bereitschaft. Es ist ein militäri­
sches Einsatzmittel der zweiten Staffel, 
welches in der Regel nach den WK-Kata­
strophenhilfeformationen der Rettungs­
truppen und anderen sich im Instruktions­
dienst befindenden Formationen zum Ein­
satz gelangen soll . Es wird vier Bataillone 
umfassen, die vorsorglich auf die Landes­
teile verteilt werden sollen . Für jedes 
Bataillon sind zwei Sanitätszüge vorgese­
hen, die mit Containern, Zelten und 
besonderem Sanitätsmaterial ausgerüstet 
werden sollen, damit sie im Ernstfall rasch 
und effizient Hilfe leisten können . 

Zivilschutz 

- Beim Zivilschutz wurde die, bisher nur 
erwähnte, Katastrophenhilfe zum 
zweiten Hauptauftrag erhoben. 

- Der Zivilschutz wird katastrophentaug­
lich, kleiner und flexibler. 

- Obwohl grundsätzlich nach wie vor auf 
der Gemeinde basierend, wird eine 
Rationalisierung durch Regionalisie­
rung möglich. 

- Der Einsatz soll so normal wie möglich 
und so außerordentlich wie nötig erfol­
gen, d.h . eine Zusammenarbeit ein­
fach, rasch und im Verbund . 

- Die Vorgaben für den Einsatz sind: 
ausgewählte Elemente: 1 Stunde 
weitere Teile: 6 Stunden 
übrige Teile: 24-36 Stunden 

- Die Schutzdienstpflicht wird vom 60. 
auf das 52. Altersjahr gesenkt. 

- Die Soll-Bestände nehmen um mehr 
als 25 % von 520 000 auf 380 000 ab. 
Gleichzeitig erfolgt eine vermehrte Frei­
stellung zugunsten anderer Gemein­
schaftsdienste, z.B . ca. 60 000 Perso­
nen für die Feuerwehr. Der Zivilschutz 
beschränkt sich sanitätsdienstlich auf 
den Betrieb der Anlagen der Zwi­
schenstufe. Die 14 Notspitäler des Zivil­
schutzes werden aufgegeben oder 
einer anderen Nutzung zugeführt. Die 
geschützten Operationsstellen (GO PS) 
der zivilen Spitäler und die Militärspi­
täler hingegen werden nach wie vor als 
Basisspitäler der sanitätsdienstlichen 
Räume betriebsbereit gehalten . ~ 
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Fazit: 

Grundsätzlich institutionalisiert zum Ein­
satz kommen die Mittel der betroffenen 
Gemeinde, verstärkt durch Mittel der 
Nachbargemeinden und des Kantons . 
Weitere Hilfselemente kommen nur auf 
Anforderung subsidiär zum Einsatz. 

Nicht nur bei Armee und Zivilschutz wird 
reformiert. Reformen und Verbesserungen 
bahnen sich auch bei der Feuerwehr und 
im Rettungswesen des öffentlichen 
Gesundheitswesens an . Der IVR hatte die 
Aufgabe, im Auftrag der Kantone Modell­
vorstellungen für das Rettungswesen zu 
entwickeln . Die Vernehmlassung bei den 
Kantonen zum Bericht ist abgeschlossen. 
Er hat grundsätzlich sehr gute Aufnahme 
gefunden. Die Sanitätsdirektoren entschei­
den nächste Woche, 

- Eine sanitätsdienstliche Katastrophen­
organisation, welche eine partner­
schaftliche und überörtliche Zusam­
menarbeit erlaubt. Dazu gehören die 
Organisation des Patientenweges vom 
Schadensraum über den Transport­
raum zum Hospitalisationsraum, ver­
bunden mit einem einheitlichen Pati­
entenleitsystem. 

- Kompatibles Rettungsmaterial. 

Bessere Ausbildung der professionel­
len Retter und Koordination der Ausbil­
dung der Helfer aller Stufen. 

- Einheitliche Basisausbildung der Ärzte 
in Notfallmedizin und Einsatztaktik in 
Zusammenarbeit mit Armee und Zivil­
schutz. 

Nur durch eine Planung, die einen situati­
ven Führungsstil erlaubt, erhält eine 
Katastrophenorganisation die notwendi­
ge Flexibilität, um dem heute sehr diver­
sifizierten Gefahrenpotential entgegenzu­
treten . 

Im Schadenraum wird eine mobile 
Sanitätshilfsstelle errichtet. Sie dient der 
Unterbringung und Behandlung der Pati­
enten bis zu deren Transport . 

Gemäß Entscheid des Triagearztes wird 
der Patient in der Sanitätshilfsstelle (San 
Hist) entweder 

a) der Behandlungsstelle für einen 
ärztlichen Noteingriff zugewiesen 

oder b) der Lagerstelle Transport zuge­
wiesen, wo Transportbereitschaft 

ob sie allen Empfeh­
lungen oder nur Tei­
len davon zustimmen 
werden . Der Bericht 
umfaßt zwei Teile . 
Einen gewichtigen 
ersten Teil über das 
Rettungswesen im 
Alltag und einen klei­
nen zweiten Teil, weI­
cher sich mit dem Sa­
nitätsrlienst in außer­
ordentlichen Lagen 
befaßt. Die wesentli­
chen Schlußfolgerun­
gen dieses zweiten 
Teiles mögen jetzt 
als Ausblick und 
Dis ku ss ionsg ru n d la­
ge zum Schluß mei-

Der Weg vom Schadenraum zum Spital 

ner Ausführungen 
stehen . 

Der Grundsatz der 
kantonalen Zuständig­
keiten für außeror-

Transportraum 

~ o:§ 

EB San itätshilfsstelle 

dentliche sanitats­
dienstliche Lagen soll 
beibehalten werden . 

Erfassen des Patienten mittels Patientenleitsystem PLS 

Die Kantone haben 
ihre sanitätsdienstli-
che Führungsstruktur 
auszubauen und zu 
verstärken, um ihrer Führungsaufgabe ge­
recht zu werden. Folgende Maßnahmen 
stehen dabei im Vordergrund: 

- Ein flächendeckendes Netz von opera­
tionelien Sanitätsnotrufzentralen 144, 
die auch als Standorte für sanitäts­
dienstliche Führungsstäbe dienen kön­
nen. 

- Ein eigenes, leistungsfähiges sanitäts­
dienstliches Kommunikations-, Nach­
richten- und Informationssystem, das 
eine korrekte Führung und die Kon­
taktaufnahme mit den Partnern er­
laubt. 

- Gezielte Weiterbildung bestimmter 
Helfergruppen nach regionalen Bedürf­
nissen. 

Nur ein Aufbau im Baukastensystem, das 
in seiner Grundstruktur ungeachtet der 
Situation nicht mehr geändert werden 
muß, hat Aussicht auf Erfolg . Die im Kata­
strophenfall notwendige wertvolle Hilfe 
von Armee und Zivilschutz, die aber in 
jedem Fall zeitverzögert einsetzt, hat sich 
deshalb nahtlos in die Struktur des öffent­
lichen Gesundheitswesens, das für die 
Planung entsprechende Schnittstellen ver­
anwortlich ist. einzufügen. 

erstellt und der Patient über­
wacht wird 

oder c) der Lagerstelle Warten zugewie­
sen, die ein Abteil für Leichtver­
letzte und ein Abteil für Hoff­
nungslose umfaßt. 

Sobald Transportmittel verfügbar sind, 
wird der Patient zur Verladestelle 
gebracht. Dort wird unter Registrierung 
des Transportmittels und des Zielspitals 
der Ausgang des Patienten erfaßt. 
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Sem, 15. - 18. Juni 1993 

GEMEINDE 93 
Nothllfeorganlsatlon In der Gemeinde 
Organisation de sacours dans la commune 

Der Sanitätsdienst des öffentlichen 

Gesundheitswesens 

UNFALL 
1-2 Notfallpatienten 

Cl 

MASSEN UNFALL 
Mehrere Notfallpatienten 

Cl Cl Cl 
Transport In das zur Behandlung geeignete Spital 
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Bem, 15. - 18. Juni 1993 

GEMEINDE 93 
Nothllfeorganlsatlon In der Gemeinde 
Organlsatfon cIe I8COUrs dans Ia commune 

Der Sanitötsdienst des öHentlichen Gesundheits-

wesens im Verbund mit seinen Partnern 

KATASTROPHE Viele Notfallpatiemen 

triage 
Transpart­
Bereitschaft 

erstellen 

C1s 
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triage 
transport­
Bereitschaft / 

erstellen . ~ 
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Transport In die fOr die Behandlung geeignete Anlage 

• 
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Das Patienten-Leitsystem PLS-IVR 

Das PlS dient zur Erfassung der 
Patienten und lückenlosen Verfolgung 
des Patientenweges vom Schadenort 
bis ins Spital. 

Das PlS besteht aus einer numerierten 
beschriftbaren Tasche aus orangem 
Kunststoff mit 2 ebenfalls numerierten 
Abreisstalons. 

Die Tasche dient der Erfassung durch 
den Triagearzt am Schaden platz 
(Vorderseite) und dem Festhalten der 
ersten angeordneten Behandlungen 
(Rückseite) in der Sanitätshilfsstelle am 
Schadenplatz. 

Die Tasche beinhaltet: 

• , numeriertes Behandlungsprotokoll 
(blau) 

• , numeriertes Identifikationsprotokoll 
(rosa) 

• 20 Selbstklebe-Nummernetiketten 
(für Effekten, Trsp-Protokoll.laboretc.) 

Die fortlaufende Numerierung umfasst 
Kantonsbezeichnung und Zahl. 
z.B. IBS 795301 

Das Ausfüllen der Identifikations- und 
Behandlungsprotokolle darf den Ablauf 
im Patientenweg nicht verzögern. 

Schadenraum Transport Spital 

Triage Behandlung 

Erfassen Festhalten 
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PatIentenleittasche IVR liAS 
(Vorderseite) 

IVR ~1".6 PLS 
lAS ~ ~ SCP 

@ 

I Pat.N, 

=i DTherapie DTrsp DStop 
:::0 
); ITJrn[]] 
Ci) 
[!! 0 ____ --Vis - - - _____________ _ 

Name/Nom: 

I Pat.N •. 

San Hist 

Po Scco san Pat.Nr. 

Trsp : 

I 

Name/Nom: _____ ______________________ _ 

@ 
0 0 2 o Intubation o 8eatmung I respir. artific. 

I rt/dr I o Pleuradrainage ~ 
~ 

(Rückseite) 

~II I 

~=:I:o 
~--~--~--~--~-~--=--~--~--~-=--~--~~~Im o Blutstillung/hemostase ;:=:~I> 

~ Olnfusion/Perfusion Ir-
:J: ---------------------- ;:::=~I(j) 
rn---------------------- I> :c Medicament -t 
» -
-C _ -- --- _ --- _ -- __ --- -- _ _ =:::::10 

iZI 
I 

-rn------------------o Fixation 

o Oecontamination 

O!>J V '0 ~l.i'!I:~----! 
01""",,10. zM DD ________________________ _ 

Bemerkungen/Notes: 

Bemerkungen/Notes: 

L-__________________________________________________________________ ~~ 
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SanitätshilfssteIle 

Schadenplatz 

~anitätshilfsstelle 
.. . 

Triageraum .... Triagestelle(n) m :ii;.:i :lli'~ 

Behandlungs­
und 
Lagerraum 

Legende : 

~ Chef San Hist 

~ Chef (Organisator) 

~ Chef (Arzt) 

~ 
) 

Hospitalisa tionsraum 

üblicher 13 Sammelstelle tür 
Patientenweg Nichtpatienten 

evtl. 
(Unverletzte oder 
ambulant Behandelte) 

Patientenweg 

~----------------------------------------------------------~ , 
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Sanitätsdienstliches Verbindungsnetz 

des Transportraumes 

Sanitätsnotruf­
zentrale 144 

Kommandoposten 
Rückwärtiges 

Schadenraum 

Funkverbindungen 

• _. - SECURO-Kanal 

Funkgerät 
(Symbol für 1 Kanal) 

Chef ~ 
Trans-~ 
portraum ~ 

~'--r±f±j 

_ •• IIo.'.%i5.i;N; •. Y .•.. ~ ,CD1'I1J 

Drahtverbi ndungen 

-- Telefon 
Telefax 
Telex 

.-.- tfj 

~ Chef Trsp Rm 

~ Chef Hosp Rm 

L-____________________________________________________ ~. 
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BUCH­
BESPRECHUNG 

Ralf Schnelle 

Lieber einmal zuviel 
reanimiert • • • 
DAS BESTE AUS 10 JAHREN "OLAF" 

1. Auflage 1994, 112 Seiten, 112 farbige, 
16 schwarzweiße Abbildungen. Fadenhef­
tung. ISBN 3-923124-53-8, Bestell-Nr. 956, 
DM 29,80 
10 Jahre OLAF - das ist ein Grund für uns 
zu feieren ! Daher haben wir diesen witzi­
gen Sammelband zusammengestellt mit 
den besten Karikaturen des Zeichners und 
Mediziners . Sie stammen aus der Zeit­
schrift "Rettungsdienst" und anderen 
Publikationen, zusätzlich wurden viele 
neue, witzige Cartoons mit aufgenom­
men. Das Buch ist liebevoll ausgestattet 
mit vierfarbigem Umschlag, fast durchge­
hend vierfarbigen Abbildungen und einem 
interessanten Vorwort . 
Es finden sich bissige und humorvolle Dar­
stellungen, unter anderem zum Alltagsle­
ben im Rettungsdienst, zur Ausbildung, 
zur leidigen Technik, zur Geschichte der 
Notfallmedizin und zu "des Rettungsassi­
stenten schönsten Stunden" - das alles 
von einem anspruchsvollen Graphiker, der 
ganz im Zentrum des medizinischen Ge­
schehens steht und selbst als Rettungssa­
nitäter und Notarzt tätig war bzw. ist. 
Sofern sie dieses Buch überhaupt noch 
aus der Hand geben wollen, ist es auch 
hervorragend zum Verschenken geeignet, 
und das nicht nur für alle im Rettungs­
dienst und in der Notfallmedizin Tätigen! 
Auch dem Rezensenten war das Lesen -
und noch mehr Schmunzeln - ein Vergnü­
gen! 

Ralf Schnelle alias " OLAF" : 
Ralf Schnelle wurde am 5. Dezember 
1964 geboren . Er arbeitete im Katastro­
phenschutz und als Rettungssanitäter und 
schloß 1991 sein Medizinstudium ab. Seit 
1993 ist er als Notarzt im Stuttgarter Ret­
tungsdienst tätig, derzeit angestellt als 
Assistenzarzt im Stuttgarter Bürgerhospi­
tal. Als reiner Autodidakt mit großem künst­
lerischem Talent, stieß er 1984 zur Zeit­
schrift "Rettungsdienst", in der er seine 
witzigen und lehrreichen Cartoons vor­
nehmlich veröffentl ichte . Sein "schwarzer 
Humor " ist nach eigenen Aussagen ange­
boren - als Mediziner muß er dies beurtei­
len können - , wurde aber auch in langem 
Training ausgebaut und ausgefeilt. • 
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DER VULKANAUSBRUCH 
EIN BLICK IN DIE 

Bild 1 
Vulkanausbrüche in Europa gehören zu 
den eher seltenen Naturereignissen. Al­
lenthalben Südeuropa, und dort besonders 
die Anrainerstaaten des Mittelmeeres, 
sind zuweilen von diesen Vorfällen betrof­
fen . 

Aktiver Vulkanismus, durch Vulkanaus­
brüche und Erdbeben wirkend, tritt auch 
auf Inselgruppen im Atlantik auf, die geo­
graphisch zu Europa gehören, so auf der 
zu Portugal zählenden Inselgruppe der 
Azoren . Sie besteht neben einigen klei­
nen, nur knapp aus dem Wasser ragenden 
Felsen, den Formigas, aus neun bewohn­
ten Inseln : Santa Maria, Säo Miguel, Ter­
ceira, Graciosa, Säo Jorge, Pico, Faial, Flo­
res und Corvo. 

Corv0o. 
Corro 

Q Sant.c.uz 
Lajoo 

Aores 

Graciosa 

Sie liegen im Nordatlantik zwischen 36° 55' 
und 39° 44' nördlicher Breite und zwischen 
25° und 31 ° 15' westlicher Länge, d.h. 
ungefähr soweit südlich wie Lissabon. 

Von Madeira ist die südlichste Insel der 
Azoren, Santa Maria, etwa 900 km entfernt. 
von Lissabon 1 510 km. Die nördlichste 
Insel der Gruppe, Corvo, liegt von Madeira 
1 400 km, von Lissabon 1 885 km entfernt. 
Bis New York sind es fast 4 000 km. 

Die neun Inseln bedecken zusammen eine 
Fläche von 2 304 qkm; das entspricht in 
etwa den Ausmaßen des Großherzog­
tums Luxemburg. Auf ihnen leben insge­
samt rund 250 000 Menschen, also etwa 
soviel wie in Augsburg . Die Azoren bilden 
innerhalb der Republik Portugal eine auto­
nome Region mit eigenem Regionalparla­
ment und eigener Regionalregierung. 

Zusammen mit den Kapverdischen und 
Kanarischen Inseln sowie Madeira und 
Porto Santo werden sie Makaronesen -
Inseln der Glückseligkeit bezeichnet. 

Ganz Kontrast zu dieser Glückseligkeit war 
die Naturkatastrophe in der Neujahrsnacht 
1980, als ein Erdbeben die Inseln, insbe­
sondere Terceira, erschütterte . Hier traf 
es am schlimmsten die Inselhauptstadt 
Angra do Heroismo. Genau um 15.42 Uhr, 
am 1. Januar 1980, zerstörte binnen 11 
Sekunden eine Serie von Erdstößen mit 
der Stärke 7,8 (Richterskala) die Stadt. Bei 
einer Einwohnerzahl von rd . 30 000 M.en­
schen wurden 12 000 obdachlos. Uber 
100 Menschen kamen ums Leben; viele 
historische Gebäude wurden zerstört und 
mußten abgerissen werden . Die UNESCO 
klassifizierte Angra als weltgeschichtliches 
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VON 1957-
GESCHICHTE DER AZOREN 
Horst Schöttler, Kaiserslautern 

Capelinhos vor dem Vulkanausbruch 
1957/58 

Capelinhos heute 

Monument und kümmert sich beim Wie­
deraufbau um eine historisch genaue Re­
staurierung der Paläste, Kirchen, Museen, 
Straßenzüge. Doch die Folgen sind auch 
weiterhin zu sehen: die am Ortsrand für 
die damaligen Obdachlosen errichteten 
neuen Wohnsiedlungen. 

Geologisch und seismologisch noch 
bedeutsamer war der Vulkanausbruch 
von 1957/58 auf der Insel Faial, jener In­
sel, die mit dem Hafen von Horta für Seg­
ler aus aller Welt ein Symbol geworden 
ist. Letztmals vor oder erstmals nach der 
Atlantiküberquerung erreichen die Hoch­
seesegler festen Boden. Die ersten 
Schritte führen ans Hafenbecken, an die 
Kaimauer, wo sich die Besatzungen und 
ihre Schiffe "verewigen" . Wer dies nicht 

Bild2 

tut, wird Unheil auf See erleben. Und wer 
will dies schon riskieren? (Bild 1) 

Doch zurück zum Naturereignis: 
Vom 16. September 1957 an erschütter­
ten Erdbeben bis zur Stärke 5 (auf der 
Mercalli-Skala) Faial, zunächst im Osten, 
dann immer weiter nach Westen wan­
dernd. In manchen Stunden schien der 
Boden kontinuierlich zu wanken . Dann 
stiegen plötzlich am 27. September 
Dampf und Schlamm aus dem Meer vor 
dem Leuchtturm von Capelinhos auf, der 
heute seine Funktion verloren hat: er 
steht mitten auf dem Land, von See aus 
kaum noch sichtbar (Bild 3, 4) . Das Was­
ser vor der Küste begann zu kochen, 
schon zwei Tage später standen Wasser-

Bi/d3 

und Aschensäulen bis zu 1 000 m hoch in 
der Luft. Zwei kleine Felseninseln, die vor 
der Küste lagen, wurden von einer neuen, 
330 m hohen Insel umschlossen. Ihre 
Form veränderte sich laufend, zum Schluß 
war sie an Faial angewachsen (Bild 2, 5) . 

Immer wieder fiel Asche auf Felder und 
Straßen, in manchen Nächten bis zu 1,55 
m hoch. Viele Helfer waren fortwährend 
damit beschäftigt, Straßen freizuschaufeln . 
Weiden und Ernten wurden vernichtet. 

Im Dezember wurde zum erstenmal Lava 
ausgeworfen . Anfang Mai 1958 herrschte 
für einige Tage relative Ruhe, der aber am 
12. Mai 1958 heftige Erdbeben folgten, 
die die Stärke 10 erreichten. In den Dör­
fern Capelo, Praia do Norte, Ribeira Funda 
und Ribeira do Cabo wurden 500 Häuser 
total zerstört oder unbewohnbar. 

Am 14. Mai sprang die vulkanische Akti­
vität auch für einige Tage auf die Caldeira 
von Faial über, die eine Aschenlage mit 
über 6 km Umfang hinterließ. Im Sommer 
1958 barsten in Horta zahlreiche Fenster­
scheiben, Explosionsgeräusche des Cape­
linhos waren sogar noch auf den Inseln 
Flores und Corvo zu hören. 

Am 25. Oktober 1958, nach mehr als 
einem Jahr, kam der Vulkan endlich zur 
Ruhe. Felder und Häuser lagen unter 
Aschenschichten begraben, über 25 Mil­
lionen Kubikmeter Lava waren geflossen. 
Noch heute sind die Folgen sichtbar. 

Im Westen der Insel ist Faial von 1957 bis 
1958 um fast einen Quadratkilometer 
größer geworden: der gewaltige Vulkan­
ausbruch warf neues Land auf, das heute 
Höhen bis zu 127 m erreicht. 

Eine wichtige Folge dieses Ausbruchs war 
eine verstärkt einsetzende Emigration in 
die Vereinigten Staaten, die durch Hilfs­
maßnahmen der US-Regierung noch 
gesteigert wurde. Auch viele Bewohner 
anderer, nicht vom Vulkanausbruch betrof­
fener Inseln nutzten die Chance von 
Einreiseerleichterungen und finanziellen 
Unterstützungen für eine Auswanderung . 

~ 

NY + 'ZV, 4/1994 49 



DER VULKANAUSBRUCH VON 1957-
EIN BLICK IN DIE GESCHICHTE DER AZOREN 

Bild 4 

Im Einsatz war auch die Freiwillige Feuerwehr von Horta, der rd. 
8000 Einwohner zählenden Hauptstadt von Faial. 
Die Associagäo Faialense de Bombeiros Voluntarios wurde 1912 
gegründet und zählt 50 ehrenamtliche Feuerwehrleute . Pro Jahr 
erfolgen 180-200 Einsätze, zumeist bei Ernte- und Waldbränden . 
Die folgenden drei Bilder zeigen das Hauptquartier in Horta und 
einen Teil des Fahrzeugparks. 

(Alle Fotos H. Schättler) 
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Bild 5 

Zusammenfassend kann 
am Beispiel der Azoren, 
nur rd . fünf Flugstunden 
von Frankfurt entfernt, 
gezeigt werden, welche 
natur- und sozialgeogra­
phischen Langzeitfolgen 
nach Vulkanausbrüchen 
und Erdbeben bestehen 
- auch in Europa. • 



Der Februar 1993 wird den ukrainischen 
Zöllnern am Grenzübergang Tschop zu 
Ungarn und zur Slowakei besonders im 
Gedächtnis bleiben. Im Laufe von zwei 
Tagen wurden in Verstecken von Reisebus­
sen 30 Menschen entdeckt, die illegal aus­
zureisen versuchten. Bürger aus Pakistan 
und Sri Lanka waren unter den Dächern der 
Busse untergebracht. Und wie gewöhnlich 
in solchen Fällen blieben die Schlepper 
unbekannt. Dieser Zwischenfall war nur 
einer von vielen an der westlichen Grenze 
der Ukraine. Er zeugt aber davon, daß die 
illegale Migration durch die Ukraine 
zunimmt, und daß der Staat diesem illega­
len Strom, der erst vor etwa drei Jahren 
begann, nichts entgegenstellen kann. 

Landweg wird durch den 
Luftweg ergänzt 
Die Ukraine ist zudem, und manchmal vor­
wiegend, Transit-Land auf dem Weg nach 
Westen, insbesondere nach Deutschland, 
und ist von daher so etwas wie ein Warte­
raum für eine quantitativ schwer abzu­
schätz~nde Zahl von Migranten, sowohl 
aus jeweils anderen osteuropäischen Her­
kunftsländern, als auch aus aller Welt, denn 
sie bildet ja die Landweg-Brücke zwischen 
Westeuropa und der Dritten Welt Asiens. 

Ungefähr 70 Prozent der Festgehaltenen 
versuchten die Grenze mit falschen Pässen 
zu passieren. Nach Meinung der ukraini­
schen Grenzpolizei werden diese Pässe 
vorwiegend in Singapur, im Libanon und in 
Hongkong hergestellt. Die Behörden bekla­
gen darüber hinaus zahlreiche Vers~che, 
die Grenze abseits der offiziellen Uber­
gangsstellen zu überwinden. Allmonatlich 
werden Hunderte von Menschen angehal­
ten, die so versuchen, die Sperrzone zu 
überqueren. Ungefähr 75 bis 85 Prozent 
dieser Menschen sind Ausländer; einige 
sind bewaffnet, einige haben Drogen bei 
sich. Bei der Festnahme leisten sie aber in 
der Regel keinen Widerstand, weil sie wis­
sen, daß sie nach einigen Tagen in den Zug 
gesetzt und zurück nach Rußland geschickt 
werden, woher sie am häufigsten kom­
men. Ohne je die Grenze Rußlands zu 
erreichen, steigen sie unterwegs aus und 
begeben sich zurück zur westlichen Grenze 
der Ukraine. Sie sind bereit, solche Reisen 
mehrmals zu unternehmen. 

Diese ungebetenen Gäste, bei denen es 
sich nicht nur um rumänische Zigeuner, 
sondern immer häufiger um Menschen aus 
der Dritten Welt handelt, zieht es über 
Ungarn, die Slowakei und Polen nach 
Deutschland, Frankreich und die skandina­
vischen Länder. Der Landweg der Migrati-

I LLEGALE MIGRATION 
DURCH DIE UKRAINE 

on wird durch den Luftweg ergänzt: aus 
den Ländern des Mittleren Ostens kom­
men sie nach Kiew, und von hier aus geht 
es weiter nach Westeuropa. Diese Men­
schen bevorzugen meistens Flüge nach 
Kopenhagen, Amsterdam und Zürich . "Wir 
können nicht behaupten, daß die Ukraine 
für Migranten zur Umschlagbasis wird", 
sagt Oberst Albert Popow, Chef der ukrai­
nischen Grenzschutzbehörde. "Aber für die 
Zukunft ist eine solche Perspektive nicht 
ausgeschlossen, weil die Ukraine heute 
von Migranten als der bequemste Weg 
zum Erreichen ihrer Ziele betrachtet wird. 
Nach vorläufigen Schätzungen wird heuer 
die Zahl jener, die diesen Weg ausprobie­
ren wollen, um das Zwei- bis Dreifache 
größer sein als im Vorjahr. " 

Die Lage der Ukraine im Zentrum Europas 
und damit die Nachbarschaft zu sieben 
angrenzenden Staaten begünstigt die 
Anziehungskraft für Menschen, die aus 
wirtschaftlichen Gründen in die reichen 
Länder des Westens wechseln wollen. 
Wichtig ist auch die Tatsache, daß die 
Ukraine nicht nur einen fast ungehinderten 
Zutritt zu Ländern Osteuropas hat, sondern 
eher, daß sie eine nahezu freie Einreise aus 
Rußland ermöglicht. Bis zu 90 Prozent der 
festgehaltenen Migranten kamen aus die­
sem Land. Dort werden die "Reisegrup­
pen" zusammengestellt, mit Fahrkarten 
und falschen Dokumenten versehen, dort 
erhalten sie auch ausführliche Instruktionen 
zur Überwindung der Grenze. 

Schon in der Zeit der Perestroika unter Gor­
batschow gab es findige Leute, die Waren 
auf den Märkten Polens, Rumäniens und 
Ungarns anboten. Dafür wurden auch War­
tezeiten an den Grenzen in Kauf genom­
men, die sich bis zu einer Woche hinziehen 
konnten. Hatten sie es jedoch eilig, dann 
benötigten sie ein paar Geldscheine mehr, 
um sich in die richtige Fahrspur einreihen 
zu dürfen. Heute sind die Waren Men­
schen, und die Scheine sind Dollarnoten, 
die den Grenzern gezahlt werden. Diese 
Kanäle funktionieren auch heute noch, und 
sogar Militärangehörige beteiligen sich an 
diesem Handel, wie ein Fall aus dem 
Gebiet von L'wow (Lemberg) zeigt. Hier 
stellten sie für den Transport von 20 Paki­
stanis sogar einen Militärhubschrauber zur 
Verfügung, natürlich für entsprechende 
"Entlohnung" . 

Ungehindertes Anwachsen 
des Verbrechertums 
Ein weiterer Grund, warum Menschen aus 
der Dritten Welt die Ukraine als Ausgangs­
punkt für illegale Grenzübertritte wählen, 

Oleg Strekal, Kiew*) 

ist eine völlige Passivität der ukrainischen 
Straforgane. Das Innenministerium greift 
sehr selten gegen sogenannte Schlepper­
banden durch. Man spricht nicht einmal 
darüber, schon gar nicht versucht man, 
gegen diese Banden vorzugehen. In der 
Ukraine haben Staatsanwaltschaften bisher 
noch kein Verfahren gegen Banden einge­
leitet, die gegen 1 000 bis 1 500 Dollar pro 
Person Schlepperdienste leisten. 

Ukrainische Behörden behaupten immer 
wieder, daß alle Verbindungen dieses ver­
brecherischen Menschenhandels nach 
Rußland führten und in der Ukraine sich nur 
Einzelne damit beschäftigten. Es scheint 
aber, daß die staatlichen Stellen die neue 
Gefahr für die nationale Sicherheit nicht 
sehen. Auch hier ist der Staat nicht imstan­
de, als Garant der Sicherheit aufzutreten, 
weil es keine stabile Regierung gibt und sie 
dadurch auch keinen Einfluß auf den Migra­
tionsprozeß hat. In der Ukraine gibt es 
nicht einmal Gesetze über den Status der 
ausländischen Bürger. Daher kann ein Paki­
stani oder Vietnamese, der an der Grenze 
angehalten wird, weder bestraft noch 
außer Landes gewiesen werden. 

Vor diesem Hintergrund sind natürlich die 
Versuche der Grenzschutzbehörden, für 
Migranten "das westliche Tor" der Ukrai­
ne zu schließen, kaum durchführbar. 
Solange Schlepperorganisationen Flüchtlin­
ge zur Grenze bringen, solange die rus­
sisch-ukrainische Grenze kaum kontrolliert 
wird, solange schon kleine Summen in har­
ter Währung imstande sind, eine "bevor­
zugte Behandlung" durch Grenzschutzbe­
amte zu garantieren, solange wird sich 
nichts ändern. Und sogar die Zusammenar­
beit mit den ungarischen und polnischen 
Behörden beeinflußt die Situation sehr 
wenig. 

Das mangelnde Kontrollregime an den 
Grenzen und die fehlenden Uberprüfungen 
innerhalb des Landes tragen nicht nur zur 
illegalen Migration bei, sie begünstigen 
auch den Waffen- und Drogenschmuggel. 
Während des Konfliktes im Dnjestrgebiet 
gelang es russischen Donkosaken und Krie­
gern der "Ukrainischen Nationalen Selbst­
verteidigung", nach Moldowa durchzu­
sickern und auch Waffen dorthin zu brin­
gen. Es ist sehr schwer, den Waffentransit 
von Rußland über die Ukraine nach Moldo­
wa, sowie die Ausfuhr von Drogen aus der 
Ukraine nach Rußland, dem Nordkaukasus 
und nach Osteuropa zu verhindern. Der 

~ 
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Schmuggel mit lebendiger Ware, den 
Migranten, ist nur eine Tätigkeit der organi­
sierten Kriminalität in der Ukraine und in 
Rußland . 

Nach der offiziellen Statistik des Kiewer 
Innenministeriums für letztes Jahr wurden 
den ca . 600 kontrollierten kriminellen Per­
sonen 650 Waffen abgenommen, d. h. je 
eine Maschinenpistole oder Pistole pro Per­
son. Dies zeigt die Hilflosigkeit der Rechts­
schutzorgane im Kampf gegen das 
anwachsende Übel. Deshalb ruft die größte 
Besorgnis nicht die Tatsache hervor, daß 
die Menge der Migranten oder der Drogen­
schmuggel zunimmt, sondern die Tatsa-

lustalnabl. D.v.lop .... nt 

Dieses neue Leitbild wurde auf der 
Umwelt- und Entwicklungskonferenz in 
Rio de Janeiro 1992 geprägt: Eine 
zukunftsverträgliche Entwicklung, die 
Ökonomie, Ökologie und soziale Ziele 
in Einklang bringt. Sie soli die Bedürf-

che, daß das Verbrechertum praktisch 
ungehindert anwächst. 

Beunruhigend ist auch nicht so sehr die 
Tatsache, daß an der Grenze nahezu 1 000 
Migranten angehalten worden sind, son­
dern vielmehr die Tatsache, daß eine viel 
größere Zahl ungehindert durch löcherige 
Zollsperren durchgesickert sind. Beunruhi­
gend ist die Situation auch deshalb, weil 
morgen irgendeine neue Art des verbre­
cherischen Handels einen Aufschwung 
erleben kann, wobei die illegale Migration 
im Vergleich dazu ganz harmlos aussehen 
wird. 
Quelle: Europäische Sicherheit, H. 10/94. S. 529/530. • 

nisse der heute lebenden Menschen so 
befriedigen, daß die Chancen der fol­
genden Generationen für Ihre eigene 
Lebensgestaltung nicht zerstört wer­
den. 

NEUES AUS DER NATO 
Unterwasser­
ReHungssyste ... e 
Am 15. Juli 1994 trafen sich in Brüssel 
sieben Nato-Mitgliedstaaten (Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Kanada, Niederlan­
de, Norwegen und die Vereinigten Staa­
ten). um die gemeinsame Entwicklung 
eines Nato-Unterseeboot-Rettungssy­
stems zu beginnen. Die aktuellen Ret­
tungspläne basieren auf drei verschiede­
nen Systemen, die durch Großbritannien, 
Italien und die USA in Anwendung sind . 
Alle diese Systeme werden technisch zwi­
schen den Jahren 2000 und 2005 veraltet 
sein, so daß die Einführung eines neuen, 
gemeinsamen Systems für 2003 vorgese­
hen ist. Die Erkenntnisse zu gemeinsamer 
Forschung und Entwicklung wurden durch 
Industriestudien gewonnen, die 1992 zum 
Abschluß kamen . Das neue System wird 
nicht nur den an der Konferenz beteiligten 
Nationen zur Verfügung gestellt werden, 
sondern auch anderen Seestreitkräften 
ebenso wie zivilen Bergungsunterneh­
men, die tauchfähige Schiffe zu Unterwas­
serarbeiten und Schiffshavarien einsetzen. 
Private Einsätze sind kostenpflichtig . 

U ... weltschutz-Workshop 
für die Balkal-Region 
Vom 12. bis 17. September 1994 fand im 
sibirischen Ulan Ude ein Workshop statt, 
der sich der Ausarbeitung von Umwelt­
schutz-Plänen, Naturschutzprogrammen 
und der Stabilisierung der Wasserqualität 
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des Baikalsees widmete. Mit der Leitung 
der Tagung beauftragt wurden Prof. Mar­
tin Uppenbrink vom Bundesumweltamt 
und Valentin Koptyug, der Präsident der 
sibirischen Abteilung der Russischen Aka­
demie der Wissenschaften . 

Die Baikal-Region ist bei der Umwelt­
schutzkonferenz der Vereinten Nationen in 
Rio de Janeiro 1992 als Modellprojekt aus­
gewählt worden . Der Workshop diente 
der Erarbeitung der w issenschaftl ichen 
Grundlagen für dieses Projekt. 

Der Baikalsee ist einer der ältesten Seen 
unseres Planeten - ca . 25 Millionen Jahre 
- und hat eine Größe der Fläche Belgiens. 
Er ist der Welt tiefster Frischwassersee 
(1 641 m). der über 20 Prozent der Süß­
wasservorkommen enthält. 

Die Bodensedimente reichen bis zu 10 km 
tief, so daß unschätzbare Informationen 
über das Paläoklima über eine Periode von 
Jahrmillionen verborgen sind. Der See hat 
einen Bestand von über 2 000 Arten von 
Pflanzen und Tieren, die 84 % der Fauna 
umfassen, und nirgendwo auf der Welt 
vorhanden sind . 

Das hohe Interesse an der Durchführung 
dieses Workshops war durch die Anwe­
senheit des Präsidenten der Burjatischen 
Republik, L. V. Popatov, und des russi­
schen Umweltministers, Prof. V. I. Dani­
low, sichtbar. 

Weitere Informationen bei Prof. Martin 
Uppenbrink, Umweltbundesamt, Telefon 
(02 28) 8 49 72 70 oder H. Schmauder 
8491787, Fax: (0228) 8491200. 

Konferenz von 
U ... weltschutz-Experten 
in Budapest 
Umweltschutz-Wissenschaftler aus 21 
Nationen trafen sich vom 12. bis 17. Sep­
tember an der Universität für Ernährung 
und Gartenbau in Budapest mit dem Ziel, 
Strategien gegen die zunehmende Um­
weltverschmutzung zu erarbeiten und 
eine Erhaltung der Umwelt als Lebens­
raum zu gewährleisten. Im Mittelpunkt 
der Konferenz, an der 60 Wissenschaftler 
aus 21 Ländern, darunter aus Dänemark, 
Kanada, Deutschland, Portugal, Türkei, 
USA aber auch aus den Baltischen Staa­
ten, Tschechien, Rumänien, der Ukraine, 
Ungarns und Polens, befaßten sich mit 
der Beseitigung oder Verminderung indu­
strieller Abfälle und Schadstoffe ebenso 
wie mit der Einführung innovativer Tech­
nologien in den Staaten Osteuropas. Die 
Teilnehmer entwickelten außerdem 
Grundsätze und Anleitungen zur Ausbil­
dung von Spezialisten im Umweltschutz. 
Ein weiterer Schwerpunkt war die Ent­
wicklung von Umweltschutzstudiengän­
gen an Universitäten und Hochschulen in 
den Ländern des früheren Warschauer 
Vertrages. Die Nato unterstützt mit diesen 
wissenschaftlichen Veranstaltungen die 
PfP (Partnerschaft für den Frieden). deren 
Verträge mittlerweile von 22 osteuropäi­
schen Staaten unterzeichnet sind . 

Iy ... posiu ... zu ... 
U ... weltschutz der Meere 
in Varna/Bulgarien 
Vom 19. bis 21 . Oktober 1994 wurde 
durch die maritime Rüstungsabteilung der 
Nato ein Symposium organisiert. das der 
Zusammenarbeit mit den osteuropäischen 
Staaten beim Umweltschutz der Meere 
und der Küstenregionen sowie dem Aus­
tausch von neuer Schiffstechnologie dien­
te . Der stellvertretende Nato-Generalse­
kretär, Robin Beard, unterstrich dieses 
Ereignis als einen "neuen und besonders 
bedeutsamen Schritt bei der Erfüllung der 
Kooperationsvereinbarungen durch prakti­
schen Erfahrungsaustausch und gegensei­
tige vertrauensvolle Information zu Fragen 
der maritimen Rüstungstechnik" . Zahlrei­
che Schiffe und Schiffsausrüstungstechni­
ken wurden durch militärische und zivile 
Aussteller gezeigt. Vordringliches Ziel ist 
die Verhinderung der Meeresverschmut­
zung durch die internationale Schiffahrt 
oder zumindest die Reduzierung von 
umweltrelevanten Stoffen, wie die Ölver­
schmutzung. Dies soll durch höhere 
Schiffs- und Sicherheitstechnik und ver­
besserte Standards ermöglicht werden, 
die auch in der Handelsschiffahrt zur 
Anwendung kommen. 

Griechenland, Italien, Rußland, die Türkei 
und die Vereinigten Staaten hatten Flot­
teneinheiten im Hafen von Varna zusam­
mengezogen und zur Besichtigung freige­
geben. 



Umweltschutz und 
Konversionsprogramme 
In München wurde vom 25. bis 28. Okto­
ber 1994 durch die Nato eine Tagung ver­
anstaltet, die sich der Altlastensanierung 
freiwerdender Militärflächen widmete. Ge­
leitet wurde die Tagung durch die "Ameri­
can Defence Preparedness Association" 
(USA) und die Deutsche Aerospace mit 
der Absicht, den Erfahrungs- und Wis­
sensaustausch zwischen RegierungssteI­
len und der Industrie zu intensivieren. Eine 
Pilotstudie der Nato bearbeitete die 
Umweltverschmutzung von ehemaligen 
Kasernen und Militärübungsplätzen . Ihre 
Finanzierung wurde durch das amerikani­
sche Vert~idigungsministerium und das 
Bundesmintsterium für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit in Bonn 
übernommen. Das Interesse an dieser 
Thematik wird durch die Teilnahme fol­
gender Staaten dokumentiert: Belgien, 
Deutschland, Estland, Großbritannien, 
Kanada, Lettland, Litauen, Niederlande, 
Polen, Portugal, Rußland, Slowakei, 
Tschechien, Ukraine, Ungarn, Vereinigte 
Staaten und Weißrußland. Die Nato war 
durch den für Wissenschaft und Umwelt­
schutz zuständigen stellvertretenden Ge­
neralsekretär, Dr. J. M. Cadiou, repräsen­
tiert. 

Weitere Informationen bei Or. Oeniz Yük­
sei-Beten, Nato-HO, Tel. 0032-2-728.48.46 
in Brüssel. 

Workshop zum Thema -
Die Gesellschaft 
im Spannungsfeld 
zwischen Wissenschaft 
und Technik 
Vom 28. bis 31. Oktober 1994 fand in 
Visegrad/Ungarn ein Treffen von 45 Wis­
senschaftlern, Politikern , Wissenschafts­
journalisten und Juristen aus 14 Staaten 
statt, darunter acht Staaten aus dem ehe­
maligen Warschauer Vertrag. Im Mittel­
punkt der Erörterungen standen die Ver­
gleichbarkeit der Gesellschaften, die ethi­
schen rechtlichen und sozialen Einflüsse 
und die Möglichkeiten, zu einer "Selbst­
regulierung " in Ländern mit früherer 
Planwirtschaft zu kommen. Die Transpa­
renz gesellschaftlicher Faktoren und die 
behutsame Heranführung der osteuropäi­
schen Nachbarn an die veränderten 
Arbeits- und Lebensbedingungen, ist das 
erklärte Ziel dieser und folgender Veran­
staltungen. 

(Anmerkung der Redaktion: Die aus Pres­
severöffentlichungen der NATO übersetz­
ten Meldungen zeigen die Anstrengungen 
zu bilateraler Annäherung zwischen den 
ehemaligen Blöcken und die Schwer­
punktthemen, die im Umweltschutz lie­
gen.) • 

KATASTROPHENSCHUTZ­
SCHULE DES BUNDES 

LEHRGANGSPLAN 1995 
- Ausgewählte Führungsseminare -

Verwaltungsaufgaben 
im Bereich Zivil- und 
Katastrophenschutz 

Seminar für Amtsleiter und Sachge­
bietsleiter 

Aufgaben des Zivil- und 
Katastrophenschutzes 
Teilnehmer 
- Beamte und vergleichbare Angestellte 

aller Verwaltungsebenen, die in ihrer 
DienststeIlung als Leiter eines Ord­
nungs-, Brandschutz-, Katastrophen­
schutz- oder Zivilschutzamtes einge­
setzt sind 

- Offiziere der Bundeswehr mit Funktio­
nen in der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit 

- Beamte der Polizeien der Länder und 
des BGS mit vergleichbarem Aufga­
benbereich und Vorkenntnissen 

- Beamte und Angestellte in leitenden 
Funktionen des ZS bei der Bundespost 
und der Deutschen Bahn 

Teilnehmer-Soll 20 

Teilnahme-Voraussetzungen 
- Kenntnis der Grundlagen des Zivil­

schutzes 
- Kenntnisse und Erfahrungen über 

Maßnahmen und Planungen im Zivil­
und Katastrophenschutz innerhalb der 
Verwaltung 

Lernziel 
Der Teilnehmer soll 
- seine im Rahmen des Zivilschutzes 

anstehenden Aufgaben und dabei auf­
tretende Probleme bearbeiten können 
die rechtlichen Grundlagen seiner 
Arbeit (insbesondere im Spannungsbe­
reich zwischen Bundes-/Landesgesetz­
gebung) anwenden können 
besondere Probleme in Krisen-, Kata­
strophen- und V-Fall-Situationen lösen 
können 

Themenübersicht 
- rechtliche Grundlagen und Auftrag des 

Zivilschutzes 
- ZS/KatS-Aufgaben auf Amtsleiter-/Sach­

gebiets leiter-Ebene, Verzahnung von 
KatS- und ZS-Aufgaben 
Katastrophenabwehrplanung 
Verhalten von Menschen in Katastro­
phensituationen 

- Stabsorganisation 
- Umstellung der Verwaltung im V-Fall 
- Abstimmung und Zusammenarbeit mit 

anderen Behörden 

Seminar-Nummer 
und -Zeit 

MeIde­
schluß 

04-7 24. 01.-27. 01 . 1995 
11 -6 14.03.-17.03.1995 
26-6 27. 06.-30. 06. 1995 
35-7 29.08.-01.09.1995 
42-6 17.10.-20.10. 1995 

28. 11 . 1994 
16. 01.1995 
02 . 05. 1995 
03 . 07 . 1995 
21. 08. 1995 

Verwaltungsaufgaben 
im Bereich Zivil - und 
Katastrophenschutz 

Seminar für Dezernenten und Dienst­
stellenleiter 

Aufgaben des Zivil- und 
Katastrophenschutzes 
Teilnehmer 

Beamte des höheren Dienstes und 
vergleichbare Angestellte aller Verwal­
tungsebenen, die als Dezernenten 
bzw. Dienststellenleiter mit Aufgaben 
des Zivil- und Katastrophenschutzes 
befaßt sind 
Stabsoffiziere der Bundeswehr (WBK, 
VBK) mit Funktionen in der zivil-militäri­
schen Zusammenarbeit 

- Beamte des höheren Polizeidienstes 
und des Bundesgrenzschutzes 

Teilnehmer-Soll 20 

Teilnahme-Voraussetzungen 
- Kenntnis der Grundlagen des Zivil­

schutzes 
- Kenntnisse und Erfahrungen über 

Maßnahmen und Planungen im Zivil­
und Katastrophenschutz innerhalb der 
Verwaltung 

Lernziel 
Der Teilnehmer soll 
- die für ihn in unterschiedlichen Situa­

tionen relevanten Entscheidungen adä­
quat treffen können 

- im Erfahrungsaustausch Anregungen 
erhalten, um sie für die Bewältigung 
konkreter Aufgaben und Probleme 
anwenden zu können 

Themenübersicht 
- Aufgaben des Zivilschutzes 
- Aufgaben von Dezernenten/Dienststel-
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KATASTROPHENSCHUTZ­
SCHULE DES BUNDES 

LEHRGANGSPLAN 1995 

lenleitern bei Katastrophenabwehrpla­
nung und Katastrophenabwehr 

- Menschliches Verhalten in Katastro­
phen-Situationen 

- Informationssysteme 
- Aufgaben von Dezernenten/Dienststel-

lenleitern im Zivilschutz 

Seminar-Nummer 
und -Zeit 
08-8 21 . 02.-22 . 02 . 1995 
44-1 30. 10.-31 . 10. 1995 

MeIde­
schluß 
27. 12. 1994 
04.09. 1995 

Ausbildung zur 
Erfüllung zwischenstaatlicher 
Abkommen 

Seminar für ost- und 
südosteuropäische Staaten 
auf der Grundlage der 
"Magdeburger Erklärungll 

Lehrgangs-Nummer und -Zeit 
09-7 28 . 02 .-09. 03 . 1995 
24-1 12. 06.-23. 06. 1995 
36-8 04. 09.- 15. 09. 1995 

Hinweis 
Die erste Woche der Seminare findet an 
der Brandschutz- und Katastrophenschutz­
schule Heyrothsberge statt. 

Seminar Katastrophen­
vorbeugung und 
Katastrophenmanagement 
für die Deutsche Stiftung 
für Internationale 
Entwicklung (DsE) 
Lehrgangs-Nummer und -Zeit 
48-7 27 . 11.-08. 12. 1995 
Hinweis 
Die zweite Woche dieses Seminars findet 
im Haus der DSE in Berlin statt. 

Seminar für 
die Kommission der 
Europäischen Union 
Lehrgangs-Nummer und -Zeit 
17-7 24. 04.-28. 04. 1995 
46-5 13. 11 .-17 . 11 . 1995 

Informationen bei: 
Katastrophenschutzschule des Bundes, 
Ramersbacher Straße 95, 53474 Bad Neu­
enahr-Ahrweiler, Postfach 7520, 53460 
Bad Neuenahr-Ahrweiler, Tel. (0 26 4 7) 
387-7 , Telefax (0 26 41) 3 81-218. • 
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Malteserorden erhält 
Beobachterstatus 
bei der UNO 
New York/Köln - Die Vollversammlung 
der Vereinten Nationen hat dem Souverä­
nen Malteser Ritterorden in Anerkennung 
seiner internationalen humanitären Hilfen 
den Beobachterstatus zuerkannt. 
Der Malteserorden ist ein aus seiner 
900jährigen Tradition heraus völkerrecht­
lich souverän agierender katholischer 
Laienorden mit Sitz in Rom. Er unterhält 
diplomatische Beziehungen zu weltweit 
65 Staaten und ist humanitär in über 90 
Ländern der Erde aktiv. Zu den Werken 
des Malteserordens in Deutschland zählen 
der Malteser-Hilfsdienst, Krankenhäuser, 
Altenpflegeheime, Hospize und Betreu­
ungseinrichtungen für Aussiedler und 
Asylbewerber. 
Weitere zwischenstaatliche Organisatio­
nen mit Beobachterstatus bei der UNO 
sind unter anderem die Europäische 
Union, der Commonwealth, die Arabische 
Liga, die Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) und 
das Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz (lKRK) . 

Reinhard Eckert 
neuer Finanzvorstand 
beim Malteser-Hilfsdienst 
Köln - Reinhard Eckert trat am 1. Oktober 
1994 beim Malteser-Hilfsdienst die Positi­
on des Finanzvorstandes an . Mit der Beru­
fung des 48jährigen Betriebswirtes ist der 
Geschäftsführende Vorstand der katholi­
schen Hilfsorganisation nach längerer 
kommissarischer Besetzung des Finanz­
ressorts nun komplett . 

Sein Weg im Finanzmanagement führte 
Eckert von den Siegel-Werken über die 
Stollwerck AG und die Hubertus-Brauerei 
in Köln zur Bremme-Brauerei in Wupper­
tal. Zuletzt war der gebürtige Oberfranke 
Alleingeschäftsführer der Bremme-Braue­
rei und Mitglied der Geschäftsleitung der 
WickÜler-Gruppe. 
Der Geschäftsführende Vorstand des Mal­
teser-Hilfsdienstes ist seit 1993 hauptamt­
lich besetzt. Die weiteren Vorstandsmit­
glieder sind Johannes Freiherr Heereman 
als Geschäftsführender Präsident, Franz 
O. Hansen als Generalsekretär und Heinz 
Himmels als Stellvertretender Generalse­
kretär. 

Verleihung des THW­
Ehrenzeichens in Gold 
an Frau Staatsministerin 
im Auswärtigen Amt 
Ursula seiler-Albring 
Prof. Dr. Kurt Scheiter, Staatssekretär im 
Bundesministerium des Innern, hat am 
19. Oktober 1994 der Staatsministerin im 
Auswärtigen Amt, Frau Ursula Seiler­
Albring, das Ehrenzeichen in Gold der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk ver­
liehen. In der Feierstunde im Bundesin­
nenministerium, an der auch der Direktor 
des Technischen Hilfswerks, Gerd-Jürgen 
Henkel, und Bundessprecher Seekatz teil­
nahmen, würdigte Prof. Dr. Scheiter in 
Vertretung von Bundesinnenminister Man­
fred Kanther die Verdienste von Frau Sei­
ler-Albring um das Technische Hilfswerk. 
Er dankte der Staatsministerin insbeson­
dere für ihr tatkräftiges Engagement 
zugunsten der ~ivilschutzorganisation des 
Bundes in der Offentlichkeit und im politi­
schen Raum. Die Entwicklung des Techni­
schen Hilfswerks zu einer im In- und Aus­
land anerkannt leistungsfähigen Hilfsorga­
nisation sei untrennbar mit ihrem Namen 
verbunden, betonte Prof. Scheiter. Als 
Mitglied des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages habe sie sich um 
den Aufbau des THW verdient gemacht. 
Als Parlamentarische Geschäftsführerin 
der FDP-Fraktion habe sie die Beratungen 
des Deutschen Bundestages über das 
THW-Helferrechtsgesetz wesentlich ge­
fördert . Als Staatsministerin im Auswärti­
gen Amt habe sie vor allem die zahlrei­
chen Auslandseinsätze des THW unter­
stützt und gefördert. 
Mit Frau Staatsministerin Seiler-Albring 
werde, so der Staatssekretär, eine Per­
sönlichkeit ausgezeichnet, die sich dem 
Technischen Hilfswerk und seiner huma­
nitären Idee in ihrer langjährigen politi­
schen Laufbahn stets verbunden gefühlt 
und sich in ganz besonderem Maße um 
die Zivilschutzorganisation des Bundes 
verdient gemacht habe. 



Hauptamtliche Kräfte 
für Aufbau des Hilfwerks 
im Osten nötig 
THW darf jetzt 20 Planstellen in den 
neuen Bundesländern besetzen 
Um das Technische Hilfswerk (THW) in 
den neuen Bundesländern aufbauen zu 
können, wird nach Darstellung der Bun­
desregierung dringend hauptamtliches 
Personal gebraucht. Der Haushaltsaus­
schuß folgte der Regierungsargumentati­
on am 21. September und hob eine 
während der Etatberatung 1994 eingezo­
gene Personalsperre teilweise auf. 
Die Besetzung von 35 neuen Stellen bei 
der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
hatte der Ausschuß im vergangenen Jahr 
von seiner ausdrücklichen Einwilligung 
abhängig gemacht. 20 der neuen Posten 
darf die Bundesregierung davon nun 
besetzen. 
Gebraucht werden die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter nach Angaben der Regie­
rung vor allem, um ostdeutsche Ortsver­
bände und Einheiten zu betreuen, die Aus­
bildung zu organisieren, für die Einfügung 
des THW in die vorhandenen Gefahrenab­
wehrstrukturen der Kreise, Länder und 
Gemeinden zu sorgen sowie um ehren­
amtliche Helfer bei Einsätzen - wie etwa 
wegen Hochwassers in Sachsen-Anhalt -
zu unterstützen. Gleichzeitig sollen sie 
neue Helfer anwerben und THW-Jugend­
gruppen aufbauen. 
Die Bundesregierung wies in einem 
Bericht, der dem Haushaltsausschuß als 
Beratungsgrundlage diente, darauf hin, 
durch ehrenamtliche Kräfte allein seien 
diese Aufgaben nicht zu erfüllen. Auch 
abgeordnete Mitarbeiter aus den alten 
Bundes/ändern könnten die Arbeit nicht 
"in zufriedenstellender Weise" erledigen. 
Dies liege vor allem daran, daß in den 
neuen Ländern der ehrenamtliche Zivil­
schutz erst aufgebaut werden müsse und 
der Betreuungsaufwand durch die haupt- . 
amtlichen Mitarbeiter noch "außerordent­
lich hoch" sei . 
Daneben sieht das Stellenkonzept der 
Bundesregierung vor, einen Mitarbeiter 
als Gefahrgutbeauftragten in den neuen 
Ländern einzusetzen und eine weitere 
Stelle für den Bereich Liegenschaften zu 
schaffen. 
Daß die Bundesregierung von sich aus 
noch nicht beantragt hat, auch die restli­
chen 15 in den Haushalt eingestellten, 
aber noch gesperrten Posten besetzen zu 
dürfen, begründete sie mit den damit ver­
bundenen Sachkosten. Personal könne 
angesichts der Finanzierung seiner Aus­
stattung nur Zug um Zug angeworben 
werden. 
Auf einen Zeitpunkt, wann das von sei­
ten der Fraktionen immer wieder ange­
mahnte endgültige Konzept für den 
Zivilschutz vorgelegt wird, mochte sich 
die Regierung nicht festlegen. Sie ver­
wies auf ihren Zwischen bericht und 
ergänzte, die Abstimmungen mit den 
Beteiligten im Zivilschutz gestalteten 
sich schwierig und langwierig. 

Volker Hausmann -
neuer Generalsekretär der 
Deutschen Welthungerhilfe 
Der bisherige Oberstadtdirektor der Stadt 
Bielefeld wird neuer Generalsekretär der 
Deutschen Welthungerhilfe. Der 50jähri­
ge, der sein neues Amt voraussichtlich im 
November antritt. wird Nachfolger von 
Bernd Hoffmann, der Mitte des Jahres 
nach Querelen mit dem Welthungerhilfe­
Vorstand zur Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) nach Eschborn 
gewechselt ist. 
Dort hat der 48 Jahre alte Katastrophen­
schutz-Experte die Leitung der Abteilung 
Not- und Flüchtlingshilfe, Ernährungssiche­
rung, Hochbau (eigentl. Siedlungsbau, 
Red.) am 1. September 1994 übernom­
men. 

Fraktionsvorsitzender Gruppe '90/Die 
Grünen im Bundestag, Joschka Fischer, 
hat laut "Spiegel" seine Aversion gegen 
Blauhelm-Einsätze der Bundeswehr abge­
legt. Er sagte dem Magazin gegenüber, 
man müsse auch dort humanitärer Verant­
wortung nachkommen, wo Streitkräfte 
gefragt seien. Fischer nannte auch Bei­
spiele, bei denen er sich einen solchen 
Einsatz vorstellen kann: Nahrungsmittel­
transporte etwa oder Überwachungsauf­
gaben auf den Golanhöhen. Eine Mission, 
wie sie der Golfkrieg darstellte, gehört für 
ihn jedoch keinesfalls dazu. 

DRK-Präsident fordert 
Frühwarnsystem zur 
Erkennung von Konflikten 
"Die internationale Staatengemeinschaft 
muß sensibler auf Anzeichen sich anbah­
nender Konflikte reagieren. Dazu brauchen 
wir ein Frühwarnsystem zur Erkennung 
von Konflikten und rechtzeitige politische 
Maßnahmen", forderte der Präsident des 
Deutschen Roten Kreuzes, Botho Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein, am Dienstag, dem 8. 
November 1994, bei einem Vortrag in der 
Bonner Friedrich-Ebert-Stiftung. Dies sei 
eine der wichtigsten Lehren aus dem 
Ruanda-Konflikt, sagte Prinz Wittgenstein, 
der am kommenden Freitag nach 12 Jah­
ren Abschied vom Amt als DRK-Präsident 
nimmt. 
Das Rote Kreuz sei offen für Vorschläge 
zur besseren Koordinierung der Hilfe, 
sagte der DRK-Präsident. "Logistische 
Unterstützung bei der Abwicklung von 
Hilfsflügen oder die Finanzierung von Per­
sonal-Reserven für den Einsatz im Kon­
fliktgebiet wären uns als ergänzende Maß­
nahmen der Regierung sehr willkom­
men ." Denn das DRK zum Beispiel habe 
keine eigenen Transportflugzeuge und 
benötige zusätzliche Leute, "die wir von 
einer Stunde zur anderen als Experten in 
Marsch setzen können". 
Der DRK-Präsident sagte im Hinblick auf 
Spontan-Initiativen: "Wir brauchen Helfer, 
die auf den Einsatz gut vorbereitet sind. 

Ein Techniker muß Erste Hilfe leisten kön­
nen, ein Arzt in der Lage sein, sein Zelt 
selbst aufzubauen." 
Ein staatliches Hilfskorps lehnte der DRK­
Präsident entschieden ab. Dies lasse sich 
nicht mit dem Rotkreuz-Grundsatz der 
Neutralität. Unparteilichkeit und Unabhän­
gigkeit vereinbaren. Die "bewährten 
Strukturen" der Rotkreuzbewegung dürf­
ten nicht in Mitleidenschaft gezogen wer­
den. "Denn nur so erhalten wir uns den 
Zugang zu den Opfern, die Möglichkeit, 
Gefangene zu besuchen und auszutau­
schen und Suchdienste zu organisieren. 
Der Zugang zu allen Opfern - auf allen Sei­
ten der Kriegsparteien - ist der große Vor­
zug des Roten Kreuzes." 

Bundesarbeitsgemein­
schaft ReHungshunde­
führender Vereinigungen 
e. V. gegründet 
Am 15. 10. 1994 wurde in Mannheim die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Rettungshun­
deführender Vereinigungen eV (BAG­
RHV) gegründet. Die BAG-RHV versteht 
sich in erster Linie als ein Organ der 
Begegnung und des Austausches für 
Fachleute des deutschen Rettungshunde­
wesens. Dabei wird ein besonderer 
Schwerpunkt auf die Mitwirkung von Insti­
tutionen, Organisationen und Vereinigun­
gen gelegt, die Rettungshunde und ihre 
Führer nach einem vorgegebenen Qua­
litätsstandard ausbilden und einsetzen. 
Die Vereinheitlichung der zum Teil sehr 
unterschiedlichen Ausbildungsstandards 
sowie eine gegenseitige Anerkennung 
von Prüfungsabschlüssen sind zwei der 
wichtigsten Satzungsziele der BAG-RHV. 
Die Förderung von jugendlichen und 
erwachsenen Interessenten für die Ret­
tungshundearbeit sind weitere Aufgaben­
gebiete. Der Vereinssitz wird in der Bun­
deshauptstadt Berlin sein . Die Anerken­
nung der Gemeinnützigkeit wird ange­
strebt. 

Akademie für 
zivile Verteidigung -
Auftrag erledigt? 
Diese Frage stellte (sich) der damalige 
Präsident dieser ressortübergreifenden 
Bildungseinrichtung, Dr. Ewald Andrews, 
anläßlich der 25-Jahrfeier der Akademie 
im September 1991. Seine Antwort: Der 
Auftrag der Akademie für zivile Vertei­
digung besteht uneingeschränkt fort ! 
Er ist ab 1991 zumindest ebenso unver­
zichtbar, wie seit 1966. 
Seither sind nur drei Jahre vergangen. 
Doch in dieser Zeit hat sich vieles ereig­
net. was die Zukunft der AkzV nicht in 
"rosigem Licht" erscheinen läßt. Zum 1. 
September 1993 trat Ewald Andrews aus 
gesundheitlichen Gründen (so die offizielle 
Version) in den Ruhestand. Führungs- und 
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Kooperationsprobleme in und mit der 
zuständigen Abteilung des BMI waren ein 
weiterer Anlaß, die Amtszeit nicht bis zum 
gesetzlichen Pensionsalter auszufüllen. 
Schon damals war die Nachfolgefrage 
nicht geregelt. Die Stelle blieb vakant. Mit 
Wirkung vom 1. Juli 1994 wurde der Präsi­
dent des Bundesamtes für Zivilschutz, 
Hans-Georg Dusch, unter Beibehaltung 
seines Amtes mit der Leitung der AkzV 
beauftragt. Bei den Haushaltsverhandlun­
gen für 1995 wurde im Stellen plan eine 
DozentensteIle der Bes.Grp. A 16 (Ud. 
Direktor) gestrichen und der Bundesan­
stalt THW übertragen. 
Zum 1. September 1994 trat der dienstäl­
teste Dozent, Ud. Reg. Dir. Wolfgang 
Siedschlag, in den Ruhestand. Er hatte die 
Leitung der Akademie seit dem Ausschei­
den des Präsidenten übernommen. Zum 
Ende des Jahres hat Reg. Dir. Klaus Ebert 
aus Gesundheitsgründen seine Ruhe­
standsversetzung beantragt. Nachfolger 
wird es offenbar auf diesen Dienstposten 
keine geben. Und im Raum steht die Ver­
legung der Akademie nach Ahrweiler in 
die Liegenschaft der Katastrophenschutz­
schule des Bundes, mit der eine Vereini­
gung dann nicht mehr ausgeschlossen 
werden kann. 
Alle diese Ereignisse haben Wolfgang 
Siedschlag wohl veranlaßt, mir gegenüber 
seine Enttäuschung zur Behandlung der 
Akadmie, ihrer Aufgaben und ihres Lehr­
körpers auszudrücken. Ein weiterer Grund 
war auch, daß nach 43 Dienstjahren kein 
Repräsentant der dienstaufsichtführenden 
Abteilung im BMI, der LZV, zur Verab­
schiedung erschienen war. Ein Akt, der 
Nachdenklichkeit hervorruft. So schließt 
Siedschlag in seinem Brief vom 30. 
August an mich: "Dem BMVg blieb es 
vorbehalten, mir zum Abschied durch die 
Verleihung des Ehrenkreuzes der Bundes-
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wehr in Gold eine große Überraschung, 
Freude und Ehre zu bereiten." Herzlichen 
Glückwunsch zu dieser Auszeichnung. 
Ihnen, den Herren Siedschlag und Ebert, 
wünschen alle Vertreter der Gesamtvertei­
digung einen ausgefüllten und gesunden 
neuen Lebensabschnitt. 
Verbunden ist damit die Hoffnung, daß die 
Bundesregierung zur Einsicht kommt: Zivi­
le Verteidigung in Deutschland - Auftrag 
nicht erledigt! (Horst Schöttler) 

Ernährungsvorsorge/ 
Ernährungssicherstellung 

NEUERSCHEINUNG ALS 3. AUFLAGE 
IN DER REIHE ZN BEIM WALHALLA­
FACHVERLAG, REGENSBURG 

Die von den Herausgebern Solmecke, Dr. 
Wandel, Dr. Wolter 1983 begründete 
Schriftenreihe "Zivile Verteidigung" ist in 
"Zivile Notfallvorsorge" umbenannt wor­
den. Der bereits in 3. Auflage erschienene 
Band 1 trägt darüber hinaus nicht nur in 
seinem äußeren Erscheinungsbild den 
veränderten Gegebenheiten Rechnung, 
sondern vor allem auch inhaltlich. 
Unter der Bezeichnung "Ernährungsvor­
sorge/Ernährungssicherstellung - Eine 
Einführung in Vorsorgemaßnahmen 
der Bundesrepublik Deutschland" wird 
von den Verfassern SolmeckelWolter 
einem interessierten Leserkreis aus Poli­
tik, Verwaltung und Wirtschaft das dichte 
Beziehungsgeflecht von materiellen und 
legislativen Vorsorgemaßnahmen im Rah­
men der Daseinsvorsorge des Staates zur 
Bewältigung von Krisensituationen im 
Ernährungsbereich nähergebracht. 
Maßgebend für die tiefgreifende Umge­
staltung der Gesetzgebung, die in Band 1 
ausführlich dargestellt wird, waren die ver­
änderte weltpolitische Gesamtkonstellati­
on mit einem entspannteren Verhältnis 
der Weltmächte zueinander sowie nach 
dem Reaktorunglück in Tschernobyl die 
Erkenntnis, daß Gefahren für die Versor­
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmit­
teln nicht in erster Linie aus politisch­
militärischen Krisen und kriegerischen 
Auseinandersetzungen erwachsen müs­
sen, sondern Notsituationen eher durch 
Großkatastrophen technischer Art oder 
durch Natur- und Umweltkatastrophen in 
Friedenszeiten entstehen können . Da der 
Staat in allen Fällen Vorsorge zu treffen 
hat, hat er 1990 im Ernährungsvorsorge­
gesetz die bisher im Ernährungssicherstel­
lungsgesetz hierzu mit enthaltenen rechtli­
chen Regelungen verselbständigt zusam­
mengefaßt, um friedenszeitlichen Vorsor­
gekriterien situationsgerecht begegnen zu 
können . 
Die Verfasser behandeln in einem beson­
deren Kapitel eingehend die Entstehungs­
geschichte der Rechtsgrundlagen der Not­
fallvorsorge, geben alle notwendigen Er­
läuterungen und Interpretationen und wei­
sen mit Nachdruck auf die gesetzliche 
Verpflichtung von Bund, Ländern, Gemein­
den und Gemeindeverbänden hin, bereits 

heute alle organisatorischen, personellen 
und materiellen Voraussetzungen der Vor­
sorge zu schaffen . 
In weiteren Kapiteln werden die land- und 
ernährungswirtschaftlichen Grundlagen 
und Rahmenbedingungen der Notfallvor­
sorge dargestellt und auf die Bedeutung 
der Vorratshaltung in privater und öffentli­
cher Hand sowie der freiwilligen Lebens­
mittelbewirtschaftung in den privaten 
Haushaltungen hingewiesen. 
Überaus wertvoll ist der Überblick über 
die wichtigsten Vorsorgemaßnahmen auf 
NATO-Ebene, in die die deutschen Notfall­
planungen integriert sind. 
Im Anhang zu Band 1 der Schriftenreihe 
"Zivile Notfallvorsorge " findet sich die 
komplette Textsammlung aller relevanten 
Gesetze, Verordnungen und Verwaltungs­
vorschriften; eine wahre Fundgrube für 
alle diejenigen, die im Ernährungsbereich 
Vorsorgemaßnahmen planen, vorbereiten 
und gegebenenfalls durchführen müssen. 

Anfragen bitte an Walhalla-Fachverlag, 
Dolomitenstraße 1, 93057 Regensburg 
(Postfach 10 10 53, 93010 Regensburg), 
Tel. 0941/69671-0, Fax 0941/68568. 

(Or. Werschnitzky) 

Betreuung für die Helfer 
"Unfall auf der A 6. Eine Tragödie." So 
überschrieb die auflagenstärkste Tageszei­
tung der Pfalz, "DIE RHEINPFALZ", einen 
Verkehrsunfall, der sich am 2. November 
1994 auf der Autobahn Saarbrücken­
Mannheim bei Kaiserslautern ereignete. 
Im Baustellenbereich war ein polnischer 
Sattelzug, beladen mit 38 Tonnen Kabel­
trommein, ins Schleudern geraten und 
umgestürzt. Unter sich begrub er einen 
Kleinbus, in dem neun Arbeiter aus dem 
Landkreis Kusel auf dem Weg zur Arbeit 
in die BASF Ludwigshafen waren . Sie 
starben binnen Sekunden; der zerquetsch­
te Bus war nur noch 45 Zentimeter hoch. 
"Kopfschüttelnd", so die Rheinpfalz, 
"wandten sich die Beamten der Auto­
bahnpolizei, der Städtischen Berufsfeuer­
wehr, des Roten Kreuzes und des Arbei­
ter-Samariter-Bundes immer wieder von 
der UnfallsteIle ab . ,Das ist ja furchtbar', 
war von den Männern zu hören, deren 
Beruf es ist, ständig mit dem Tod konfron­
tiert zu werden . Ein so gräßliches Gesche­
hen hatten die meisten von ihnen noch 
nicht erlebt. " 
Ein gemeinsamer Gedenkgottesdienst in 
der Kuseler Stadtkirche sollte das Leiden 
der fassungslosen Hinterbliebenen lindern 
helfen. Aber auch die Helfer brauchten 
Beistand. Darüber berichtete die örtliche 
Presse: 
Psychologe hilft Feuerwehrleuten 
Auch an Angehörigen der Rettungsdienste, 
die immer wieder mit dem Tod konfrontiert 
werden, geht ein so schrecklicher Unfall, 
wie er sich am Mittwoch auf der Autobahn 
ereignete, nicht spurlos vorüber. 
Um die Eindrücke des Einsatzes besser 
verarbeiten zu können, haben sich Männer 

~ 



der Berufsfeuerwehr gestern einer Be­
treuung durch einen Diplom-Psychologen 
unterzogen. Heiko Schmitt von der Kata­
strophenschutzschule des Bundes in Ahr­
weiler führte in der Feuerwache mit den 
elf Männern der Wachabteilung, die zu 
dem Unfall mit neun Toten ausgerückt 
waren, ein mehrstündiges, intensives 
Gespräch. Dadurch gab er den Männern 
Hilfestellung, die Eindrücke jener Nacht 
leichter zu verkraften. 
Brandamtmann Thomas Zinßmeister wer­
tete die Aktion als eine "sehr wertvolle 
Veranstaltung". Er wies darauf hin, daß es 
sich seit Gründung der Städtischen Feuer­
wehr im Jahr 1955 um den Verkehrsunfall 
mit den meisten Todesopfern handelte. 
Über eine vergleichbare Aktion, mit psy­
chologisch und theologisch erfahrenen 
Helfern die Betreuung von Hinterbliebe­
nen zu übernehmen, berichtete das Maga­
zon "Focus". 

Bundesvorstand des 
Arbeiter-Samariter-Bund 
(ASB) mit großer Mehrheit 
im Amt bestätigt 
ASB-BUNDESVORSITZENDER FRITZ TEP­
PERWIEN FÜR VIER JAHRE WIEDERGE­
WÄHLT 
Auf der 14. ordentlichen Bundeskonferenz 
des ASB in Saarbrücken am 19. 11. 1994 
würdigten die Delegierten der 16 Landes­
verbände die Arbeit des Bundesvorstan­
des mit der Wiederwahl aller Vorstands­
mitglieder. Erst vor zwei Jahren war der 
57jährige Rechtspfleger Fritz Tepperwien 
aus Bremen zum Bundesvorsitzenden des 
ASB gewählt worden . Dreiviertel der Dele­
gierten stellten sich mit seiner Wieder­
wahl klar hinter ihren Bundesvorsitzenden. 
Sein Stellvertreter, der 37jährige Rechts­
anwalt Bernd Reinshagen aus Ottweiler 
im Saarland, wurde ebenso im Amt 
bestätigt wie die langjährigen Bundesvor­
standsmitglieder Arend Rahner als Bun­
desschatzmeister, Dr. med. Friedhelm 
Barteis als ASB-Bundesarzt und Erich 
Peters als Technischer Leiter. 
Neben den Wahlen wurde der inhaltliche 
und organisatorische Rahmen für die 
zukünftige Arbeit des ASB als Hilfs- und 
Wohlfahrtsorganisation festgelegt. Den 
Absch luß der Konferenz bildeten Resolu­
tionen zur Sicherung und Verbesserung 
der Humanitären Hilfe, des Rettungswe­
sens und der Wohlfahrtspflege. 

Arthur D. LiHle 
verschenkt 
kompleHe Beratung 
Berlin - Eine ungewöhnliche Geschenk­
idee hat die Wiesbadener Unternehmens­
beratung Arthur D. Little gehabt. Sie spen-

dete dem Malteser Hilfsdienst e. V. 
(MHD) eine neunmonatige Management­
beratung im Wert von rund einer Mio. 
DM. "Durch höhere Verwaltungseffizienz 
das Vertrauen der Bevölkerung in den 
MHD zu steigern", war das Ziel der Unter­
nehmensanalyse bei der Hilfsorganisation. 
Die Berater stießen auf typische Verwal­
tungsprobleme wie komplizierte Abläufe 
oder Doppelarbeiten. Nun soll sich der 
MHD schneller an die laufenden Verände­
rungen im Gesundheitswesen anpassen 
können. 

Quelle: DIE WEL T vom 28. 11. 1994 

KLAGE DES KOMITIEES FÜR KATA­
STROPHENVORBEUGUNG: 

Durcheinander bei huma­
nitärer Hilfe 
Wischnewski plädiert tür staatliche 
Koordination 

Bonn (KNA/epd) - Ein "nicht mehr hin­
nehmbares Durcheinander" bei der deut­
schen humanitären Hilfe im Ausland hat 
der Vorsitzende des Deutschen Komitees 
für die Katastrophenvorbeugung, Hans­
Jürgen Wischnewski, beklagt. Notwendig 
sei die Beauftragung eines direkt bei der 
Bundesregierung angesiedelten Koordina­
tors, der die Arbeit der privaten Hilfsorga­
nisationen sowie der zuständigen Ministe­
rien miteinander verzahnen könne, sagte 
Wischnewski in Bonn. Außerdem müsse 
der im Außenministerium angesiedelte 
Krisenstab personell aufgestockt und mit 
klaren Kompetenzen ausgestattet werden. 
Die Einrichtung eines nationalen Hilfskorps, 
das die SPD-Bundestagsfraktion sowie 
Bundeskanzler Helmut Kohl zuletzt gefor­
dert hatten, lehnte der SPD-Politiker mit 
Hinweis auf zu hohe Kosten ab. "Für eine 
solche Organisation müßten 60 bis 80 Mil­
lionen Mark pro Jahr aufgebracht wer­
den", rechnete er vor. 
Wischnewski vertrat die Auffassung, welt­
weit müsse von einer wachsenden Zahl 
von Kriegen und Katastrophen ausgegan­
gen werden. Schon jetzt sei die deutsche 
Entwicklungshilfe zunehmend mit der 
Regulierung entsprechender Schäden 
befaßt; das eigentliche Ziel einer Aufbau­
hilfe für arme Staaten trete immer weiter 
zurück. Der SPD-Politiker warnte gleich­
zeitg davor, die Katastrophenhilfe allein 
dem Staat zu überlassen: "Was die Bun­
deswehr in Somalia gemacht hat. hätten 
private Hilfsorganisationen mit weit gerin­
geren Kosten leisten können. " Bei 
Hilfseinsätzen hätten sich Bundeswehr­
flugzeuge oft als teurer erwiesen als priva­
te Charterflugzeuge. 
Der Malteser-Auslandsdienst beendet sei­
nen Einsatz für ruandische Flüchtlinge in 
Ost-Zaire. Am heutigen Mittwoch kehrten 
die letzten drei von insgesamt 88 Mal­
tesern zurück, teilte das Hilfwerk mit. Seit 
Juli hätten die Malteser in der Region 

Bukavu zehn Millionen Liter Trinkwasser 
für 70 000 Flüchtlinge aufbereitet sowie 
20 000 Ruander medizinisch versorgt. 

Quelle: Süddeutsche ZeItung vom 30 11. 1994 

Die Malteser konzentrieren ihre Hilfe für 
Ruanda jetzt auf das Landesinnere. Schon 
seit Juni haben sie in Lagern an der Gren­
ze zu Uganda 30 000 Flüchtlinge vorwie­
gend gegen Malaria und Infektionen 
behandelt. Zur Zeit bauen sie das Kran­
kenhaus in Kiziguru w ieder auf, zu dem 
auch Gesundheitsstationen im Umkreis 
gehören. Zusammen garantieren diese 
Einrichtungen die medizinische Versor­
gung von 150000 Menschen. 

(Hinweis der Red.) 

"Interlock" - das Aus für 
Alkoholsünder 
Lübeck - Autofahrer, die zu tief ins Glas 
geschaut haben, werden ihr Fahrzeug 
künftig - zumindest in AustralieQ - nicht 
mehr starten können . Eine elektronische 
Alkoholsperre, die mit der Zündung ver­
bunden ist, gibt den Motor erst frei, wenn 
der Fahrer eine Atemprobe abgegeben 
hat. Die Drägerwerk AG in Lübeck hat als 
erster Hersteller der Welt ein entspre­
chendes Gerät zur Serienreife entwickelt. 
Vom 1. Januar 1995 an können erstmalige 
Alkoholsünder zwischen Führerscheinent­
zug oder dem Einbau einer elektronischen 
Alkoholsperre in ihr Auto wählen - einer 
Art "Bewährungsstrafe " . 
Sogar leasen kann man das Gerät aus 
Lübeck, das wie ein Autotelefeon aus­
sieht und 1600 australische Dollar (rund 
2000 Mark) kosten soll. 
Die Technik des "Interlock" genannten 
Systems basiert auf der bereits tausen­
fach eingesetzten elektrochemischen 
Alkoholmeßzelle, dem "Dräger-Alcotest­
Sensor". In dieses Testgerät muß jeder 
Autofahrer bei einer Alkoholkontrolle 
"pusten" . Das .,Interlock-System" kann 
beim Hersteller auf frei festlegbare Werte 
programmiert werden. Denkbar sind null, 
0,5 oder 0,8 Promille - je nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. Der Fahrer 
selbst hat keine Möglichkeit, die Promille­
werte im Gerät zu manipulieren . Jede 
Manipulation wird von der Elektronik 
bemerkt und in einer Art "Black box" im 
Gerät gespeichert. Bei Kontrollintervallen 
der Geräte kann so eine Manipulation 
nachgewiesen werden . 
Einzige Schwachstelle : Eine nüchterne 
Person kann in den "I nterlock" blasen, 
um den Wagen zu starten . Beim Einsatz 
in der Praxis wird jedoch nach fünf bis 15 
Minuten sowie in späteren Intervallen ein 
neuer Test verlangt. Außerdem entwickelt 
Dräger bereits einen "Stimmenindikator" , 
der das Gerät erst aktiviert, wenn es "his 
masters voice" hört. In Deutschland ist 
der "Interlock" noch Zukunftsmusik -
noch. ~ 
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NOTFALLSEELSORGE 

Geistliche sollen Polizisten 
ihren härtesten Job 
abnehmen: das Überbrin­
gen von Todesnachrichten 
Nach dem Abitur hatte Hanjo von Wieters­
heim nur einen Berufswunsch: Polizist. 
Nach drei Jahren Ausbildung brachte er es 
zum Hauptwachtmeister, leistete seinen 
Dienst beim Hamburger Revier Eimsbüt­
tel. 
Wenig später überlegte er es sich anders. 
Von Wietersheim studierte Theologie, 
wurde evangelischer Pfarrer und ist heute 
Deutschlands einziger hauptamtlicher Not­
fallseelsorger mit Sitz in Nürnberg. 
Seinem alten Berufsstand ist der jetzt 
37jährige dennoch treu geblieben. Hanjo 
von Wietersheim erfand eine neue Berufs­
sparte innerhalb seiner Kirche: den "Seel­
sorger vom Dienst" . 
Schon bald sollen bayernweit in jedem 
evangelischen Dekanat. später auch in 
jeder katholischen Diözese, Pastoren und 
Pfarrer jeweils eine Woche lang in Alarm­
bereitschaft sitzen. 
Von Wietersheim zu FOCUS: "Sie werden 
durch das Eurosignal, den sogenannten 
Piepser, für die Leitstellen der Rettungs­
dienste und die Einsatzzentralen der Poli­
zei rund um die Uhr erreichbar sein ." 
300 Seelsorger machen im Freistaat 
bereits mit. Und auch in anderen Bundes­
ländern hat man jetzt den Wert der Not­
fallseelsorge erkannt. Die Kosten für die 
Seelsorge-Systeme halten sich in Gren­
zen : einmalige Anschaffung eines Eurosi­
gnals, 3 000 Mark, 30 Mark monatlich für 
den Unterhalt (wird von der Kirche 
bezahlt). Die Pfarrer leisten ihren Zusatz­
dienst unentgeltlich. 
Die Polizisten sind froh über den geistli­
chen Beistand. Denn vor einer Aufgabe 
drückt sich jeder Uniformierte gern: das 
Überbringen von Todesnachrichten. "Je­
der Beamte kennt doch das Gefühl, wenn 
er mit einem Kloß im Hals an einer frem­
den Haustür klingelt, um Eltern mitzutei­
len, daß ihr Kind gerade gestorben ist", 
sagt von Wietersheim. 
Die Aufgabe des "Todesengels" (polizei­
jargon) nach schweren Verkehrsunfällen, 
tödlichen Verbrechen oder Selbstmorden 
sollen künftig die Bereitschaftspfarrer 
nach Alarmierung durch die Polizei über­
nehmen. 
35mal waren die Seelsorger vergangenes 
Jahr allein in Nürnberg im Einsatz. Elf wei­
tere Pilotprojekte laufen in Bayern . In eini­
gen Jahren wird der "Todesengel im 
Talar" in ganz Bayern unterwegs sein. 

Quelle: Focus, 44/1994 

Rosenbauer industrie­
iöschfahrzeug RW3 TU/S 

(T echn. Unfall-informations-System), 
BASF/Ludwigshafen, Germany. 
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Ausbildung zum ReHungs­
assistenten im Fern­
studium - keine Anerken­
nung durch die Behörden! 
Der Versuch einer privaten Rettungsassi­
stentenschule in Düsseldorf, Rettungsas­
sistenten im Fernstudium auszubilden, ist 
unzulässig. Das Bundesministerium für 
Gesundheit hat im Rahmen seiner Mitwir­
kung im Bund/Länderausschuß "Ret­
tungswesen" hierzu am 30. August 1994 
per Rundschreiben festgestellt: 
"Aufgrund meiner Umfrage bei den Län­
dern habe ich durch das Niedersächsische 
Kultusministerium in Erfahrung gebracht, 
daß offenbar ausschließlich in Nordrhein­
Westfalen eine Rettungsassistentenschu­
le die Ausbildung in Form von Fernunter­
richt betreibt. Die hierzu befragten Länder, 
soweit sie bisher Stellung genommen 
haben, sehen den Fernunterricht im Rah­
men der Rettungsassistentenausbildung 
als unzulässig an. Dieser Rechtsauffas­
sung ist zuzustimmen. 
Im Gegensatz zu der im Masseur- und 
Physiotherapeutengesetz enthaltenen 
Regelung, die ausnahmsweise die Ertei­
lung von Fernunterricht - begrenzt auf den 
theoretischen Unterricht - für die Masseu­
re und medizinischen Bademeister, die 
sich zusätzlich zum Physiotherapeuten 
ausbilden lassen, gestattet (§ 12 Abs. 1 
Satz 5 MPhGl. sieht das Rettungsassi­
stentengesetz eine solche Ausnahme 
nicht vor. Ganz abgesehen davon ist die 
Rettungsassistentenausbildung nach 
ihrem Charakter für ein Fernstudium über­
haupt nicht geeignet, den Schülern das 
erforderliche Wissen und Können zu ver­
mitteln . 
Auch für eine Erprobung der Ausbildung 
im Wege des Fernstudiums bietet das 
Gesetz keine rechtliche Handhabe, zumal 
die spätere Regeltätigkeit des Rettungsas-

sistenten im Notfalleinsatz so verantwor­
tungsvoll ist. daß die Ausbildung nicht als 
Experimentierfeld für Fernstudienlehrgän­
ge mißbraucht werden darf." 
"Im Ergebnis ist daher eine Fernstudium­
Ausbildung zu Rettungsassistenten - auch 
versuchsweise - unzulässig und erfüllt 
nicht die Voraussetzung des § 2 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes. Auf diese Weise aus­
gebildeten Rettungsassistentenschülern 
wäre daher die Erlaubniserteilung zu ver­
sagen. " 

Grenzlandtreffen 
der Feuerwehren 
Zum traditionellen "Grenzlandtreffen " 
kamen Feuerwehrvertreter aus Frank­
reich, Belgien, Luxemburg und Rheinland­
Pfalz bei der Werkfeuerwehr der BASF in 
Ludwigshafen zusammen. Dieser interna­
tionale Erfahrungsaustausch wird jedes 
Jahr in einem der Länder veranstaltet. 
Neben Feuerwehrexperten des Deut­
schen Feuerwehrverbandes und des Lan­
desfeuerwehrverbandes Rheinland-Pfalz 
nahmen auch Vertreter der französischen, 
luxemburgischen und rheinland-pfälzi­
schen Innenministerien sowie der Be­
zirksregierung Rheinhessen-Pfalz teil. Im 
Mittelpunkt des diesjährigen Treffens 
stand die Arbeit der BASF-Feuerwehr. Die 
Gäste interessierten sich vor allem für das 
Transport-, Unfall-, Informations- und Hilfe­
leistungssystem (TUIS) der chemischen 
Industrie. Die BASF ist eines von rund 200 
TUIS-Mitgliedern. TU IS bietet schnelle 
und sachgerechte Hilfe bei Transportunfäl­
len, an denen chemische Produkte betei­
ligt sind. 

Quelle: BASF Aktiengesellschaft. 67056 Ludwigsha­
fen, Pressestelle. Tel. 0621/60-992 23. ~ 



Schweiz: 
Zivilschutzgesetzgebung 
triH am I. Januar I 995 
in Kraft 
Nachdem am 26. September 1994 die 
dreimonatige Referendumsfrist ungenutzt 
abgelaufen ist, hat der Bundesrat (die 
schweizer Bundesregierung) das total revi­
dierte Zivilschutzgesetz und das teilrevi­
dierte Schutzbautengesetz zum 1. Januar 
1995 in Kraft gesetzt. Die eidgenössi­
schen Räte hatten die Vorlagen am 
17. Juni 1994 genehmigt. 
Gleichzeitig hat der Bundesrat sechs total­
oder teilrevidierte Verordnungen als Folge­
erlasse zur neuen Zivilschutzgesetzge­
bung verabschiedet und ebenfalls zum 1. 
Januar 1995 in Kraft gesetzt. Es handelt 
sich dabei insbesondere um die Zivil­
schutz- und die Schutzbautenverordnung. 
Weitere vom Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartement und vom Bundesamt 
für Zivilschutz ausgearbeitete Rechtserlas­
se zur Zivilschutzreform werden in den 
nächsten Tagen verabschiedet. Somit 
steht der schrittweisen Verwirklichung der 
Zivilschutzreform ab 1. Januar 1995 nichts 
mehr im Wege. 

Quelle: Eidgenössisches Justiz- und Polizeideparte­
ment, Bem, Informations- und Pressedienst 

Kalifornien: Risiko 
von Erdbeben größer 
Das Erdbebenrisiko im Raum Los Angeles 
im amerikanischen Bundesstaat Kaliforni­
en ist doch weit größer als bisher ange­
nommen. Zu diesem Schluß kommen 
Wissenschaftler in einer Studie, die in der 
Fachzeitschrift "Science" veröffentlicht 
wurde. Danach müssen sich die Men­
schen in der dichtbesiedelten Region rund 
um Los Angeles in der nächsten Zukunft 
darauf einstellen, daß es jedes Jahr ein 
Erdbeben mit mindestens einer Stärke 
von 5,0 auf der Richterskala gibt. 
Die Erdbeben-Studie von Experten des 
U.S. Geological Survey und des Southern 
California Earthquake Centers beruht auf 
zum Teil neuen Erkenntnissen nach dem 
sogenannten Northridge-Erdbeben vom 
Januar diesen Jahres. Bei der Katastrophe 
im Raum Los Angeles waren mindestens 
57 Menschen ums Leben gekommen und 
über 9 000 verletzt worden. Rund 20 000 
Einwohner der Millionenstadt wurden 
durch das Beben der Stärke 6,7 auf der 
Richterskala mit einem Schlag obdachlos . 
Wie die Experten herausfanden, verschob 
sich das städtische Ballungszentrum von 
Los Angeles auf einer Fläche von rund 
5000 Quadratkilometern. In einigen Teilen 
des Gebietes wurde die Erde um 60 Zenti­
meter höher gedrückt. 
Den Untersuchungen zufolge gibt es im 
Gebiet Los Angeles beinahe hundert Erd­
verwerfungen, von denen Beben mit einer 
Stärke von 6,0 auf der Richterskala oder 
darüber ausgehen können. Die seismolo­
gischen Aktivitäten nähmen zu. Nach den 

Schätzungen der Experten ist durch­
schnittlich alle 40 Jahre mit einem ähnlich 
heftigen Beben wie dem im Januar zu 
rechnen. Insgesamt müsse man davon 
ausgehen, daß Gebäude während ihrer 
"Lebensdauer" mehrere Male von Erd­
stößen dieser Stärke erschüttert würden. 
Die Wissenschaftler halten es deshalb für 
nötig, Neubauten noch "erdbebensiche­
rer" zu machen als dies bisher der Fall 
war. dpa 

Küstenschutz im WeHlauf 
gegen ansteigende Meere 
CE Berlin - Das Leben an der Nordseekü­
ste ist ein stetiger Kampf gegen das 
Meer. Mühsam ringt der Mensch der See 
Stück für Stück neues Marschland ab. 
Zum Schutz vor Sturmfluten baut er Dei­
che. Jedoch: "Wenn die Deiche brechen" 
(Uwe Sönnichsen/Jochen Moseberg, 
Husum Verlag, 39,80 Mark), droht die 
Katastrophe . 1953 forderte eine schwere 
Sturmflut allein in Holland 1 836 Tote; 
47 000 Stück Vieh ertranken . 1962 star­
ben in Hamburg 307 Menschen. Die 
extremen Pegelstände dieser Sturmflut 
wurden im Januar 1976 noch um 40 Zenti­
meter übertroffen. 
Vor 10 000 Jahren, zum Ende der letzten 
Eiszeit, lag der Meersspiegel in der Nord­
see um rund 50 Meter niedriger als heute. 
Dann begannen die Gletscher abzu­
schmelzen. Vor rund 5 000 Jahren ent­
stand das Wattenmeer mit seinen 
Geestinseln . 1 000 Jahre später wurde die 
Insel Helgoland vom Festland getrennt. 
Würde die Nordsee in Zukunft um 1,5 
Meter ansteigen, würde die Heide im 
Meer versinken, Rendsburg wäre eine 
Hafenstadt, von Hamburg blieben nur die 
nördlichen Stadtteile übrig. 
70 Millionen Mark stehen in diesem Jahr 
in Schleswig-Holstein für den Küsten­
schutz bereit, in Niedersachsen sind es 
mehr als 80 Millionen und in Hamburg 25 
Millionen Mark. Die Hansestadt hatte in 
diesem Jahr bereits erwogen, ihre Deiche 
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nicht weiter zu erhöhen und, wie auf den 
Halligen, mit dem Risiko möglicher Über­
flutungen zu leben. Statt dessen sollten 
Sicherheitsvorkehrungen verbessert, das 
Warnsystem für Sturmfluten ausgebaut 
und Geld für den Ausgleich möglicher 
Schäden bereitgestellt werden . Aus Sicht 
einer Kosten-Nutzen-Rechnung eine 
durchaus sinnvolle Strategie, die jedoch 
nicht durchsetzbar wäre. 

Wieviele Milliarden 
Menschen verkraftet 
die Erde? 
Wenn das explosionsartige Wachstum der 
Weltbevölkerung nicht eingedämmt wird, 
muß die Erde in 30 Jahren 8,5 Milliarden 
Menschen (1994: 5,7 Milliarden) ernähren, 

~ 

Weltbevölkerung wächst 
UNO·Prognose, Anzahl in Millionen 1.540 

'ohne Ch,na und 
i UdSSR 
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bis zum Jahr 2050 sogar 12,5 Milliarden. 
Dies bedeutet einen Anstieg von über 
50 % (rd . 3 Milliarden) in nur 31 Jahren. 
Die UNO hat zu Recht darauf hingewie­
sen, daß die Bekämpfung des Hungers, 
die Bereitstellung von Wohnungen, ärztli­
cher Versorgung, Bildung und Arbeitsplät­
zen zu einer Verlangsamung des Bevölke­
rungswachstums beitragen würden. So 
gibt es einen eindeutigen Zusammenhang 
zwischen Entwicklungsstand und Gebur­
tenrate: In Afrika wächst die Bevölkerung 
jedes Jahr um 2,8 Prozent, in Asien und 
Lateinamerika um 1,8 Prozent, in Nord­
amerika um 1,1 Prozent und im wohlha­
benden Europa um höchstens 0,3 Prozent. 
Entscheidend für das Tempo der Bevölke­
rungszunahme ist die sogenannte Frucht­
barkeitsrate - die Anzahl der Kinder pro 
Frau - und diese ist auch abhängig vom 
Bildungsgrad: höhere Bildung - weniger 
Kinder. 

1. September 1 994 -
Das Erdbeben kam 
unerwartet pünktlich 
AFP Tokio - Während einer landesweiten 
Katastrophenübung zur Vorbereitung auf 
mögliche Erdbeben in Japan hat am 1.9.94 
in der Gegend von Nagano nordwestlich 
von Tokio die Erde gebebt. Ersten amtli­
chen Angaben zufolge wurde bei dem der 
Stärke 4,2 auf der nach oben offenen 
Richterskala niemand verletzt. Auch Sach­
schaden sei nicht entstanden. 13 Millionen 
Japaner waren zur Teilnahme an dieser 
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Katastrophenübung aufgerufen, die jedes 
Jahr am Jahrestag des schweren Erdbe­
bens von 1923 abgehalten wird, bei dem 
140 000 Menschen im Raum Tokio getötet 
und 570 000 Häuser zerstört worden 
waren . 

Häufige Überflutungen 

FORSCHER BEFÜRCHTEN ZUNAHME 
VON NATURKATASTROPHEN 
IM ALPEN RAUM 
Dutzende von Menschen, die in dreckig­
braunen Fluten ihr Leben verloren, Hunder­
te von Millionen Mark Sachschäden an 
Gebäuden und Kulturdenkmalen und ein 
auf viele Jahre hinaus nachhaltig zerstörter 
Landwirtschaftsraum: Diese erste vernich­
tende Bilanz nach den sintflutartigen Hoch­
wasserkatastrophen in Südfrankreich, dem 
spanischen Mittelmeerraum Kataloniens, 
vor allem in der norditalienischen Lombar­
dei und in Piemont könnte den Anfang vom 
Ende des Lebens im europäischen Alpen­
raum anzeigen. 
Das meinen zumindest Schweizer Wissen­
schaftler, die den mutmaßlichen Folgen der 
Klimaerwärmung bis zum Jahr 2100 nach­
gingen und schließlich eine allgemeine 
Zunahme der Naturgefahren voraussagen. 
"Durch den menschlichen Eingriff in das 
natürliche Klimasystem können Klimaverän­
derungen dermaßen beschleunigt werden, 
daß sich die Menschheit dieser Entwick­
lung nicht mehr schnell genug anpassen 
kann. Dort liegt die große Gefahr." So 
warnte jüngst die Schweizerische Hagel­
Versicherungs-Gesellschaft in Zürich die 
Öffentlichkeit vor den Risiken einer allmäh­
lichen Erwärmung des Weltklimas. Als 
Grundlage zur Entwicklung möglicher 
Zukunftsszenarien diente ein Nationales 
Forschungsprojekt der Schweiz über Aus­
wirkungen globaler und kontinentaler Kli­
maveränderungen auf den Alpenraum. 
Obwohl für die Zeitspanne zwischen dem 
Jahr 1800 und dem Jahr 2030 auf der 
Grundlage gleichbleibender Schadstoff­
emissionen vom vorindustriellen Zeitalter 
bis eine Generation nach der Jahrtausend­
wende eine globale Erwärmung von "nur" 
1,8 Grad Celsius errechnet wurde, bedeu­
tet das laut Forschungsbericht: "Zunahme 
der Wintertemperatur im südlichen Europa 
zwischen dem 35. und 50. nördlichen Brei­
tengrad von zwei Grad Celsius und der 
Sommertemperatur von bis zu drei Grad." 
Mit statistischen Methoden wurden auch 
die im Jahr 2100 voraussichtlich erreichten 
Temperaturen und Niederschlagsmengen 
im Alpenraum ermittelt. Demnach ist inner­
halb des nächsten Jahrhunderts mit fast 
fünf Grad wärmeren Sommern und 4,3 
Grad wärmeren Wintern zu rechnen. Das 
wiederum werde dazu führen, daß im Win­
ter des Jahres 2100 etwa zehn Prozent 
mehr Niederschläge fallen, und im Som­
mer können es bis zu fünfzehn Prozent 
weniger werden. 
Die Folgen: "Die erwärmte Atmosphäre 
kann mehr Feuchtigkeit aufnehmen. Der 

Niederschlag im Gebirge wird durch die zu 
hoch liegende Schneefallgrenze immer sel­
tener in Form von Schnee gebunden, son­
dern vielmehr als Regen auft~eten." Somit 
sei häufiger als heute mit Uberschwem­
mungen nach langanhaltenden und starken 
Niederschlägen zu rechnen. Doch nicht 
genug damit. Die Forschungsarbeit erläu­
tert, daß sich auch die Permafrostgrenze 
(darüber beginnt dauernd gefrorener Bo­
den) in den Alpen zusehends in größere 
Höhen verschieben werde: "Schuttmas­
sen, die bis jetzt gefroren waren, werden 
instabil und geraten dadurch entweder sei­
ber in Bewegung oder stellen ideale Anriß­
gebiete für Murgänge dar. Die Gefahr von 
Felsstürzen steigt. Die wegen höherer 
Temperaturen vermehrt ausgelösten Naßla­
winen können gerade in Gebirgswäldern 
verheerende Folgen haben." Pro Jahrzehnt 
gibt die Schweiz bereits seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs rund 1,2 Milliarden 
Franken für Schutzbauten gegen Hochwas­
ser in den Alpen aus. Gleichwohl haben 
sich die Schadenersatzzahlungen der Versi­
cherungen nach Naturkatastrophen in die­
ser Zeitspanne fast vervierfacht. 

(Peter Amstutz) 

Quelle: Sonntag Aktuell, Nr. 46 v. 13. 11. 1994 

Satelliten erkunden 
Folgen des Tschernobyl­
Unglücks 
CE Berlin - Die Folgen der Reaktorkata­
strophe von Tschernobyl sollen jetzt auch 
aus dem Weltraum erforscht werden . Das 
Fernerkundungszentrum Zakis der Ukraini­
schen Akademie der Wissenschaften und 
die deutsche Raumfahrtagentur Dara 
haben eine entsprechende Vereinbarung 
getroffen. Die Organisation des Vorha­
bens übernimmt die UVE-Fernerkun­
dungszentrum GmbH Potsdam. 
Untersucht wird zunächst eine rund 3 000 
Quadratkilometer große Fläche südlich von 
Tschernobyl. Von Satelliten aus wird mit 
Hilfe von Radar- und Infrarotmessungen 
der Zustand von Vegetation, Boden und 
Wasser registriert. Die Messungen erfol­
gen in periodischen Abständen. Von Flug­
zeugen aus wird auch die Radioaktivität 
gemessen. Bodenanalysen ergänzen die 
Untersuchungen. Die Daten werden im 
Computer in einem Geoinformationssy­
stem, das an der UVE entwickelt wurde, 
gespeichert und zu Karten verarbeitet. "So 
lassen sich mögliche Veränderungen In 
Abhängigkeit von der Stärke der Radioakti­
vität erkennen", erklärt Karl-Heinz Marek, 
Professor an der UVE. Seit 1976 wurde 
das Gebiet der Ukraine von Satelliten aus 
beobachtet. Diese Aufnahmen und weite­
re ökologische Daten ermöglichen es nun, 
den Zustand vor dem Reaktorunglück zU 
rekonstruieren und mit der heutigen Situa­
tion zu vergleichen. Ziel sei es, so Marek, 
Maßnahmen für die Rekultivierung des 
Gebietes zu entwickeln. Das Projekt läuft 
bis Ende 1996 und soll bei Erfolg zu einem 
umfassenden Umweltüberwachungssy­
stem ausgeweitet werden. 



Studie: Lebenserwartung 
in Island am höchsten 
AP Kopenhagen - Die Lebenserwartung 
eines Isländers beträgt laut einer Studie 
der WHO im Schnitt rund 20 Jahre mehr 
als die eines Russen . Zwischen dem 
Osten und dem Westen Europas habe 
sich in bezug auf die Gesundheit der 
Bevölkerung eine stetig wachsende Kluft 
aufgetan, heißt es in einem in Kopenha­
gen vorgestellten Bericht der WeItge­
sundheitsorganisation (WHO), der am 
23 . November veröffentlicht wurde. Zu 
den Ländern mit der höchsten Lebenser­
wartung gehören demnach nach Island 
die Schweiz (Rang zwei) und Frankreich 
(drei) . Deutschland liegt auf Rang 16. 
Die Studie mit dem Titel "Gesundheit in 
Europa" ist die erste dieser Art seit dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion 1991. 
Die schlechten Gesundheitsbedingungen 
im Osten führt sie auf die wirtschaftliche 
Umwälzung, soziale Unruhen, Migration 
und Kriege zurück. Der Bericht stützt sich 
auf Informationen aus 50 europäischen 
Ländern mit insgesamt mehr als 280 Mil­
lionen Einwohnern. 
Nicht eine der früheren Sowjetrepubliken 
ist auf der Liste der 20 Länder mit der 
höchsten Lebenserwartung in Europa ver­
treten, die Island mit 78,8 Jahren anführt. 
In Rußland liegt die erwartete Lebensdau-
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er für Männer bei nur 59 Jahren. Auch in 
westlichen Ländern sank die Lebenser­
wartung seit 1980: So fiel Dänemark vom 
zehnten auf den 18. Platz, Norwegen vom 
dritten auf den achten. Deutschland stand 
vor 14 Jahren an 14. Stelle. Gründe: Alko-

hol- und Zigarettenkonsum besonders von 
Frauen, Arbeitslosigkeit und der frühe Ein­
tritt der Frauen auf den Arbeitsmarkt. Die 
fettärmere Ernährung in einigen Mittel­
meerländern könnte ebenfalls ein Grund 
für die höhere Lebenserwartung sein . 

Dornier, ein Unternehmen wird 80 Jahre 
Friedrichshafen - Wer sich heute einge­
hend mit der Struktur der im Bodensee­
raum ansässigen Industrieunternehmen 
und vor allem der aus dem einstigen Luft­
schiffbau Zeppelin hervorgegangenen Fir­
men beschäftigt. wird der mehrheitlich zur 
Deutschen Aerospace (Dasa/München) 
gehördenden Dornier GmbH eine Fülle 
von Aktivitäten auf den Gebieten Luft­
fahrt. Raumfahrt und Kommunikation 
sowie technische Innovation zuordnen . 
Dem späteren Firmeninhaber Claude Dor­
nier stellte Graf Zeppelin oft außerge­
wöhnliche Aufgaben . Vor nunmehr 80 
Jahren beauftragte er den jungen Diplom­
ingenieur im Jahre 1914 mit der Entwick­
lung großer, ganz aus Metall gebauter 
Flugzeuge. Diese Aufgabe wurde zum 
beherrschenden Lebenswerk von Claude 
Dornier. Seine Karriere beim Grafen Zep­
pelin begann mit der Ernennung zum Lei­
ter der selbständigen Abteilung ,,00" . 
Drei Jahre später wurde er bereits 
Geschäftsführer der "Zeppelinwerk Lin­
dau GmbH", die ab 1922 in "Dornier­
Metallbauten GmbH" umbenannt wurde 
und 1932 ganz in seinen Besitz überging. 
Claude Dorniers Erfolge reichten von den 
letzten Jahren des Kaiserreiches bis in die 
Nachkriegszeit mit ihren Wirtschaftswun­
derjahren. In diesem Zeitraum mit seiner 
schnellen, ja sprunghaften technologi­
schen Entwicklung, hat Dornier nahezu 80 
Flugzeugtypen entwickelt und gebaut. 
Viele Baumuster haben seinen Namen 
weltbekannt gemacht, zum Beispiel die 

Flugboot-Familie Dornier-Wal. Eine dama­
lige technische Sensation war das zwölf­
motorige Flugschiff 00 X. 
In den ersten Jahren nach dem zweiten 
Weltkrieg entstanden die erfolgreichen 
Kurzstart-Verbindungs- und Arbeitsflug­
zeuge 00 27 und 00 28 Skyservant, mit 
denen der deutsche Flugzeugbau wieder 
auf die Weltmärkte vorstieß. 
Prof. Dr.-Ing. Claude Dornier verstarb im 
Jahre 1969 in der Schweiz. Im Laufe sei­
nes Lebens erhielt er zahlreiche wissen­
schaftliche und staatliche Ehrungen. 
Aus der langen Tradition im Flugzeugbau 
hat sich das Unternehmen Dornier seit 
Ende der 50er Jahre zielgerichtet zu 
einem Technologiekonzern gewandelt. 
Die Luftfahrtaktivitäten sind seit Ende 
1988 in der Tochterfirma Dornier Luftfahrt 
GmbH zusammengefaßt. Die im Jahre 
1962 vor allem zur Bündelung der außer­
halb der Luftfahrt angesiedelten Program­
me gegründete Dornier System GmbH 
hat insbesondere auf den Gebieten Neue 
Technologien und Raumfahrt, zum Bei­
spiel mit den erfolgreichen Forschungssa­
telliten Rosat und ERS-1, Pionierleistun­
gen erbracht. 
Im Zuge der Neustrukturierung der Deut­
schen Luft- und Raumfahrtindustrie 
wurde Dornier 1985 Teil des integrierten 
Technologiekonzerns Daimler-Benz und 
wird seit Mai 1989 von der Deutschen 
Aerospace AG (Dasa/München) geführt. 
Heute sind die Dornier-Aktivitäten in den 
Dasa-Produktbereichen Satellitensyste-

me, Informations- und Kommunikations­
systeme sowie Regionalverkehrs-Flugzeu­
ge verankert. Der Bereich Forschung wird 
koordiniert vom Daimler-Benz-Ressort 
Forschung und Technik. Die Dornier Medi­
zintechnik GmbH, erfolgreich geworden 
mit der Nierenstein-Lithotripsie, ist Teil 
der zusätzlichen Geschäftsgebiete der 
Dasa . 
Werner Heinzmann, seit 1. November 
1991 Vorsitzender des Vorstandes der 
Dornier GmbH : "Ich bin stolz und glück­
lich darüber, einem Unternehmen mit 
solch großer Tradition zu dienen. Nach 
den dramatischen Marktveränderungen 
der vergangenen Jahre und einem massi­
ven Rückgang des Bonner Verteidigungs­
bzw. Forschungsetats (Raumfahrt) muß­
ten wir bei Dornier einen strategischen 
und strukturellen Umbau einleiten . Wir 
sind jetzt mitten in der Realisierung und 
dabei noch nicht in allen Bereichen über 
den Berg. 
Dornier ist aber gut positioniert und kann 
durch die Integration in die Dasa mit sei­
nem breiten Innovationspotential auch in 
der Zukunft anspruchsvolle Beiträge zu 
vielen Themen liefern. Dornier unterstützt 
damit in erheblichem Umfang die Aufga­
bengebiete innerhalb der Dasa-Kernge­
schäftsfelder und trägt mit seinen heute 
rund 7 800 Mitarbeitern auch zum Erhalt 
hochqualifizierter Arbeitsplätze in 
Deutschland bei ." 
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Aus wirtschaftlichen Gründen ist der 
kostenlose Abdruck von Produktinformatio­
nen und Firmennachrichten ab Ausgabe 
1/1995 nicht mehr möglich. 

Wenden Sie sich bitte an den Osang Verlag, 
Tel. (02 28) 678383, Fax 67 9631. 

Das Unternehmen 

RHEIN-BONAR 
Kunststoff-Technik GmbH/ 
Hockenheim 
stellt sich mit dem neugeschaffenen 
Geschäftsbereich Umwelt-Sicherheit 
der Öffentlichkeit vor. 

Hierzu werden Produktneuheiten europa­
weit eingeführt, die neue Maßstäbe im 
Umweltschutz setzen. 
Ein komplettes Sicherheitsfaß-Programm, 
aus drei unterschiedlichen, anwendungs­
bezogenen Faß-Typen bestehend. Bild 1 
zeigt das neue Standard-Sicherheitsfaß, 
das erstmals auch in der Sicherheitsfarbe 
Leuchtorange angeboten werden kann, 
um bei Einsätzen in der Dämmerung oder 
bei trüber Witterung zusätzliche Verkehrs­
sicherheit zu bieten. 

Kostensparen beginnt in der Vorsorge. 
Diesem Motto wird ein völlig neu es "Not­
fall-Set" gerecht. Der kostenintensive Ein­
satz von Feuerwehren kann auf ein Mini­
mum reduziert werden, wenn bei einem 
LKW-Unfall dieses Set, das aus einem 
unter der Ladefläche befestigten Spezial­
behälter, straßenzugelassenen Absorpti­
onsmaterialien und einer Notfallausrü­
stung besteht, mitgeführt wurde. Die not-
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Notfall-Set für Lastkrahwagen 

wendigen Sofortmaßnahmen zur Eindäm­
mung auslaufender Öle, Säuren, Laugen 
und Kühlerflüssigkeiten können umge­
hend eingeleitet werden (Bild 2). 

Quelle: Rhein-8onar Kunststoff-Technik GmbH, Indu­
striestr. 18, 68766 Hockenheim 

Bild 1 

Sicherheits faß 
Standard 

Bild 2 

INFOBROSCHÜRE: 

Wegen Asbest geschlossen 
Asbest, nach heutiger Einschätzung einer 
der gefährlichsten Arbeitsstoffe über­
haupt, wurde universell eingesetzt: vom 
unbrennbaren Theatervorhang bis zur 
Deckenbeschichtung in Hallenbädern. Ins­
besondere Spritzasbest, ein Gemisch auS 
einem anorganischen Bindemittel (z.B. 
Gips) und Wasser, wird jetzt aufwendig 
wieder entfernt. Gerade in den Bereichen 
Brand-, Schall-, Wärme-, Hitze- und Feuch­
tigkeitsschutz wurde Spritzasbest bis zU 
seinem Verbot im Jahr 1978 in Deutsch­
land bevorzugt eingesetzt. Heute sehen 
die Landesbauordnungen vor, daß insbe­
sondere schwach gebundene Asbestpro­
dukte so zu sanieren sind, daß keine der 
krebserregenden Fasern mehr an die 
Raumluft abgegeben werden. 
In ihrer Infobroschüre greift die svt die 
Themen Asbestentsorgung und Asbest­
sanierung auf und schildert die Wege zur 
sicheren Lösung dieser Probleme. Die 
Broschüre ist kostenlos erhältlich bei: 
svt Brandschutz-Vertriebsgesellschaft 
mbH, Glüsinger Straße 86, 21217 Seeve­
tal. Hs 

Quelle: 
HS Publ/C Relations GmbH, Postfach 74 0342, 40073 
Düsseldorf ~ 



Aus wirtschaftlichen Gründen ist der 
kostenlose Abdruck von Produktinformatio­
nen und Firmennachrichten ab Ausgabe 
1/1995 nicht mehr möglich. 

Wenden Sie sich bitte an den Osang Verlag, 
Tel. (02 28) 67 83 83, Fax 67 9631 . 

Dasa entwickelte erste 
mobile ABC-Personen­
Dekontaminieranlage 
Eine Pilotanlage zur Dekontaminierung von 
Personen übergab Dornier an das Bundes­
amt für Wehrtechnik und Beschaffung 
(ßWB). Dieses neue System wird nun die 
Erprobung als zweiter Baustein des 
.. Haupt-Entstrahlungs-, Entseuchungs- und 
Entgiftungsplatz" (HEP 90) der Bundes­
wehr in Munster aufnehmen. 
Bei der Personen-Dekontaminierungsanla­
ge handelt es sich um ein autonomes und 
mobiles Kontaminations-Überwachungssy­
stem mit Duscheinrichtung. Die Anlage ist 
in einem Lkw-Sattelauflieger eingebaut 
und hat eine Kapazität von 60 Personen in 
der Stunde. Dabei werden die EinzeIperso­
nen mittels Ganzkörper-Kontaminations­
monitor auf mögliche Gamma-Strahlung 
überprüft. Fünf Personen können gleichzei­
tig im Abstand von cirka zwölf Minuten 
duschen. Das System kann innerhalb von 
30 Minuten auf- und abgebaut werden. 
Die Strahlungskontrolle und Dekontamina­
tion vor Personen ist eine wichtige Zielset­
zung der Streitkräfte. Als nächster Bau­
stein befindet sich eine Dekontaminier­
Ausstattung für Großgeräte in der Planung. 
Bereits jetzt ist absehbar, daß diese Deko­
Anlage für Industrieunfälle ebenso wie im 
Katastrophenschutz geeignet ist. 

Quelle: Oasa, Friedrichshafen, Produktbereich Infor­
mations- und Kommunikationssvsteme, Tel. 0 7545-8-
91 24, Fax -8-58 88 

Intelligenter Wächter für 
Gewerbe und Privat 
Ob es um die Sicherung eines Geldinsti­
tuts, eines Gewerbebetriebes, eines Super­
marktes oder eines Einfamilienhauses 
geht, mit der neuen Einbruch-Sicherungs­
zentrale ES 12 von Zettler lassen sich alle 
Projekte perfekt schützen . Bis zu 12 x 20 
frei programmierbare Alarmmelder sind an 
die Steuer- und Auswerteelektronik dieser 
Zentrale anschließbar. Dabei können alle 
üblichen Sensoren, z.B. Bewegungsmel­
der, Glasbruchmelder oder Magnetkontak­
te, eingesetzt werden . Die integrierte, star­
ke Energieversorgung reicht auch für den 
Betrieb von Alarmmeldern mit höherer Lei­
stungsaufnahme, wie z.B . Körperschallmel­
der, Lichtschranken oder Videoanlagen. 
Um die Anlage scharfzuschalten oder zu 
entschärfen, braucht man nicht einmal 
selbst anwesend zu sein. Es genügt, den 
gewünschten Zeitpunkt inklusive der spezi­
ellen Anweisungen für Feiertage oder Feri­
en einzugeben. Der eingebaute Ereignis­
speicher hält bis zu 255 Vorkommnisse mit 
Datum und Uhrzeit fest. Eine programmier-

Ein neues tragbares 
Hydraunkaggregat von LANCIER 

Leicht, kompakt, zuverlässig - das sind die 
hervorstechendsten Eigenschaften des 
neuen Hydraulikaggregats V 2,8/06 von 
LANCIER. Es wurde, insbesondere in Ver­
bindung mit einem Kombi-Schneid-Spreiz­
gerät, für den schnellen Einsatz am Unfall­
ort konzipiert. Mit nur 335 mm Länge, 335 
mm Breite und 480 mm Höhe sowie auf­
grund des geringen Gewichts (19 kg) und 
des integrierten Tragegriffs ist ein mühelo­
ser Transport zur Einsatzstelle gewährlei­
stet. 
Das Hydraulikaggregat V 2,8/06, ausge­
stattet mit Hochdruckschnellkupplungen, 
wird von einem wartungsfreundlichen 4-
Takt-Vergasermotor mit einer Leistung 
von 2,8 kW angetrieben. Eine Zweistufen­
pumpe liefert einen Ölstrom von 2,8 I/min. 
bei einem Druck von 0-90 bar bzw. 0,6 
I/min. bei 90-630 bar. ~ 

Quelle: Peter LANCIER GmbH & Co. KG, Herr Som­
mer, Postfach 47 01 60, 0-48075 Münster 

Einbruchmeldeanlage 
für Wohn- und Gewerbebereich 

mit der neuen Sicherungszentrale ES 12 
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bare Zeitverzögerung verhindert, daß man 
den Alarm nach dem Aktivieren selbst aus­
löst (Schleusenfunktion) . Gegen offen 
gelassene Türen hilft der Anschluß von Rie­
gelkontakten. Dann überprüft die Zentrale 
selbständig, ob alle Türen versperrt oder 
nur geschlossen sind und meldet dies. 
Noch mehr Sicherheit vermittelt die Block­
schloßfunktion : Nach dem Prinzip der 
Zwangsläufigkeit läßt sich beim Verlassen 
des Sicherungsbereiches der Schlüssel nur 
dann drehen, wenn die gesamte Anlage 
funktionsfähig ist. Durch die Option auf 
zwei Blockschlösser sind zwei getrennte 
Sicherheitsbereiche, z.B. Tresor- und Kun­
den bereich oder Geschäfts- und Privaträu­
me, unabhängig voneinander scharfschalt­
bar. Ein nur dem Betreiber der Anlage 
bekannter Zahlencode sorgt für doppelten 
Schutz der Zugänge und sichert sämtliche 
Einstellungen der Anlage. Software-Schnitt­
stellen ermöglichen eine problemlose Ver­
netzung mit übergeordneten Alarmsyste­
men, wie z.B. der Alarmeinsatzdatei AED 2. 
Selbstverständlich entspricht die ES 12 den 
Richtlinien des Verbandes der Sachversi­
cherer, der VDE 0833 sowie den Richtlinien 
für Überfall- und Einbruchmeldeanlagen mit 
Anschluß an die Polizei (ÜEA). 

Quelle: Zerrler Pressediensr. Postfach 202122, 0-
80021 München 
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Gelände-Fernüberwachung 
per Telefon 
Die Überwachung weit auseinanderliegen­
der Gebäude und Grundstücke war bisher 
sehr personalintensiv, da normale Video­
systeme nur eine Reichweite bis zu 2 000 
Metern haben. Unter dem Namen "Fast 
Scan VST 10 CA" stellt Zettler jetzt ein 
Überwachungs- und Steuersystem vor, 
das ganze Länder und Kontinente über­
spannt. Möglich wurde diese Entwicklung 
durch das ISDN-Netz. Es überträgt die 
Alarmsituation vom "Tatort" zur Zentral­
station in weniger als einer Sekunde. 
Außerdem kann man die Schwenk-/Nei­
geköpfe und die Einstellung der Kameras 
per Telefon verändern, um sich ein 
genaueres Bild zu verschaffen, sowie 
Türen, Tore, Lampen usw. ansteuern . 
Bis zu 50 Überwachungsgelände mit je 10 
Kameras können über die eingebaute bidi­
rektionale RS232-Datenverbindung an die 
Zentralstation angeschlossen werden. Be­
sonders effektiv ist die Alarmerfassung mit 
"Fast Scan VST 10 A". Jede Einheit verar­
beitet bis zu drei separate Alarme. Auto­
matisch werden Viererbilder übertragen, 
die das alarmauslösende Ereignis sowie 
zwei Schnappschüsse der darauffolgenden 
Geschehnisse und ein ständig aufdatiertes 
Bild der aktuellen Situation zeigen. 
Das neue System erübrigt nicht nur routi­
nemäßige Rundgänge des Wachperso­
nals. Man kann sich in Zweifelsfällen auch 
davon überzeugen, ob ein richtiger oder 
falscher Alarm vorliegt. Die Bilder werden 
in hervorragender Farbqualität aufgezeich­
net, was die Identifikation von Straftätern 
wesentlich erleichtert. Evtl. Mißbrauch 
wird durch Kennwortschutz verhindert. 
Einfache Programmiermenüs erleichtern 
die Bedienung. 

Quelle: 
Zettler Pressedienst. Postfach 20 21 22, 0-80021 
München, Telefon 0 89/84 90 56, Fax 0 89/8 41 49 42 

Gelände-Fernüberwachung 
mit " Fast Scan VST 10 CA " 

Foto: Zettler GmbH, München 
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Auloadapllver 
Sireulicht-Sensor 
"sieht" Brandgefahr 
Sichtbarer Rauch wird im Frühstadium 
zuverlässig durch optische Melder detek­
tiert . Zettler hat im Zusammenhang mit 
seinem neuen VolI-Analog-Sensor-System 
ZETFAS diesen Melder völlig neu konzi­
piert . Er besteht aus einem wartungsfrei­
en Sockel, in den eine adressierbare Elek­
tronik eingebaut ist und einem unauffälli­
gen Sensorkopf mit der Meßkammer. Dort 
sind eine Fotozelle und eine Lichtquelle in 
einem bestimmten Winkel zueinander 
angeordnet. Beim Eindringen von Rauch 
wird der Lichtfluß an den Rauchpartikeln 
zur Fotozelle hin reflektiert und die Verän­
derung an die Zentrale gemeldet, die die 
mögliche Gefahr analysiert und lokalisiert. 
Im ZETFAS-System arbeitet der Streu­
licht-Sensor autoadaptiv, d.h. er hat eine 
konstante Ansprechempfindlichkeit. die 
unabhängig von Umfeldeinflüssen wie 
Temperatur, Feuchtigkeit oder Ver­
schmutzung ist. Falschmeldungsfaktoren 
werden in der Zentrale als Störung ausge­
wiesen : Statt der Feuerwehr kommt der 
Wartungsdienst. Der Sensorkopf ist leicht 
auswechselbar, auch gegen einen Ionisa­
tions- oder Wärme-Sensorkopf. Sobald er 
in den Sockel eingesteckt ist, erkennt die 
Zentrale den Standort und das Detektions­
prinzip. 

Quelle: Zettler Pressedienst, Postfach 20 21 22, 0-
80021 München 

Autoadaptiver 
Ionisations-Sensor 
"riecht" Brandgase 
Zur Früherkennung von Bränden mit gerin­
ger Rauchkonzentration (Aerosole) wer­
den Ionisationsmelder bevorzugt. Das 
Prinzip: Über eine ionisierende Luftstrecke 
fließt ein schwacher Strom, der sich ver­
ringert. wenn die in die Ionisationskam­
mer strömende Luft durch Verbrennungs­
produkte verunreinigt wird. Der Vorteil die­
ses Melder ist. daß er sowohl sichtbaren 
Rauch als auch kleinste Rauchpartikel 
wahrnimmt. 
Zettler bringt den Ionisationsmelder zum 
Einsatz in seinem VolI-Analog-Sensor­
System ZETFAS, jetzt in einer völlig neuen 
Form heraus. In einen wartungsfreien 
Sockel mit adressierbarer Elektronik wird 
ein unauffälliger Sensorkopf mit Ionisati­
onskammer eingesetzt. Durch eindringen­
den Rauch bewirkte Veränderungen der 
Leitfähigkeit der ionisierten Luftstrecke 
werden an die Zentrale gemeldet und dort 
ausgewertet. 

Quelle: Zett/er Pressedienst, Postfach 202122, 0-
80021 München 

ZETFAS-Rauchmelder 
Streulicht-Prinzip 

Foto: Zettler GmbH, München 

ZETFAS-Rauchmelder 
Ionisations-Prinzip 

Foto: Zettler GmbH, München 



Aus wirtschaftlichen Gründen ist der 
kostenlose Abdruck von Produktinformatio­
nen und Firmennachrichten ab Ausgabe 
1/1995 nicht mehr möglich , 

Wenden Sie sich bitte an den Osang Verlag, 
Tel. (02 28) 67 83 83, Fax 67 96 31 , 

Autoadaptiver Wärme­
Sensor "spürtll 
Hitzeentwicklung 
Wärmemelder benutzen als Brandkenn­
größe die plötzliche Erhöhung der Umge­
bungstemperatur. Sie messen entweder 
den momentanen Wert der Lufttempera­
tur (Maximalverhalten) und/oder den Tem­
peraturanstieg pro Zeiteinheit (Differential­
verhalten). Durch Entwicklung eines 
neuen Algorithmus hat Zettler seinen Wär­
memelder jetzt zum Sensor gemacht, der 
nur noch den physikalischen Effekt detek­
tiert, die Entscheidung, ob ein Alarm oder 
nur eine Störung vorliegt, aber der Zentra­
le des neuen VoII-Analog-Sensor-Systems 
ZETFAS überläßt. Dadurch läßt sich die 
Falschalarmquote bedeutend senken, 

Quelle: Zettler Pressedienst, Postfach 202122, 0 -
80021 München 

SPIKT.RUM 

KLEIN IM FORMAT, GROSS IN DER 
LEISTUNG - TIPTEL 206 

Mit dem neuen Anfrufbeantworter tiptel 
206 bietet die TIPTEL AG ein preiswertes 
und leistungsstarkes Einsteigermodell. 
Dank seiner geringen Abmessungen fin­
det er auch auf engstem Raum einen Platz 
und kann zudem an der Wand montiert 
werden , 
Das Leistungsspektrum reicht von der 
sprachgesteuerten Aufzeichnung auf 
Microcassette über einstellbare Auf­
sprechzeit, einstellbaren Ansagestart und 
Funktionskontrolle per Leuchtdiode bis 

zum Mithören mit Gesprächsübernah­
memöglichkeit. Die Bedienung der Grund­
funktionen erfolgt durch nur drei Tasten. 
Das Modell 206 F ist mit Fernabfrage aus­
gestattet, Der zum Lieferumfang gehören­
de Fernabfragesender ermöglicht Fernän­
dern der Ansage sowie das Fernein- und 
-ausschalten der Telefonbereitschaft. Die 
Anzahl der Aufzeichnungen wird durch 
Tonsignale mitgeteilt. 

Quelle: TlPTEL AG, Halskestr. 1, 0-40880 Ratingen, 
Tel. 021 02/428-0, Telefax 0 2102/428-140 

DEUTSCHE AEROSPACE LIEFERT MOBILE 
ANTENNENMASTANLAGEN 

Die Deutsche Aerospace AG (Dasa/Mün­
ehen) hat vom Bundesministerium für Ver­
teidigung (BMVg) den Auftrag zur liefe­
rung von 24 Antennenmastanlagen für das 
Fla Rak-System Hawk erhalten , Der Auf­
trag hat ein Gesamtvolumen von ca, 26 
Mio, DM. Er wird bei Dornier in den Jah­
ren 1995 bis 1997 ausgeführt. 
Die von Dornier entwickelten Antennen­
mastanlagen dienen der Richtfunkübertra­
gung von Daten innerhalb eines Fla Rak­
Verbundes, Dieser Verbund besteht aus 
den Luftabwehrsystemen Patriot und 
Hawk sowie der Anbindung dieser Syste­
me an das Luftwaffen-Fernmeldenetz 
"AutoFü" , 
Nachdem das Patriot-System bereits mit 
80 mobilen Mastanlagen von Dasa aus­
gerüstet wurde, wird die Kommunikation 
innerhalb der gemeinsam operierenden 
Verbände sichergestellt. Da die 24 neuen 
Mastanlagen baugleich mit den eingeführ­
ten Patriot-Anlagen sind, können sie auch 
innerhalb des Fla Rak-Verbundes ausge­
tauscht werden, 
Die Antennenmastanlagen für Hawk 
zeichnen sich dadurch aus, daß jeweils 
vier Sende-/Empfangs-Antennen (Parabol-

antennen mit einem Meter Durchmesser), 
die einzeln horizontal und vertikal einstell­
bar sind, innerhalb weniger Minuten auf 
bis zu 34 Meter ausgefahren werden kön­
nen, Dies geschieht auf engstem Raum 
(6 m x 10m) mit nur zwei Mann Personal. 
Die Betriebsbereitschaft kann dabei in ca, 
20 Minuten hergestellt werden , Von 
großer Bedeutung bei Richtfunkstrecken 
ist die genaue Ausrichtung der Antennen, 
die selbst bei sehr hohen Windstärken 
eine maximale Abweichung von zwei 
Grad nicht übersteigen darf, Die Anten­
nenmastanlagen für Hawk sind bis zu 
Windstärken von 37 m/s, das sind 133 
km/h Windgeschwindigkeit, zugelassen, 
Als Trägerfahrzeug wird ein voll gelän­
degängiger Lkw verwendet. 
Als Mastausfahrsystem entwickelte man 
einen neuartigen Spindelantrieb: Ist das 
Geländefahrzeug hydraulisch abgestützt 
und nivelliert, wird das Antennen­
standrohr, das während der Marschfahrt 
parallel am Teleskopmast angeklappt 
liegt, ausgeschwenkt, verriegelt und mit 
dem noch eingefahrenen Teleskopmast 
aufgerichtet. Anschließend beginnt per 
Fernbedienung die Hubspindel - sie ist im 

gleichlangen Basisrohr installiert - das 
erste Rohrsegment mit dem Antennen­
standrohr hochzufahren, Dabei werden 
auch die Abspannseile und Antennenka­
bel mit in die Höhe gezogen, Noch ehe 
das erste Rohrsegment von der Spindel 
läuft, zieht es das zweite Segment mit 
und führt es in die Spindel ein . Eine auto­
matische Verriegelung zwischen Rohr 
eins und zwei sowie den nachfolgenden 
Rohren hebt das jeweils vordere Tele­
skopsegment weiter nach oben, In umge­
kehrter Arbeitsweise kann, auch bei star­
ker Vereisung, die glatte und geschlosse­
ne Rohrstruktur gleich schnell wieder ein­
gefahren werden , 
Da das Antennenträger-Mastsystem mobil 
ist, geringen Platz beansprucht und sehr 
wirtschaftlich auch zivil einsetzbar ist, 
konnte der Dasa-Produktbereich 1992 elf 
Mastsysteme an die Deutsche Bundes­
post Telekom für den Aufbau des digitalen 
Mobilfunknetzes 01 ausliefern, 

Quelle: 
Deutsche Aerospace, Friedrichshafen, Produktbereich 
Informations- und Kommunikationssysteme, Tel. 
o 7545-8-91 24, Fax -8-58 88 
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Aus wirtschaftlichen Gründen ist der 
kostenlose Abdruck von Produktinformatio­
nen und FirmennClchrichten ab Ausgabe 
1/1995 nicht mehr möglich. 

Wenden Sie sich bitte an den Osang Verlag, 
Tel. (02 28) 67 83 83, Fax 67 96 31. 

Neue, mobile Licht­
und Stromstation von 
Brennenstuhl 
Brennenstuhl bietet jetzt eine außerge­
wöhnlich praktische Kombination . 2 Halo­
genstrahler (I P 44, spritzwassergeschützt) 
mit je 250 Watt, sorgen für taghelle Aus­
leuchtung. Die Halogenstrahler sind ein­
zeln schaltbar und stufenlos schwenkbar 
sowie in jeder Stellung fest zu arretieren. 
Der integrierte 3fach-Stromverteiler mit 
spritzwassergeschützten Schutzkontakt­
steckdosen ermöglicht den Einsatz mehre­
rer Werkzeuge und Maschinen ohne zeit­
aufwendiges Umstecken. Der Strom­
anschluß erfolgt über ein 5 m langes, 
außenbeständiges Gummikabel. 
Die mobile Licht- und Stromstation von 
Brennenstuhl ist für den Innen- und 
Außeneinsatz geeignet. 

Duelle: 
Hugo Brennenstuhl GmbH & Co. KG, 72074 Tübmgen­
Pfrondorf, Telefon 0 70 71/8801 -0, Telefax 87657 

SPEKT.RUM 
DAS MAGAZIN FUR Z 

ORGAREVI: SOFTWARE PAKET OMI UNTERSTÜTZT 
FREIWILLIGE FEUERWEHREN 

Von den mehr als 36000 Feuerwehren in 
der Bundesrepublik sind lediglich knappe 
15 % Berufsfeuerwehren. Freiwillige Hel­
fer übernehmen deren Aufgaben überall 
dort, wo hauptberufliche Feuerwehrleute 
zu teuer oder nicht ausgelastet wären. 
Retten - löschen - bergen - schützen -
das gilt uneingeschränkt auch für die frei­
willigen Wehren. Feuerlöschen ist jedoch 
nur noch ein kleiner Teil der Aufgaben. 

Mehr Aufgaben - weniger Mittel 
Neben den ständig wachsenden Aufgaben 
wie Bergen und Retten nach Verkehrsun­
fällen, Sturm- und Sturmflutschäden 
sowie nach Katastrophen, aber auch 
Einsätze bei Industrieunfällen und Unfälle 
bei Gefahrguttransporten, klagen die Weh­
ren zunehmend über Nachwuchsmangel. 
Und die Gemeinden, für die Ausrüstung 
verantwortlich, müssen sparen. Wie aber 
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sollen die ehrenamtlichen Ortsfeuerweh­
ren unter diesen Umständen noch ihren 
Aufgaben gerecht werden? Die Aufgabe: 
Engere Anbindung der Mitglieder durch 
regelmäßige Mitteilungen, bessere Infor­
mation von Interessenten und Förderern 
und Effektivierung der Verwaltungsarbeit. 
Die Lösung: Einsatz von Software bei der 
Mitgliederverwaltung im pe-Zeitalter. 
Dazu sind folgende umfangreiche Mitglie­
derstammdaten notwendig: Unterteilung 
in aktive Mitglieder, Förderer und Alters­
abteilung, die Dienstgrade vom Mitglied 
der Jugendfeuerwehr bis zum Amtswehr­
führer, die zahlreichen Funktionsabzei­
chen, Lehrgänge, Erreichbarkeit über 
Telefon oder Europieper, spezielle Funk­
tionen, Jubiläen und Ehrungen. 
OMI bietet eine komfortable Adreßver­
waltung mit integrierter Textverarbeitung 
und Datenbank. Möglich sind über die 

klassische Stammdatenverwaltung hinauS 
die vollautomatische Erhebung von Beiträ­
gen und die Ausgabe unter anderem auf 
Diskette für den beleg losen Datenträger­
austausch. Finanzdisposition und Mitglie­
derbuchhaltung mit Mahnwesen ergänzen 
die Mitgliederverwaltung. 
Mit OMI lassen sich parametergesteuerte 
Listen und Statistiken erstellen, außerdem 
der Druck von Anschriftenaufklebern, Mit­
gliedsausweisen, Einzel- und Serienbrie­
fen mit direktem Zugriff auf Mitglieder­
und Adreßdaten. 

Duelle: ORGAREVI Gesellschaft für EOV-Anwendung 
mbH, Georgstraße 52, 30159 Hannover, Telefon 
0511/3023-118, Telefax0511/3023-193 
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